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Beginn der Sitzung: 9.04 Uhr.

Prasident Bernd Busemann:

Meine Damen und Herren! Ich er6ffne die 80. Sit-
zung im 29. Tagungsabschnitt des Niedersachsi-
schen Landtags der 17. Wahlperiode. Das Prasidi-
um winscht Ihnen einen guten Morgen.

(Zurufe: Guten Morgen, Herr Prasident!)

Das Plenum ist bereits hervorragend besetzt, so-
dass ich die Beschlussfahigkeit des Hauses
schon jetzt feststellen darf.

Tagesordnungspunkt 33:
Mitteilungen des Prasidenten

Meine Damen und Herren, vielleicht aus gegebe-
nem Anlass noch ein Hinweis: Wir sind nicht zu-
letzt aufgrund der beengten Lage in diesem eigent-
lich wunderschénen Ubergangsplenarsaal beson-
ders sensibel, wenn es darum geht, ob vielleicht
Einsicht in unsere Unterlagen, wie auch immer,
genommen wird. Das bedarf einer gewissen Dis-
ziplin auf allen Seiten.

Ich hatte gestern einen Kameramann, bei dem ich
den Eindruck hatte, dass er von hinten in das Ple-
num hinein gefilmt hat, entsprechend angespro-
chen. Wir konnten mittlerweile klaren, dass dem
nicht so gewesen ist, dass es wohl auch technisch
gar nicht moéglich war, dass aber fir bestimmte
Einstellungen manchmal bestimmte Positionen
bezogen werden missen.

Auf der einen Seite will ich das also als geklart
betrachten, aber auf der anderen Seite sozusagen
als personliche Geste den Fernsehjournalisten
Folgendes anbieten: Wenn Sie dann und wann -
wir haben natirlich spannende Debatten und sind
daran interessiert, dass wunderschéne Bilder in
den Medien von unserer wichtigen Tatigkeit ver-
breitet werden - fur die eine oder andere Einstel-
lung mal da oder dort Position beziehen wollen,
ware ich dankbar, dass Uber die bestehenden Ver-
einbarungen hinaus Kontakt zu den Mitarbeitern
rechts hinter mir oder zu den Schriftfihrern aufge-
nommen wird, damit man - auch die Vizeprasiden-
ten - entscheiden kann, was geht und was nicht
geht.

Ich will in dem Zusammenhang gern festhalten,
dass die Vereinbarungen, die wir hierzu insgesamt
getroffen haben, von den Fernsehjournalisten bis-
lang nicht gebrochen wurden. Dass es einen oder

zwei andere Félle gegeben hat, haben wir vor eini-
gen Monaten erleben missen. Aber ich denke,
gerade unter den beengten Verhdaltnissen des
Plenarsaals, der zwar schén, aber eben beengt ist,
sind gegenseitiges Aufeinanderachten oder Ruck-
sichtnehmen durchaus angesagt.

Wir haben in diesem Plenarsaal jetzt fast Halbzeit,
es liegt noch einmal die gleiche Zeitstrecke vor
uns, dann geht es hindber in den neuen Plenar-
saal, wo - so denke ich jedenfalls - die Bedingun-
gen fir alle noch besser sein werden.

Das wollte ich heute Morgen noch gesagt haben.

Zwei Kolleginnen haben einen Verlust zu bekla-
gen: Es werden dringend ein Handy und eine Brille
gesucht.

(Heiterkeit - Thomas Schremmer
[GRUNE] zeigt auf seine Brille)

- Herr Schremmer, es ist nett, dass Sie aushelfen
wollen. Aber ich glaube, es ist besser, wenn jeder
noch einmal sorgsam guckt, ob sich diese Gegen-
stande wiederfinden lassen, und sie dann bitte
notfalls bei den Pfértnern abzugeben.

Meine Damen und Herren, wir beginnen die heuti-
ge Sitzung mit Tagesordnungspunkt 34, Miindliche
Anfragen. Anschlielend setzen wir die Beratungen
in der Reihenfolge der Tagesordnung fort. Die
heutige Sitzung soll gegen 15.45 Uhr enden.

Die mir zugegangenen Entschuldungen teilt Ihnen
nunmehr der Schriftfihrer, Herr Onay, mit.

Schriftfuhrer Belit Onay:

Es haben sich entschuldigt von der CDU-Fraktion
Frau Kollegin Mundlos bis 10.45 Uhr, von der Frak-
tion Bundnis 90/Die Griinen Herr Scholing sowie
von der FDP-Fraktion Herr Forsterling ab
11.00 Uhr.

Prasident Bernd Busemann:
Vielen Dank, Herr Onay.

Meine Damen und Herren, es liegt mir jetzt eine
Wortmeldung von Herrn Nacke zur Geschéfts-
ordnung vor. Bitte sehr, funf Minuten!

Jens Nacke (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Gestern Vormittag, um 9.10 Uhr, sind in diesem
Landtag die Dringlichen Anfragen aufgerufen wor-
den. Dazu gehoérte als Tagesordnungspunkt 20 a
die Anfrage ,lllegaler Grenzubertritt von Fllchtlin-
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gen - Verbesserung der Registrierung - Rechts-
staat wiederherstellen* von der FDP-Fraktion.

Der Innenminister des Landes Niedersachsen hat
dazu diesem Parlament Rede und Antwort gestan-
den und hat dargestellt, wie aus seiner Sicht die
Registrierung verlauft.

Zeitgleich, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, hat das Innenministerium - um 9.39 Uhr - die
Polizeibehérden im Land Niedersachsen ange-
schrieben und angeordnet, dass 100 Mitarbeiter,
100 Polizeibeamte, am selben Tag bis 16.00 Uhr
zu benennen sind, die vom 16. November 2015 bis
zum 29. Februar 2016, also nahezu drei Monate,
eingesetzt werden sollen, um Fluchtlinge in den
Landesaufnahmeeinrichtungen zu erfassen.

(Christian Durr [FDP]: Das ist wirklich
unglaublich!)

Der Innenminister, meine sehr verehrten Damen
und Herren, hat sich entschieden, diese Informati-
on hier im Parlament nicht mitzuteilen.

(Bjorn Thiamler [CDU]: Unerhort!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind
davon uberzeugt, dass diese Regierung nicht nur
darauf achten muss, Unwahrheiten zu vermeiden,
sondern auch darauf achten muss, Wahrheiten
mitzuteilen. Darauf hat dieses Haus einen An-
spruch.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir erwarten daher eine Unterrichtung des Innen-
ministers oder auch des Ministerprasidenten tber
den Umstand, warum hier der Eindruck erweckt
worden ist, dass in den Landesaufnahmeeinrich-
tungen ganz selbstverstéandlich alles in Ordnung
sei und man nun auf bestem Wege sei, den Kurs
zu erreichen, wahrend gleichzeitig entschieden
wird, ausgerechnet der Polizei - also ausgerechnet
wieder dem Geschéftsbereich des Innenministeri-
ums - Kréfte zu entziehen und damit zulasten der
Sicherheit und Ordnung im Land die Erfassung
von Flichtlingen vorzunehmen, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wie passt das zusammen mit den Debatten, die
wir am 17. September 2015 genau an dieser Stelle
gefuhrt haben? Dort hat es ja seitens des Innen-
ministers noch geheil3en: Wir als Landesregierung
haben allerhéchsten Respekt vor der Arbeit der
Polizei in Niedersachsen, und wir als Landesregie-
rung lassen die Polizistinnen und Polizisten sowie
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die Beschaftigten bei der Polizei mit ihren Belas-
tungen nicht allein. Und dann entscheiden Sie
wenige Monate spater, genau diese Kréfte abzu-
ziehen, um lhre Aufgaben zu erfillen!

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt
einen zweiten Punkt, zu dem wir Aufklarung wollen
- neben der Frage, warum denn nicht auch einmal
andere Fachbereiche, andere Bereiche herange-
zogen werden, um diese Gesamtaufgabe wahrzu-
nehmen.

(Renate Geuter [SPD]: Das sind sie
doch schon lange!)

Ausweislich dieses Schreibens bekommen die
Polizeibeamten, die dort eingesetzt werden sollen,
eine dreitdgige Schulung. Da fragen wir uns zwei-
tens schon, meine sehr verehrten Damen und
Herren: Warum schaut dieser Innenminister seit
nunmehr nahezu einem Jahr dem Treiben in der
Landesaufnahmebehérde zu, wenn es nur drei
Tagen bedarf, um Verwaltungskréafte dahin gehend
zu schulen, dass sie ordnungsgemaf Flichtlinge
erfassen kdnnen? Das ist eine Frage, die an die-
sem Rednerpult beantwortet werden muss.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Helge Limburg [GRUNE]: Kommt
noch ein Geschéftsordnungsantrag,
Herr Kollege? - Weitere Zurufe von
den GRUNEN)

Wir wiinschen natirlich auch Aufklarung Uber Fol-
gendes - die GdP hat das gestern schon gesagt;
das ist vollig verstandlich -; ich zitiere: Fur die GdP
ist vollig unverstandlich, warum eine so weit rei-
chende MalRRnahme so Uberstirzt veranlasst wird.
Offen ist bislang auch, wie die Polizei diese Licken
bei der eigenen Aufgabenwahrnehmung stopfen
soll und wie die MalRnahme durch andere Verwal-
tungsbereiche flankiert wird.

(Minister Boris Pistorius betritt den
Plenarsaal)

Ja, die Antworten auf diese Fragen der GdP mdch-
ten wir auch haben. Sie hétten gestern schon ge-
bracht werden miissen; wir erwarten, dass sie
heute hier vorgetragen werden - zumal das Chaos
mit der Berichterstattung in der Neuen Presse
heute Morgen perfekt wird. Denn dort heif3t es,
dass es dem Widerstand der Arbeithnehmervertre-
tung zu verdanken ist, dass am Ende nur 50 Poli-
zeibeamte eingesetzt werden. - Auch die Zahlen
sind also bislang unklar.
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Ich freue mich, Herr Minister, dass Sie inzwischen
in den Plenarsaal gekommen sind. Ich wiirde mich
auch freuen, wenn Sie Klarheit schaffen wirden.
Es reicht nicht - das will ich gerne wiederholen;
damit Sie es auch gehdort haben -, an diesem Red-
nerpult Unwahrheiten zu vermeiden; Sie missen
auch Wahrheiten offen darlegen. Nur so kann Par-
lamentarismus in einem Land funktionieren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Johanne Modder [SPD]: Das sind Be-
hauptungen! Das ist eine Frechheit! -
Weitere Zurufe von der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Nacke. - Ebenfalls zur Ge-
schaftsordnung haben sich Herr Dirr und Herr
Tonne gemeldet. Die Reihenfolge kénnen Sie ger-
ne noch untereinander abwandeln. - Herr Diirr, Sie
sind dran. Bitte!

Christian Dirr (FDP):

Herr Préasident! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Herr Ministerprasident, seit Beginn
der Herausforderungen, vor denen das Land Nie-
dersachsen angesichts der Flichtlingssituation
steht, werden wir nicht miide, zu betonen, wie grol3
die Herausforderungen sind. Einige sagen, es sei
die groRte Aufgabe seit der Wiedervereinigung,
andere nennen weitere Superlative. Herr Minister-
prasident, ich will mich auch an Sie ganz person-
lich richten: Wir reden auch ein Stiick weit von
Vertrauen; es geht darum, wie wir in dieser Frage
miteinander umgehen.

Und wissen Sie, worlber ich richtig sauer bin? -
Meine Fraktion hat am gestrigen Tage zu genau
diesem Thema - namlich zu der Frage, wie die
Registrierung in Niedersachsen lauft, zu der Frage,
welche Landesbeamten aus welchen Ressorts
abgeordnet werden, damit die Registrierung in den
Landesaufnahmebehoérden funktioniert - eine An-
frage eingereicht und wollte genau dieses Thema
hier debattieren. Wenn dann die Landesregierung
schlicht und einfach die Unwahrheit sagt, ist das
unertraglich auch mit Blick darauf, dass wir hier
von Vertrauen reden, Herr Ministerprasident!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Widerspruch bei der SPD)

Und Sie stehen an der Spitze der Bewegung, um
das ganz klar zu sagen! Es ist nicht allein der In-
nenminister verantwortlich, liebe Kolleginnen und
Kollegen.

Herr Innenminister, ich will mich auch an Sie rich-
ten: Natdrlich waren Sie personlich am gestrigen
Tage in der Auskunftspflicht. Gerade hat Herr Kol-
lege Nacke vorgetragen, dass wahrend der Be-
handlung unserer Dringlichen Anfrage hier im Ple-
num, Herr Innenminister, lhr Haus an die Landes-
polizei die Order herausgegeben hat, bis zu 100
Polizisten an die Landesaufnahmebehérde zu
Uberstellen. Das ist unertraglich, das will ich deut-
lich sagen. Sie hatten die Pflicht gehabt, hier die
Wahrheit zu sagen. Sie sind nach Artikel 24 der
Landesverfassung dazu verpflichtet. Das war ein
erneuter Verfassungsverstold durch diese Landes-
regierung, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Noch etwas Weiteres wird deutlich. Es wird deut-
lich, dass sich in Niedersachsen ein einziges Res-
sort um das Thema Flichtlingskrise kimmert,
namlich das Innenministerium.

(Andrea Schroder-Ehlers [SPD]: Herr
Durr!)

Es gibt ansonsten null Unterstitzung. Sie missen
einmal die Aussagen des Sprechers des Finanz-
ministeriums in der Neuen Presse nachlesen. Er
wurde gefragt, ob auch andere Ressorts Unterstit-
zung leisten. Er hat gesagt: Ja, einige. Wie viele
kénne man zurzeit noch nicht sagen.

Neun Hauser schlafen zurzeit, wahrend Polizisten
vom Streifendienst abgezogen werden,

(Renate Geuter [SPD]: Das stimmt
doch gar nicht, und das wissen Sie
auch!)

Polizisten, die wir gerade in der jetzigen Situation
vor Ort dringend brauchen, die Ubrigens nicht
durch andere Landesbeamte ersetzt werden kon-
nen. Die Polizisten gehen zurzeit auf dem Zahn-
fleisch - dartber sind wir uns doch eigentlich einig.

(Ottmar von Holtz [GRUNE]: Sprich
doch mal zur Geschéftsordnung! Das
ist ein inhaltlicher Beitrag! - Gerd
Ludwig Will [SPD]: Das ist unertrag-
lich! - Weitere Zurufe von der SPD
und von den GRUNEN)

Was Sie gerade machen, ist der Versuch, auf Kos-
ten der Polizistinnen und Polizisten diese Situation
zu bewaltigen. Sie werden an der Stelle scheitern,
meine Damen und Herren, weil diese Landesregie-
rung schlaft. Kein einziges Ressort ist bereit, dem
Innenminister zu helfen.
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(Uwe Schwarz [SPD]: Ist das zur Ge-
schaftsordnung, Herr Prasident?)

Der in dieser Situation Verantwortliche sitzt in der
Staatskanzlei und rihrt keinen Finger. Das werden
wir weiterhin kritisieren, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Ronald Schminke [SPD]: Hat er kein
Frihstick gekriegt, oder warum ist er
so aufgeregt?)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Dirr. - Ebenfalls zur Ge-
schaftsordnung spricht Herr Tonne fir die SPD-
Fraktion. Auch fur Sie gilt: maximal funf Minuten.
Bitte sehr!

Grant Hendrik Tonne (SPD):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie
werden sich gelegentlich entscheiden mussen,
was Sie eigentlich méchten.

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Verniinftige
Information!)

Gestern konnte nichts schnell genug gehen. Und
wenn Entscheidungen laufen, wird am néachsten
Tag kritisiert, dass Entscheidungen getroffen wur-
den.

(UIf Thiele [CDU]: Er soll es einfach
nur sagen!)

Eine dermal3en widersprichliche Haltung habe ich
Uberhaupt noch nicht erlebt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Irgendwann wird diese Schauspielerei, die hier
stattfindet, auch mal am Mikro entlarvt werden
mussen. Sie hatten einfach zuhéren missen, dann
hatten Sie festgestellt, dass seit Monaten kontinu-
ierlich quer durch die Hauser verstarkt wird. Das
haben Sie mindlich vorgetragen bekommen; das
haben Sie zigmal auch schriftlich vorgelegt be-
kommen. Sie wollen es nicht verstehen; das ist lhr
Problem, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Christian Grascha [FDP]:
Das ist doch eine ganz andere Di-
mension!)

Gestern hie3 es, es muss alles getan werden;
heute wird genau das kritisiert. Meine Damen und
Herren, entscheiden Sie sich irgendwann einmal,
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was Sie machen mdchten, was Sie hier vortragen
maochten.

(Christian Grascha [FDP]: So ein
Quatsch!)

Herr Durr, das geht ja auch eine Nummer kleiner.
Wenn man einfach zuh6ren und lesen wirde, dann
musste man sich hier nicht so aufplustern, wie Sie
es gerade getan haben.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Gestern wurde hier ebenfalls dargestellt, dass mit
Nachdruck daran gearbeitet wird, dass beispiels-
weise bis Weihnachten eine tagesaktuelle Regist-
rierung in den Landesaufnahmebehérden maéglich
ist. Meine Damen und Herren, wie soll das denn
geschehen, wenn nicht weiter verstarkt wird? Na-
turlich schaut jeder, wie das verstarkt werden
kann, wie man genau das erreichen kann. Sind wir
uns eigentlich einig in dem Ziel, oder sind wir es
nicht?

(Johanne Modder [SPD]: Genau das
ist die Frage!)

Wenn Sie das nicht mdchten, dann missen Sie es
hier auch sagen und dirfen das nicht vernebeln,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Johanne Modder [SPD]:
Ja, es geht Ihnen nur um Klamauk! -
Zuruf von Jens Nacke [CDUY])

Herr Nacke, das Einzige, das Sie uns erzahlen
kénnten, wére, wie man innerhalb von einem Tag
seine Meinung komplett andert, nur um sich hier
hinstellen und aufplustern zu kénnen und so zu
tun, als misse man mit Macht kritisieren. Nichts
anderes ist dahinter.

(Christian Durr [FDP]: Herr Tonne,
jetzt ist aber Schluss! In dieser Situa-
tion wird die Unwahrheit gesagt, und
Sie verteidigen das mit dem Trim-
merhaufen dort driiben noch!)

- Entschuldigung, es ist nicht nur Herr Nacke, es ist
auch Herr Durr!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Seit Wochen erleben wir, dass die Opposition Fra-
gen stellt, die Antworten aber nicht héren méchte
und auch nicht zur Kenntnis nimmt. Das ist eigent-
lich das Kernproblem. Nichtsdestoweniger geben
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wir die Hoffnung nicht auf, dass Sie irgendwann
zuhoéren und auch verstehen. Deswegen wird der
Innenminister selbstverstandlich gleich gern unter-
richten.

Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN - Jens Nacke [CDUJ:
Warum regen Sie sich denn so auf,
Herr Tonne! - Gegenruf von Johanne
Modder [SPD]: Weil Sie hier die Un-
wahrheit reden! - Gegenruf von Jens
Nacke [CDU]: Schlimm wird es doch
erst, wenn Herr Watermann kommt!)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Tonne. - Ebenfalls zur Ge-
schaftsordnung spricht nun Herr Limburg. Bitte!

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Herr Nacke, die Frage ist doch, warum Sie
sich hier so aufplustern und wieder einmal den
Verfassungsbruch bemihen. Das scheint ja lhre
Lieblingsvokabel geworden zu sein.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Wenn es CDU und FDP tatsachlich um eine sach-
liche, inhaltliche Unterrichtung gegangen ware,
dann hatte man das, denke ich, auf ganz anderem
Wege vorbringen kénnen, als Herr Dirr und Herr
Nacke es heute Morgen hier aufgefiihrt haben.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Zunéachst einmal ist es mir ganz wichtig, das Per-
sonal dieser Landesregierung, die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter aller Hauser, gegen die unver-
schamten Angriffe insbesondere von Herrn Durr in
Schutz zu nehmen. Sie haben sinngemafd gesagt,
so kam es riber, neun Hauser wirden schlafen
und nur eines arbeiten.

(Christian Durr [FDP]: Ich habe von
der Hausspitze gesprochen! Das ist
so billig! Die Personen da oben schla-
fen! Die Schlafer sitzen links und
rechts von Ihnen!)

Das ist eine Unverschamtheit, Herr Durr. Herr
Tonne hat es gerade dargestellt. Diese Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter arbeiten engagiert an der
Bewaltigung dieser Aufgabe.

(Starker Beifall bei den GRUNEN und
bei der SPD - Christian Durr [FDP]:
Das ist unterstes Niveau! Danke Anja,
welche Fraktion ist jetzt gerade fair? -
Gegenruf von Anja Piel [GRUNE]: Es
geht nicht um uns, sondern um die
Mitarbeiter! - Gegenruf von Christian
Durr [FDP]: Ich habe die Mitarbeiter
gar nicht angegriffen!)

Prasident Bernd Busemann:

Einen Moment, Herr Limburg! Herr Durr, Herr Na-
cke, liebe Kolleginnen und Kollegen, es regelt sich
alles. Halten Sie die Luft an! - Weiter geht es.

(Detlef Tanke [SPD] - zur FDP -: Das
muss man auch einmal ertragen kon-
nen, Herr Kollege! - Gegenruf von
Jens Nacke [CDU]: Jetzt fangen sie
gleich wieder an zu heulen!)

Helge Limburg (GRUNE):

Herr Kollege Dirr, in der Frage der Fairness zwi-
schen den Fraktionen ist Ihre Fraktion zweifellos
gerade auch in dieser Woche - das habe ich ja
selber erlebt - vorbildlich und tadellos. Das ist gar
keine Frage. Das ist selbstverstéandlich. Das kann
ich Ihnen bescheinigen. Das ist auch zwischen den
Fraktionen Klar.

(Christian Durr [FDP]: Wir reden von
Vertrauen und fairem Umgang! Dar-
Uber haben wir gesprochen, Uber
nichts anderes!)

- Aber Herr Durr, die Frage der parlamentarischen
Fairness uberlagert doch nicht die Mdglichkeit, hier
eine Debatte zu fuhren. Wenn Sie hier so einen
Auftritt hinlegen, dann missen Sie es schon aus-
halten, Herr Kollege Durr, dass wir darauf entspre-
chend und angemessen reagieren.

(Lebhafter Beifall bei den GRUNEN
und bei der SPD - Christian Durr
[FDP]: Ich rede von Vertrauen und
Fairness und davon, Informationen zu
bekommen! Ich habe daruber gespro-
chen, wie wir miteinander umgehen!)

Dieser Innenminister ist doch allgemein als unter-
richtungs- und auskunftsfreudig bekannt. Der Herr
Innenminister hat bisher in jedem Plenum, seit uns
diese Flichtlingsherausforderungen beschéftigen,
umfassend zu diversen Anfragen Auskunft gege-
ben. Ich kann nicht nachvollziehen, dass Sie glau-
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ben, Sie missten ihn erst durch so einen Auftritt
zwingen, weitere Informationen zu liefern.

Ein letzter Punkt, Herr Kollege Nacke. Dass ein
Kollege wie Sie, der noch in der vergangenen Wo-
che in Blickeburg behauptet hat, die Landesregie-
rung misse quasi von Verfassung wegen alles
stehen und liegen lassen, um Anfragen der CDU
zu diversen Themen zu beantworten - das habe
oberste Prioritéat, alle Mitarbeiter mussten dafur
abgestellt werden -, sich dann heute hier Uber so
einen Vorgang echauffiert, Herr Kollege Nacke, ist
mehr als abenteuerlich.

Vielen Dank.

(Starker Beifall bei den GRUNEN und
bei der SPD - Johanne Modder [SPD]:
Unfassbar!)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Limburg. - Meine Damen und
Herren, zur Geschéftsordnung haben jetzt alle vier
Fraktionen gesprochen. Es hat niemand expressis
verbis gegen das Ansinnen, hier unterrichtet zu
werden, gesprochen, auch Herr Limburg nicht.

Ich vermeide gleichwohl eine Abstimmung hierzu,
weil das Ganze dadurch Uberholt wird, dass die
Landesregierung in Person des Herrn Innenminis-
ters jetzt unterrichten mochte, was dann je nach
Redezeit entsprechende Redezeiten fir die Frakti-
onen auslost.

Herr Innenminister, bitte sehr!

AuRerhalb der Tagesordnung:

Unterrichtung Uber die Abordnung von Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamten sowie Be-
diensteter anderer Ressorts zur Erfassung von
Flichtlingen in den Landesaufnahmeeinrich-
tungen

Boris Pistorius, Minister fur Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident!

(Jens Nacke [CDU]: Aber nicht wieder
alles weglassen! Das ist unange-
nehm! - Gegenruf von Johanne Mod-
der [SPD]: Mein Gott! Halt doch ein-
fach den Mund!)
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Prasident Bernd Busemann:

Einen Moment! - Etwas Ruhe, bitte, Frau Modder,
Herr Nacke! Sie wollen doch jetzt alle dem Innen-
minister lauschen. - Bitte!

Boris Pistorius, Minister fur Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Zunéchst bitte ich um Entschuldigung far
die kleine Verspatung. Zwei Stunden Fahrtzeit
waren eingeplant, aber noch nicht einmal die reich-
ten heute Morgen. Aber ich bin froh, dass ich noch
rechtzeitig zu dieser lebhaften Debatte hier sein
konnte.

Ich muss allerdings zugeben, ich bin einigermaf3en
Uberrascht. Ich hatte gedacht, nach der gestern
Nachmittag verabredeten MaRnahme wirde ich
hier mit Dank Uberschittet werden, aber nicht mit
Kritik.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Zuruf von Heiner Schén-
ecke [CDU])

Vorab will ich lhnen aber sagen und noch einmal
Bezug darauf nehmen, wenn der Herr Prasident es
gestattet, was ich gestern ausweislich des noch
nicht genehmigten Protokolls gesagt habe. Zum
einen sagte ich:

JAnfang September waren im ... Schnitt 36
Beschéftigte im Einsatz. In der ersten No-
vemberwoche waren 90 Personen im Ein-
satz - ein Anstieg um 150 %! Eine weitere
Steigerung ist hier notwendig und wird aktu-
ell vorgenommen.*“

Und weiter:
(Zurufe von der SPD: Zuhoren!)

- Das ist ja das Problem: wenn man nicht zuhort. -
(Zustimmung bei der SPD)

.Das werden wir bis Weihnachten - so ist
das Ziel - erreicht haben. Wir sind gerade
dabei"

- ich bitte um Aufmerksamkeit! -

~€ine weitere Abordnungswelle aus den an-
deren Ressorts zu organisieren.”

(Zurufe von der SPD: Ah!)

Das ist eben das Problem, meine Damen und Her-
ren: Sie stellen Fragen und héren den Antworten
nicht zu.
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(Petra Tiemann [SPD] - zur FDP -: Sie
haben nicht zugehért! - Gegenruf von
Christian Durr [FDP]: Das ist ver-
schleiert worden, Herr Minister! - Ge-
genruf von Detlef Tanke [SPD]: Gleich
mal entschuldigen, das ware ange-
messen!)

Prasident Bernd Busemann:

Herr Minister, einen Moment, bitte! - Herr Tanke,
mafigen Sie sich! Ruhe!

Boris Pistorius, Minister fiir Inneres und Sport:

Wir hatten in der Tat mit den Polizeibehdrden und
den anderen Ressorts darliber gesprochen, wie wir
aus den anderen Ressorts und aus allen Teilen
der Landesverwaltung weiteres Personal befristet
rekrutieren kénnen, um dieser wichtigen Aufgabe
schneller noch als bisher gerecht werden zu kén-
nen.

Abordnungen sind eine klassische Aufgabe, die
die Exekutive wahrzunehmen hat. Ich habe Ihnen
gestern angekindigt, dass wir das tun. Die letzten
Gesprache dazu haben gestern Nachmittag um
14.30 Uhr stattgefunden. Dabei ist festgelegt wor-
den, dass es nur 50 Polizeibeamtinnen und Poli-
zeibeamte sein sollen und 150 Beamtinnen und
Beamte aus den anderen Ressorts. Ich bedanke
mich bei den anderen Hausern ausdrtcklich fir die
groRe Hilfsbereitschaft, die allerdings auch not-
wendig ist, meine Damen und Herren.

Ich habe gestern hier, so meine ich, mehr als aus-
fuhrlich dargelegt, welche Herausforderungen mit
Registrierung und Ordnung in den Einrichtungen
verbunden sind. Wir sind uns seit der Sommerpau-
se in jedem Plenum unisono dariber einig, dass
wir eine Flichtlingskrise haben und dass eine sol-
che Krise auch nicht mit den normalen Methoden
der offentlichen Verwaltung bearbeitet und bewal-
tigt werden kann. Dazu braucht es auRRerordentli-
che MalRnahmen, Abordnungen, Hilfe und vor allen
Dingen schnelle Entscheidungen. Das tun wir, das
tut das Innenministerium, und das tun die anderen
Ressorts.

Ihre Aufregung kann ich nicht nachvollziehen,
nachdem ich gestern gesagt habe, dass wir in
Vorbereitung weiterer MaRnahmen sind. Wenn wir
uns dartber einig sind, dass es eine Krise ist, dann
gestehen Sie doch bitte zu, dass man schnell mit
Malnahmen reagieren muss, die das auch erlau-
ben. Alles andere ware doch ein verlangsamtes

Reagieren auf Notwendigkeiten, die wir zu gewar-
tigen haben.

Lassen Sie mich noch etwas inhaltlich hinzufigen:
Die Polizei hat nicht auf eine Order reagiert, die ich
gegeben héatte, sondern wir haben schon vor 48
Stunden begonnen, mit ihr dartiiber zu reden. Sie
haben Ubrigens erklart, sie seien sehr gern bereit,
das zu tun, weil sie ein eigenes Interesse daran
haben, dass moglichst viele Menschen schnell
registriert sind und dass schnell Ordnung in die
Verfahren kommt. Sie haben anders als andere in
Niedersachsen ein Verstandnis fir die Krisensitua-
tion und helfen, wo sie nur kénnen.

Wenn wir in einer Krise Prioritaten setzen mussen,
dann kénnen sie doch nur so aussehen, wie sie
jetzt gerade gestaltet werden. Deswegen kann ich
bei allem Verstandnis dafir, dass Sie gestern viel-
leicht die Informationen nicht aufgenommen ha-
ben, die ich Ihnen gegeben habe, nur sagen: lhre
Aufregung heute Morgen ist schlichtweg unge-
rechtfertigt und mafilos Ubertrieben.

(Starker, nicht enden wollender Beifall
bei der SPD und bei den GRUNEN -
Christian Durr [FDP]: Sie haben da-
von nicht gesprochen!)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Innenminister Pistorius. - Meine
Damen und Herren, da ich die Wortbeitrage als
Wunsch des Parlaments nach einer Besprechung
deute, muss und wird auch so verfahren werden.
Der Herr Innenminister hat etwa vier Minuten ge-
sprochen. Ich schlage lhnen vor, die beiden gro-
Ren Fraktionen erhalten eine Redezeit von finf
Minuten und die beiden anderen Fraktionen von
zweieinhalb Minuten.

Herr Nacke beginnt. Bitte!

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Er kann
sich erst mal fur seinen Auftritt ent-
schuldigen! - Ronald Schminke [SPD]:
-ES tut mir leid“! - Detlef Tanke [SPD]:
Jetzt mal Grol3e zeigen!)

- Moment, bitte! Ich darf um Ruhe bitten. Der Red-
ner hat das Wort.

Jens Nacke (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Innenminister, man kann das natlrlich so
machen.
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(Lachen bei der SPD - Detlef Tanke
[SPD]: Das geht gar nicht! Falscher
Anfang! - Weitere Zurufe von der
SPD)

- Wissen Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen: lhre
Aufgeregtheit zeigt doch, wie sehr Sie sich ertappt
fuhlen,

(Lachen bei der SPD und bei den
GRUNEN)

und die Auftritte Ihrer beiden Frontleute haben dies
ja noch einmal ausdricklich bestétigt.

Herr Minister, man kann das natirlich so machen.
Man kann sich hier hinstellen und juristisch be-
stimmt klug formulierte Verschleierungen vortra-
gen. Aber die Wahrheit ist, dass niemand, der Sie
hier gestern gehort hat - im Ubrigen auch lhre ei-
genen Leute nicht -, auf die Idee gekommen waére,
dass sich der Innenminister des Landes Nieder-
sachsen nun ausgerechnet bei der Polizei bedie-
nen muss - bei der Polizei, die, wie wir doch ge-
meinsam festgestellt haben, vollig Uberlastet ist,
die Hunderte von Uberstunden hat.

Ihre Mitarbeiterbefragung bei der Polizei endet in
einem Fiasko. Das wissen Sie. Die Polizei ist am
Ende ihrer Kréfte. Das hat die GdP mehrfach vor-
getragen. Deswegen hat die CDU-Fraktion ja auch
darauf bestanden, dass dem Nachtragshaushalt
nur dann zugestimmt wird, wenn das, was Sie
vergessen haben, namlich eine Unterstutzung fir
die Polizei, noch aufgenommen wird.

(Beifall bei der CDU)

Das haben wir nicht gemacht, damit lhre Ver-
saumnisse nachgeholt werden kénnen, Herr Minis-
ter.

Jetzt sagen Sie doch einmal die Wahrheit! Stellen
Sie sich hierhin und sagen Sie, welche anderen
Ressorts Ihnen denn tatsachlich Personal zur Ver-
figung gestellt haben. Wo kommt das her?

Sie haben hier gesagt, das ist alles ist nicht tber-
raschend gewesen. Aber warum schreiben dann
Ihre eigenen Leute in das Schreiben an die Poli-
zei - ich méchte das einmal zitieren -: ,Ich bitte, die
Kurzfristigkeit zu entschuldigen und von direkten
Anfragen bei der LAB Niedersachsen abzusehen“?

(Zuruf von der CDU: Hort, hort!)

Die durfen nicht einmal nachfragen, was sie da
machen sollen. Die sollten sich einfach melden.
Befehl und Gehorsam!
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Sie bedienen sich doch deshalb fortlaufend in Ih-
ren eigenen Einrichtungen, weil Sie weder ein
noch aus wissen. Sie haben die Polizeischule be-
legt und die Feuerwehrschulen geschlossen. Was
far ein Irrsinn!

(Johanne Modder [SPD]: Was?)

Und jetzt, in dieser schwierigen Situation, schwa-
chen Sie ausgerechnet die Polizei. Jetzt, da die
Fliichtlinge noch ganz viele Polizeiaufgaben zu-
satzlich mitbringen, schwachen Sie die Polizei in
diesem Land und gefahrden damit die Sicherheit
und Ordnung. FiUr einen Innenminister ist das eine
Schande!

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
von Jorg Bode [FDP])

Fordern Sie doch mal ein!

(Detlef Tanke [SPD]: Wo ist jetzt die
Entschuldigung, Herr Kollege?)

Aber ich kann mir das ganz lebhaft vorstellen. Wer
wie Sie permanent die Situation herunterredet und
so tut, als habe er alles im Griff, obwohl er ein
heilloses Chaos verantwortet, das die Kommunen
und die Mitarbeiter, die Sie frecherweise gerade
noch erwahnt haben, Frau Piel, ausbaden mus-
sen - - - Die Mitarbeiter sind lhnen doch schon
langst egal. Das merkt man bei jeder lhrer Ent-
scheidungen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir for-
dern hier ein, dass es endlich ein vernlnftiges
Konzept gibt, dass der Innenminister endlich arbei-
tet

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Unver-
schamtheit!)

und dass die Polizei nicht erneut belastet wird. Wir
wollen eine Gesamtverantwortung des Kabinetts.

Herr Ministerpréasident Weil, jetzt handeln Sie doch
mal! Verfligen Sie doch auch einmal in die ande-
ren Hauser! Wie wére es denn, wenn ein paar von
den uUberflussigen Kontrollen wegfallen, die der
Landwirtschaftsminister zu verantworten hat?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wie ware es denn, wenn einmal jemand im So-
zialministerium guckt, ob dort nicht noch etwas
maglich ist? Wie ware es denn, wenn der Umwelt-
minister sein Wolfsbiro wieder auflost, damit dort
mitgeholfen werden kann, die Flichtlinge zu erfas-
sen?
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(Uwe Schwarz [SPD]: Was haben Sie
denn genommen?)

Sie haben so viel unnitzen Kram in diesem Land
auf den Weg gebracht. Aber der Innenminister
muss seine Polizeibeamten einsetzen, um die
Flichtlinge in diesem Land erfassen zu lassen.
Das ist ein Skandal! Sie wissen, dass das so ist.
Dagegen brauchen Sie gar nicht anzubélken.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Herr Minister, wir haben lhnen mehrfach angebo-
ten, die Dinge in einer gemeinsamen Uberlegung
anzugehen.

(Lachen bei der SPD)

Aber dazu gehdrt naturlich, dass Sie dieses Haus
auch wahrheitsgemaR unterrichten.

(Johanne Modder [SPD]: Héren Sie
mit diesen Unterstellungen auf!)

Es geht nicht, dass Sie permanent die fur Sie un-
angenehmen Dinge weglassen, dass Sie ver-
schleiern und dann hier vortragen: Ich habe es
doch im Grunde genommen gesagt. Wenn Sie sich
das Schlimmste dazugedacht hatten, dann hétten
Sie meine Worte auch so verstanden, wie sie tat-
sachlich gemeint waren.

Kommen Sie an das Redepult! Sagen Sie, welche
anderen Hauser Mitarbeiter wo zur Verfugung
gestellt haben! Sagen Sie, wann sie zur Verfugung
stehen! Sagen Sie vor allen Dingen auch, wie lan-
ge die Mitarbeiter abgeordnet werden sollen!

(Johanne Modder [SPD]: Ja, genau:
Wie lange halt denn die Flichtlings-
krise an?)

Sie haben gerade gesagt: bis Weihnachten. Ich
habe Sie damals, als Sie die Kommunen verpflich-
tet haben, gefragt, wie lange das dauern soll. Aber
Sie haben keine Antwort gegeben, sondern den
Eindruck erweckt, als seien es nur wenige Tage.
Jetzt ist es schon bis zum Ende des Jahres, und
es wird noch weit dartiber hinaus gehen; das weil3
jeder. Auch die Polizeibeamten werden Sie weit
Uber den jetzt angekindigten Zeitraum ,bis Weih-
nachten” von ihren Aufgaben, die sie derzeit erfll-
len, abhalten.

Prasident Bernd Busemann:

Herr Nacke, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Jens Nacke (CDU):

Es ist ein Skandal, dass Sie sich hier hinstellen
und den Eindruck erwecken, alles wére in Ord-
nung. Dabei ist Ihr Haus langst in einen Chaoszu-
stand verfallen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon. - Die ndchste Wortmeldung kommt
aus der SPD-Fraktion. Herr Tonne, Sie haben
ebenfalls funf Minuten. Bitte sehr!

(Jens Nacke [CDU]: Darf Herr Water-
mann jetzt nicht mehr, oder was? -
Gegenruf von Johanne Modder
[SPD]: Halt einfach mal deinen Mund
und hor jetzt mal zu! - Gegenruf von
Jens Nacke [CDU]: Bleib mal locker! -
Gegenruf von Johanne Modder
[SPD]: Ich bin ganz locker! - Weitere
Zurufe - Unruhe)

- Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie bitte
auf allen Seiten Ruhe einkehren! Sie haben diese
Unterrichtung gewinscht, Sie haben sie erhalten,
und jetzt wird dazu gesprochen. Jetzt lauschen wir
Herrn Tonne. Bitte!

Grant Hendrik Tonne (SPD):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Nacke, Sie haben hier funf Minuten lang ge-
redet. Aber inhaltlich haben Sie nichts gesagt, weil
Sie den entscheidenden Satz vergessen haben:
sich namlich fur die Vorwirfe zu entschuldigen, die
Sie im Rahmen der Geschéftsordnungsdebatte
erhoben haben.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Insofern wére es sinnvoller gewesen, sie hatten
sich einfach wieder hingesetzt und dazu nicht auch
noch gesprochen. So haben Sie das Ganze nur
noch schlimmer gemacht.

Allein schon lhre Begriffswahl im Rahmen dieser
Debatte - ,Schande, ,Chaos", ,Skandal” - ist eine
Zumutung.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Detlef Tanke [SPD]: Sehr
gut!)

Ich danke im Namen meiner Fraktion recht herzlich

fur die Unterrichtung, die hier stattgefunden hat;
denn sie hat eines belegt.
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(Annette Schwarz [CDU]: Zu spét!)

- Eben nicht zu spét. Auch an Sie, Frau Schwarz:
Herzlichen Gliickwunsch! Auch Sie haben gestern
nicht zugehort.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Der Innenminister hat gerade aus dem vorlaufigen
Protokoll von gestern zitiert. Er hat damit klar dar-
gelegt: Genau das, was Sie hier gerade eingefor-
dert haben, wurde gestern gesagt.

Ihr Verhalten, meine Damen und Herren, desavou-
iert lhre Muindlichen Anfragen, lhre Dringlichen
Anfragen und lhre schriftlichen Anfragen. Sie stel-
len die Fragen nicht, um Antworten zu erhalten.
Sie wollen damit lediglich die Hauser beschéftigen
und nehmen die Antworten nicht zur Kenntnis.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Zuruf von Bjérn Thiimler
[CDU])

Ich sage lhnen: Die Bewaltigung der Flichtlingskri-
se ist eine gesamtstaatliche Aufgabe. Sie ist viel zu
wichtig, als dass wir uns den Klamauk, den Sie
hier standig machen, anhéren miissen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN - Johanne Modder [SPD]:
Genau so ist es!)

Herr Thimler, beim Thema Klamauk sind Sie und
die erste Reihe ganz weit vorne. Sie haben wieder
nicht zugehort. Stattdessen schicken Sie Herrn
Nacke fur eine einzigarte finfminitige Pdbelei an
das Mikrofon. Er hat keine Ahnung, wovon er re-
det, will aber der Erste sein, der es nach drau3en
posaunt. Das ist unzumutbar!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ich sage Ihnen auch: lhre stetig wiederkehrenden
Versuche, die Flichtlingspolitik zu instrumentalisie-
ren, um sich auf dem Rucken der Flichtlinge poli-
tisch zu profilieren, sind eine Zumutung.

(Detlef Tanke [SPD]: Das st
schlimm!)

Das ist schadlich fur die gesamte Diskussion. Es
ist schadlich fur die Demokratie, meine Damen und
Herren. Kommen Sie hierher, und haben Sie end-
lich die Grél3e, sich zu entschuldigen!

(Starker Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN)
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Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Tonne. - Ich schaue die Frakti-
onen von Blindnis 90/Die Griinen und von der FDP
an. Dort besteht auch der Wunsch nach einem
Wortbeitrag. Bitte sehr, Herr Durr!l Zweieinhalb
Minuten.

Christian Durr (FDP):

Herr Préasident! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Ich will zunachst auf das eingehen,
woriber wir uns vorhin ausgetauscht haben.

Herr Kollege Limburg, ich habe von Vertrauen und
von einem vertrauensvollen Umgang gesprochen.
Das betrifft auch die Informationspolitik dieser
Landesregierung. Darum geht es.

(Johanne Modder [SPD]: Dann héren
Sie doch mit den Unterstellungen auf!)

Wir Uben zurzeit Fairness, und weil es hier um
menschliche Harten geht, ist es auch keine Frage,
dass wir weiterhin Fairness lGben werden, um das
ganz deutlich zu sagen.

Aber umgekehrt erwarte ich gerade in einer so
schwierigen Situation wie der, in der sich das Land
Niedersachsen, Deutschland insgesamt, aber
eben auch unsere Landesverwaltung und unsere
Landesregierung durch die Herausforderungen der
Fliichtlingskrise befinden, umfassende Informatio-
nen von dieser Landesregierung. Das ist der
Punkt, um den es geht. Das ist eine Frage des
fairen Umgangs.

(Zustimmung von Bjérn Thumler [CDUYJ)

Herr Innenminister, ich will es noch einmal sagen.
Sie haben ja gerade selbst beschrieben, wie sich
der Tag entwickelt hat. Gestern Morgen, als Sie
hier die Dringliche Anfrage meiner Fraktion beant-
wortet haben, wurde die E-Mail gerade versendet.
Sie oder Ihr Staatssekretar - Sie waren ja darlber
informiert - mussten zu diesem Zeitpunkt entschie-
den gehabt haben, dass Sie 100 Polizisten abord-
nen wollen. Das ist doch klar.

Ich will den Gabriel an der Stelle gar nicht bemu-
hen

(Zuruf von Petra Emmerich-Kopatsch
[SPD])

- den ehemaligen Herrn Ministerprasidenten und
damaligen Fraktionsvorsitzenden, Frau Emmerich-
Kopatsch -, der damals Folgendes gesagt hat:
~Wer die ganze Wahrheit kennt, aber nur die halbe
Wabhrheit nennt, ist dennoch ein ganzer Lugner.“
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(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Zurufe von der SPD)

Herr Innenminister, Sie haben gestern Morgen
gewusst, dass es um 100 Polizeibeamte geht.
Aber dann hat lhnen in der eigenen Verwaltung,
bei den Polizisten, offensichtlich der Wind so stark
ins Gesicht geblasen, dass Sie am Nachmittag,
wie Sie es gerade beschrieben haben, die Zahl
von 100 auf 50 zuriickgenommen haben.

Dass das eine wichtige Information war, ist lhnen
spéatestens dann selbst klar geworden. Sie héatten
gestern Morgen den Niedersachsischen Landtag in
dieser Klarheit dartber informieren missen. Daran
kann gar kein Zweifel bestehen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Ronald Schminke [SPD]: Da kann
man nur noch Mitleid haben!)

Zweiter Punkt. Die Polizei nimmt im Rahmen der
Bewadltigung der Fluchtlingskrise doch bereits zu-
satzliche Aufgaben wahr. Hier wird ja gerade so
getan, als ob bei der Polizei ,business as usual*
herrscht, sodass man einfach mal ein paar her-
Uberziehen kann, um bei der Registrierung der
Fluchtlinge mitzuhelfen. Ich verweise nur auf die
Sicherheitssituation in den Landesaufnahmebe-
hérden. Damit ist die Polizei zurzeit doch bereits
mit tausenden von Uberstunden belastet. Und
dann kann es doch nicht angehen, dass man als
Allererstes auf die Polizei zurlckgreift.

Herr Innenminister, Sie waren gerade erneut nicht
in der Lage, dem Haus zu erklaren, wie viel die
anderen Ressorts beisteuern. Ich bleibe dabei:
Neun Ressorts tun zurzeit nichts. Der Sprecher
des Finanzministers hat gestern erklart, er kénne
noch nicht sagen, wie viele es sind. - Wir waren
sehr dankbar, wenn Sie das an dieser Stelle ein-
mal deutlich machen wirden.

Nein, meine Damen und Herren, wir brauchen
nicht nur kein Wolfsbiro, wir brauchen auch keine
Klimaschutzagentur, und wir brauchen keine Lan-
desbeauftragten. Uber das LAVES hat Herr Nacke
gesprochen. All das brauchen wir in dieser Situati-
on nicht. Wir brauchen jetzt endlich das geschlos-
sene Handeln dieser Landesregierung und nicht
ausschlieBlich das des Innenministers, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Herr Dirr. - Fir die Fraktion Bindnis
90/Die Grinen hat jetzt Herr Limburg das Wort.
Zweieinhalb Minuten.

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Herr Kollege Dirr, selbstversténdlich ist
die wahrheitsgemafie und zeitnahe Unterrichtung
des Parlaments auch in dieser Situation elementar
fur unsere Demokratie. Daran besteht doch uber-
haupt kein Zweifel. Nur, dazu gehdort eben auch -
darauf hat Herr Tonne zu Recht hingewiesen -,
dass diejenigen, die unterrichtet werden, auch
zuhoren und die Unterrichtung aufnehmen.

Der Herr Innenminister hat gerade wiederholt, was
er lhnen am gestrigen Vormittag gesagt hat. Sie
kénnen doch nicht allen Ernstes erwarten, dass
das normale Verwaltungshandeln sozusagen mi-
nutenaktuell dargestellt wird: Wie viele sind es
jetzt? Wie viele haben sich jetzt bereiterklart? Aus
welchem Ressort? Einer aus dem Umweltministe-
rium will vielleicht doch nicht. Stattdessen kommt
einer aus dem Finanzministerium.

(Bjorn Thimler [CDU]: Ganz dunnes
Eis!)

Soll allen Ernstes alle funf Minuten im Landtag
unterrichtet werden? - Das, was Sie, Herr Dirr,
gerade eingefordert haben, ist (berhaupt nicht
realitatsnah.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Die MaRnahmen sind |hnen mitgeteilt worden,
gestern und heute noch einmal. In der Tat: Ein
Dank oder eine Entschuldigung beim Innenminister
ware auch aus meiner Sicht angemessen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Zurufe von der CDU)

Ich mochte auf einen weiteren Aspekt hinweisen,
Herr Durr und Herr Nacke. Wir haben es bei den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Hauser und
bei der Polizei mit Menschen zu tun, die auch in
der schwierigsten Situation ein Recht darauf ha-
ben, ordentlich informiert und beteiligt zu werden,
es direkt von ihrem Dienstherrn zu erfahren und
nicht etwa von diesem Rednerpult durch den In-
nenminister.

(Jens Nacke [CDU]: Ich sage nur: von
10 bis 16 Uhr!)
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Sie waren doch - in dem Fall Ubrigens mit Recht -
die Ersten gewesen, die sich beklagt hatten, wenn
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Landes-
verwaltung und aus den Hausern eine Information
von diesem Rednerpult erhalten hétten, anstatt sie
direkt zu erhalten.

(Christian Dirr [FDP]: Wir haben ges-
tern bis 18.30 Uhr getagt, Herr Lim-
burg!)

Nein, der Weg, der gewéhlt worden ist, ist der rich-
tige. Man muss die Leute natirlich erst intern vor-
bereiten, und dann werden die Offentlichkeit und
selbstverstandlich auch der Landtag informiert,
Herr Kollege.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Jens Nacke [CDU]: Die konn-
ten nicht einmal zu Hause fragen!)

Der letzte Punkt, Herr Nacke. Ich mochte fast sa-
gen, es reicht mir langsam.

(Jens Nacke [CDU]: Dann héren Sie
auf, wenn es lhnen reicht!)

Sie sagen, Sie wollen in der Fluchtlingskrise Ver-
antwortung Ubernehmen. Stattdessen drehen Sie
hier zwei, drei Pirouetten, und schon sind Sie wie-
der bei lhrem Lieblingsthema: der Kritik an der
niedersachsischen Landwirtschaftspolitik. Herr
Nacke, solche Konstruktionen entlarven doch,
worum es lhnen in Wahrheit geht. Sie wollen
skandalisieren um jeden Preis, und das in dieser
schwierigen Situation. Ich finde das unerhort.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Einen Moment, bitte, Herr Limburg! Lassen Sie
noch eine Zwischenfrage von Frau von Below-
Neufeldt zu?

Helge Limburg (GRUNE):
Von der FDP-Fraktion, ja.

Almuth von Below-Neufeldt (FDP):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Herr
Limburg, vielen Dank fur die Méglichkeit, eine Fra-
ge zu stellen.

Ich frage vor dem Hintergrund, dass die Landesre-
gierung ja immer so sehr um Transparenz bemduht
ist. Bei jeder Spendenaktion kann man sozusagen
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den Wasserstand ablesen, aber in diesem Fall
kann man es nicht. Warum nicht?

(Zurufe von der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Herr Limburg, bitte!

Helge Limburg (GRUNE):

Vielen Dank fir die Frage, Frau von Below-
Neufeldt.

Noch einmal: Der Herr Innenminister hat die politi-
schen MalRBhahmen gestern und auch heute Mor-
gen erlautert. Dann missen selbstverstandlich
Gesprache mit dem Personal gefiihrt werden. Ich
denke, Sie werden verstehen, dass der Innenmi-
nister das Parlament nicht quasi minutlich tber
Zwischenergebnisse von Personalgesprachen und
PersonalmalRnahmen informiert. Das ist der ent-
scheidende Unterschied zu dem von lhnen ge-
nannten Beispiel einer Spendenaktion.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Reinhold Hilbers [CDU] meldet
sich)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schén, Herr Limburg. - Herr Hilbers, Ihr
Wunsch, wahrscheinlich in Richtung einer Frage,
kam nach Beendigung der Rede. Bei Frau von
Below-Neufeldt war es ein bisschen anders. Aber
vielleicht ist ja noch an anderer Stelle Gelegenheit.

Der Herr Innenminister hat noch einmal ums Wort
gebeten. Bitte sehr!

Boris Pistorius, Minister fur Inneres und Sport:

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Mit ,Bis
zum Platzen aufgeblasen® ist ein Zeitungsartikel
des Tagesspiegels aus dem Jahr 2011 uber-
schrieben, der sich mit der inflationaren Verwen-
dung des Begriffs ,Skandal“ beschaftigt. Herr Na-
cke, wenn lhre Argumente nicht starker sind als
das, was Sie hier vorgetragen haben, und sie Sie
dazu veranlassen, in funf Minuten, ich glaube,
funfmal den Begriff ,Skandal* zu verwenden, dann
sollten Sie vielleicht einmal Uberlegen, ob Ihre
Emporung nicht eher theatralischer als politischer
Natur ist.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)
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Zweitens, zur Informationspolitik der Landesregie-
rung. Im Oktober-Plenum hat es eine miundliche
Anfrage gegeben, die sich mit der Abordnung von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus der Landes-
verwaltung beschéftigt hat und die wir mit einer
Tabelle beantwortet haben.

(Christian Durr [FDP]: Was passiert
denn davon?)

Ich bin gerne bereit, lhnen diese Antwort noch
einmal zu geben, in der Hoffnung, dass Sie sie
vielleicht dann zur Kenntnis nehmen.

Uns vorzuwerfen, dass wir nicht informieren, ist
schlicht haltlos. Deswegen teile ich IThnen gern den
aktuellen Stand bezuglich der Abordnungen, die
gerade erfolgt sind und erfolgen, mit.

Alleine seit September gab es 90 Abordnungen
aus den Hausern, weitere 90 sind in Vorbereitung,
und weitere 150 erfolgen im Rahmen des 200er
Kontingents. Dabei kommen ganze 50 aus der
Polizei.

(Christian Dirr [FDP]: Warum sagt der
Sprecher des MF, er weif3 es nicht?)

Ich méchte von lhnen wirklich einmal wissen, wie
Sie eigentlich mit lhrer eigenen Glaubwirdigkeit
umgehen, wenn Sie einerseits eine Krise beschwo-
ren, aber gleichzeitig mit den Instrumenten, die wir
anwenden, um an diese Krise heranzugehen, nicht
zufrieden sind.

So funktioniert es nicht, meine Damen und Herren.
Sie mussen uns schon die Mittel lassen, die wir
anwenden. Ich werde Sie jederzeit Uber alles in-
formieren, was wir tun - gerade mir kann man da
keinen Vorwurf machen -, aber doch bitte nicht
gewissermalien synchron! Sie missen mir schon
die Gelegenheit lassen, die Dinge in meinem Haus
vorzubereiten, mit den entsprechenden Leuten zu
sprechen.

Die Polizeiprasidenten haben am 11. nachmittags,
als sie das erste Mal mit einer Anfrage zu dem
Thema konfrontiert wurden, erklart, 50 Leute fur
einen begrenzten Zeitraum seien gar kein Prob-
lem; sie hatten ein gro3es eigenes Interesse da-
ran. 150 kommen zusétzlich aus den Hausern. Das
heif3t, wir reden Uber 150 plus 180, also, wenn ich
richtig rechne, tUber 330 Abordnungen aus den
Héausern. Sollte der Bedarf weiter hoch sein, wer-
den wir aufstocken.

Lassen Sie mich aber, auch um die Verhéaltnisma-
Rigkeit geradezuriicken, noch etwas zu dem sa-
gen, wortiber wir hier gerade debattieren. Sie kriti-

sieren mich - auf3er bei den 50 Polizisten - offenbar
nicht dafir, dass wir Landespersonal abordnen.

(Christian Durr [FDP]: Nein, im Ge-
genteil!)

- Im Gegenteil. Vielen Dank, Herr Durr. - Worlber
reden wir dann eigentlich, angesichts der Problem-
lage, die wir ansonsten haben?

Ich weil3 nicht, ob es schon zu Ihnen vorgedrungen
ist. Gestern Abend hat es eine gewisse Unruhe im
Camp Fallingbostel gegeben. 150 dort unterge-
brachte Fluchtlinge haben einen Sitzstreik durch-
gefiihrt und einen Hungerstreik angedroht.

(Zuruf von Christian Durr [FDPY])

- Wir schwéchen die Polizei gar nicht, Herr Durr.
Sie ist ja vor Ort. Sie missten sich mehr mit Ein-
satzlagebildern beschéaftigen; dann wuissten sie
das auch.

Diese 150 Menschen, die dort sitzen, haben einen
Hungerstreik angedroht. Das haben sie aber nicht
getan, weil sie mit der Situation im Camp Falling-
bostel unzufrieden wéren, weil sie keinen Hau-
sausweis von uns bekommen hétten, weil sie nicht
in EASY registriert wirden oder weil sie sich sonst
irgendwie schlecht behandelt fihlen wirden, son-
dern das haben sie aus folgenden zwei Griinden
getan: Weil sie dort zwei oder teilweise seit drei
Monaten sitzen und immer noch nichts vom BAMF
gehort haben und weil sie sauer, emport, ent-
tauscht und verangstigt dartiber sind, dass sie jetzt
horen, dass ihre Familien woméglich nicht mehr
nachkommen kénnen.

(Detlef Tanke [SPD]: Aha! - Johanne
Modder [SPD]: Jetzt fangt es an! -
Christian Durr [FDP]: Dazu machen
doch wir Vorschlage!)

Das sind die Probleme, die wir jeden Tag haben,
und nicht die Frage, ob Sie einen Tag friher wis-
sen missten, wie viele Beamte innerhalb der Exe-
kutive fur andere Aufgaben eingesetzt werden.
Verflixt und zugenéht: Lassen Sie uns unsere Ar-
beit machen!

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN - Christian Durr [FDP]:
Es ist Ilhre Bundesregierung! Was soll
das denn? - Christian Grascha [FDP] -
zur SPD --: Regiert ihr nicht auch in
Berlin?)
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Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Herr Minister. - War das vorhin ein
Wunsch nach einer Wortmeldung, Herr Nacke? -
Der Minister hat 3,5 Minuten gesprochen. Die krie-
gen sie jetzt ebenfalls. Bitte!

(Johanne Modder [SPD]: Jetzt aber
die Entschuldigung! - Christian Durr
[FDP]: Es ist lhre Bundesregierung,
Herr Innenminister! Wir sind daran
wirklich nicht beteiligt!)

Jens Nacke (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe es hier schon gesagt, und ich wiederhole
es sehr gerne, Herr Minister. Sie kdnnen sich an
mir abarbeiten, soviel Sie wollen - wenn lhnen das
hilft und wenn es Ilhnen was bringt!

(Lachen bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Das gilt auch fir die gesamte Fraktion.

(Anja Piel [GRUNE]: Es geht doch gar
nicht um Sie, Herr Nacke, ausnahms-
weise mal nicht! - Johanne Modder
[SPD]: Sie uberschéatzen sich vdllig,
Herr Nacke! Fragen Sie mal in die Of-
fentlichkeit, wie lhr Auftreten an-
kommt! Fragen Sie mal bei den Un-
ternehmen! - Miriam Staudte [GRU-
NE]: Jetzt hat er seine Motivation of-
fengelegt!)

Wenn wir ein Thema, das so uberragend ist wie
die Bewadltigung der Fluchtlingsfrage, ernsthaft
bearbeiten wollen,

(Petra Emmerich-Kopatsch [SPD]:
Dann fangt doch schon mal an!)

dann geht das, Herr Minister - - -

(Johanne Modder [SPD]: Wir bearbei-
ten das ernsthaft, Herr Nacke! - Rena-
te Geuter [SPD]: Sie sollten die mal
arbeiten lassen! - Weitere Zurufe von
der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Herr Nacke, einen Moment! - Frau Modder und
etliche Damen und Herren der SPD-Fraktion: Ich
darf um Ruhe und Aufmerksamkeit bitten.

(Reinhold Hilbers [CDU]: Starke Un-
ruhe bei Frau Modder!)
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- Herr Hilbers, das gilt auch fur Sie! - Wir warten
einfach ab! Ich stoppe die Redezeit, Herr Nacke,
keine Sorge!

(Johanne Modder [SPD] - zur CDU -:
Machen Sie erstmal eine Fraktionssit-
zung und sortieren Sie sich!)

- Jetzt geht es weiter!

Jens Nacke (CDU):

Vielen Dank, Herr Prasident.

Herr Minister, wenn wir eine Frage, die so bedeu-
tend ist wie die Bewaltigung der derzeitigen Fliicht-
lingsstrome, wirklich ernsthaft angehen wollen,
dann bedeutet das als Erstes, dass Sie als Minister
die offene Wabhrheit Uber die Situation im Lande
sagen.

(Johanne Modder [SPD]: Die ,offene
Wabhrheit*? - Marco Brunotte [SPD]:
Was ist das denn?)

Es ist doch nicht die Wahrheit gewesen, als Sie
gestern hier den Eindruck erweckt haben, Sie héat-
ten alles im Griff. Das ist doch der Punkt.

(Petra Tiemann [SPD]: Wenn man
nichts zu sagen hat, sollte man sich
wieder hinsetzen!)

Aber in Wirklichkeit herrscht - ich wiederhole es
gerne - Chaos. Sie sagen, Sie hatten jetzt 150 - - -
Sagen Sie doch einmal, aus welchen Hausern
Ihnen tatsachlich Unterstitzung zugekommen ist.

(Zurufe von der SPD)

Das Gegenteil ist doch der Fall. Sie wissen nicht
mehr ein noch aus. Deswegen missen Sie auf die
Polizeibeamten zugreifen.

Sie wissen ganz genau, dass die Information, dass
nun ausgerechnet bei den Sicherheitskraften, bei
den Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten, zuge-
griffen wird - weil Sie als Innenminister auf diese
einen unmittelbaren Durchgriff haben und weil
Ihnen die anderen Hauser eben nicht helfen -, in
der Offentlichkeit, bei den Journalisten und natr-
lich auch hier im Hause zu einer ganz anderen
Debatte gefuhrt hatte.

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Ganz klei-
nes Karo, Herr Nacke! - Grant Hendrik
Tonne [SPD]: lhre Fraktion ist schon
rausgegangen, Herr Nacke! Die gu-
cken so betreten zu Boden!)
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Und deswegen lassen Sie solche Informationen
einfach weg. Sie treten hier ans Mikrofon, werfen
Nebelkerzen und erwecken mit Ihrer nonchalanten
Art immer den Eindruck: Macht euch keine Sorgen,
ich habe das alles im Giriff.

Gestern sind Sie bei ,Hallo Niedersachsen* im
Studio gewesen. Dort haben Sie auf die Frage, wie
viele Flichtlinge es in Niedersachsen eigentlich
gibt, lediglich die 36 000 erwahnt, die derzeit in
den Landesaufnahmeeinrichtungen sind. Und hin-
ten drangehangt haben Sie: ,Und dann sind da
noch welche in den Kommunen.“ - Wieder so eine
Nebelkerze, bei der man lhnen zwar am Ende
nicht sagen kann, dass das die Unwahrheit gewe-
sen ist,

(Zuruf bei der SPD: Weil es nicht
stimmt!)

aber bei der man Ihnen entgegenhalten darf: Sie
sagen den Menschen in diesem Land und auch
diesem Parlament nicht die ganze Wahrheit Gber
die Situation.

(Johanne Modder [SPD]: Fangen Sie
doch einmal auf Bundesebene an,
Herrgott noch mal' Das ja unertrag-
lich!)

Das fuhrt dazu, dass die Menschen am Ende Sor-
ge haben, dass die Menschen lhnen am Ende
nicht vertrauen, dass Sie diese Frage tatsachlich
ernsthaft angehen.

(Uwe Schwarz [SPD]: Aber Sie mei-
nen, sie glauben solchen Leuten wie
Ihnen? - Johanne Modder [SPD]:
Fangt doch mal auf Bundesebene an,
Herr Nacke!)

Ich sage Ihnen abschlieBend auch, warum Sie das
alles tun. Weil Sie einen Koalitionspartner haben,

(Uwe Schwarz [SPD]: Immer die glei-
chen Plattitiden! - Lachen bei der
SPD und bei den GRUNEN)

von dem Sie genau wissen, dass mit ihm die
Flichtlingsfrage nicht zu bewaltigen ist.

Die Nebelkerzen, die Sie werfen, sind insbesonde-
re Beruhigungspillen fur lhren grinen Koalitions-
partner. Das ist der Grund, warum Sie diesem
Haus nicht die Wahrheit sagen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Uwe Schwarz [SPD]: Das ist das neue

Niveau der CDU! - Johanne Modder
[SPD]: Kein Wort zur Bundeskanzle-
rin, kein Wort zum BAMF! ,\Wir haben
damit nichts zu tun“!)

Prasident Bernd Busemann:

Meine Damen und Herren, es liegen mir jetzt keine
weiteren - - -

(Johanne Modder [SPD]: Die CDU in
Niedersachsen hat damit nichts zu
tun! - Detlef Tanke [SPD]: Wenn Sie
ein bisschen Verantwortung hatten! -
Gegenruf von Christian Grascha
[FDP]: Wer regiert den noch in Ber-
lin?)

- Frau Modder, Herr Tanke, ich darf um Ruhe bit-
ten! Sie koénnen sich noch zu Wort melden, wenn
es etwas zu sagen gibt.

(Johanne Modder [SPD] - zur CDU -:
Ihr seid raus aus dem Geschéft! Ich
stelle fest: CDU Niedersachsen - null!)

- Erst wenn Ruhe eintritt, geht es weiter!

Ich stelle fest, dass es zu der ergdnzenden Unter-
richtung von Herrn Minister Pistorius keine weite-
ren Wortmeldungen gibt. Dann halten wir das auch
so fest. Ich darf diesen zusétzlichen Tagesord-
nungspunkt des heutigen Morgens als beendet
betrachten.

Wir treten ein in den

Tagesordnungspunkt 34:
Muindliche Anfragen - Drs. 17/4530

Ich darf Sie darauf hinweisen, dass die Anfrage 55
von den Fragestellern zurlickgezogen wurde.

Die fur die Fragestunde geltenden Regelungen
unserer Geschaftsordnung setze ich wie immer als
bekannt voraus. Um uns nachher im Préasidium
den Uberblick zu erleichtern, bitte ich Sie wie im-
mer, dass Sie sich schriftich zu Wort melden,
wenn Sie eine Zusatzfrage stellen mochten.

Ich halte fest, es ist jetzt 9.56 Uhr.

7889



Niedersachsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 80. Plenarsitzung am 13. November 2015

Wir beginnen mit der

Frage 1:
Bilanz des Fachhochschulentwicklungspro-
gramms (FEP)

Diese Frage wird eingebracht von Frau Dr. Silke
Lesemann, SPD-Fraktion. Bitte sehr! Sie haben
das Wort und sonst niemand. - Wenn Sie jetzt
diskutieren wollen, gehen Sie alle bitte raus. An-
sonsten nehmen Sie lhren Platz ein, und lauschen
Sie der Rednerin, die eine Frage stellen will. - Bit-
tel

Dr. Silke Lesemann (SPD):

Sehr geehrter Herr Préasident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Am 31. Juli 2014 hat die Landesre-
gierung ein Fachhochschulentwicklungsprogramm
vorgestellt. Demnach ist die Entwicklung der nie-
derséchsischen Fachhochschulen der rot-griinen
Landesregierung ein wichtiges Anliegen, weil sie
ein wichtiges Element in der niedersachsischen
Wissenschaftslandschaft sind.

Es ist mittlerweile allgemein bekannt, dass Fach-
hochschulen wesentliche Beitrage fur die Wirt-
schaft und die gesellschaftliche Entwicklung in
Niedersachsen leisten. Fachhochschulen sind als
Bruckenbauer zwischen den Aus- und Weiterbil-
dungssystemen der beruflichen und der akademi-
schen Seite weitlaufig geschéatzt. Ein Grof3teil der
Studierenden hat vor Aufnahme des Studiums eine
berufliche Ausbildung absolviert.

Insbesondere Fachhochschulen bieten hier Men-
schen aus hochschulfernen Elternhdusern Chan-
cen fur einen sozialen Aufstieg. Die Forderung von
Karrieren jenseits der ,klassischen* Universitats-
karriere ist winschenswert und zur Férderung von
Innovationen und zur Bekdmpfung des Fachkréf-
temangels unabdingbar.

Um der groRen Nachfrage nach Fachhochschul-
studienplatzen Rechnung zu tragen, hat die Lan-
desregierung im Sommer 2014 ein Fachhoch-
schulentwicklungsprogramm gestartet.

Wir fragen die Landesregierung:

1. Wie weit ist der Umsetzungsstand des Fach-
hochschulentwicklungsprogramms?

2. Auf welche Studienangebote setzte die Landes-
regierung?
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3. Welche weiteren Planungen im Rahmen des
Fachhochschulentwicklungsprogrammes gibt es,
und wann sollen diese umgesetzt werden?

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Fur die Landesregie-
rung mochte die Ministerin flr Wissenschaft und
Kultur antworten. Frau Dr. Heinen-Kljaji¢, bitte
sehr!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji€, Ministerin fir Wis-
senschaft und Kultur:

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Landesregierung hat die Férderung und Unter-
stiitzung der Fachhochschulen in Niedersachsen
im Rahmen eines Fachhochschulentwicklungspro-
gramms als eines der zentralen Vorhaben im Wis-
senschaftsbereich erfolgreich auf den Weg ge-
bracht.

Die Fachhochschulen sind ein unverzichtbarer
Motor der regionalen Entwicklung. Sie bieten vie-
len studierwilligen jungen Menschen aus Nieder-
sachsen, aber auch Uberregional schon heute ein
sehr attraktives Studienangebot, das hohen wis-
senschaftlichen Standards ebenso geniigt wie den
Anforderungen des Arbeitsmarktes.

Dabei sind die Einrichtungen im Sinne ihres Griin-
dungsauftrages zentrale Institutionen fir die sozia-
le Offnung und tragen maRgeblich zur Ausschop-
fung aller Bildungspotenziale bei. Durch ihre Pra-
xisnahe verstehen sie es zugleich, auch beruflich
Qualifizierten oder Menschen in Familienverant-
wortung passfahige Angebote im Sinne der Offe-
nen Hochschule zu machen.

Die Fachhochschulen in Niedersachsen haben
zudem in den vergangenen Jahren verstarkt for-
schungsbasierte Schwerpunkte entwickelt, die in
der Kooperation mit auf3eruniversitaren Partnern -
vor allem den kleineren und mittleren Unterneh-
men in den jeweiligen Regionen - die wirtschaftli-
che Dynamik besonders beférdern.

Die Landesregierung hat es sich vor diesem Hin-
tergrund zum Ziel gesetzt, den Fachhochschulen in
staatlicher Verantwortung mit einem weitreichen-
den MalBnahmenpaket die erforderliche Unterstit-
zung zukommen zu lassen, damit jede einzelne
Einrichtung den Herausforderungen der Zukunft
konstruktiv begegnen und den bestméglichen Bei-
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trag zur landesweiten Entwicklung leisten kann.
Damit schlie3t die Landesregierung an die hand-
lungsleitenden Empfehlungen des Wissenschafts-
rates zur ,Rolle der Fachhochschulen im Hoch-
schulsystem” an.

Durch den dauerhaften Ausbau der Anfangerkapa-
zitaten leistet das Fachhochschulentwicklungspro-
gramm, das regionalékonomische und demografi-
sche Spezifika der Regionen in Niedersachsen
berlicksichtigt, einen wesentlichen Beitrag zur
Sicherung des Fachkréafteangebots und einer qua-
litativ hochwertigen akademischen Ausbildung in
Niedersachsen. Zudem wird es einen Beitrag zur
Verbesserung des Wissens- und Technologie-
transfers in die Regionen, zu einer besseren und
frihzeitigen Bindung Hochqualifizierter an Land
und Region, zur Verringerung des negativen Wan-
derungssaldos und zur Verbesserung der Bil-
dungsgerechtigkeit leisten.

Das Fachhochschulentwicklungsprogramm setzt
sich aus verschiedenen Bausteinen zusammen,
deren Innovationspotenzial die niedersachsischen
Fachhochschulen nutzen werden, um nicht nur der
Nachfrage nach qualitativ hochwertigen Studien-
angeboten nachzukommen, sondern auch um ihr
Profil als Hochschule in der Region mit bedarfsge-
rechten und auch innovativen Studienangeboten
zur Sicherung des Fachkréafteangebots schéarfen zu
kénnen. Insgesamt hat die Landesregierung mit
diesem Programm den Hochschulstandort Nieder-
sachsen deutlich gestarkt, wettbewerbsfahig auf-
gestellt und fur die Zukunft gut platziert.

Ich beantworte die Fragen 1 und 3 zusammen. Sie
lauteten: Wie weit ist der Umsetzungsstand des
Fachhochschulentwicklungsprogramms?  Welche
weiteren Planungen im Rahmen des Fachhoch-
schulentwicklungsprogrammes gibt es, und wann
sollen diese umgesetzt werden?

Die Umsetzung der einzelnen Bausteine des
Fachhochschulentwicklungsprogramms konnte be-
reits im Rahmen des laufenden Haushaltsjahres
2015 erfolgreich begonnen und mit der Einbrin-
gung des Haushaltes 2016 fortgesetzt werden. So
wurden im Haushalt 2015 die Haushalte der sechs
Fachhochschulen in staatlicher Verantwortung um
44 Millionen Euro dauerhaft aufgestockt. Mit dem
Haushalt 2016 sollen weitere 20 Millionen Euro
dauerhaft in die Budgets der Fachhochschulen
eingestellt werden. Diese dauerhafte zusatzliche
Finanzierung der Fachhochschulen in H6he von
64 Millionen Euro bedeutet eine Steigerung der

Grundhaushalte dieser Fachhochschulen um
26,1 %.

Damit ist die erste und tragende Saule des Fach-
hochschulentwicklungsprogramms, der Ausbau der
Grundkapazitaten, vollstandig umgesetzt. Die
Haushalte der Fachhochschulen sind ab dem
Haushaltsjahr 2016 dauerhaft um insgesamt
64 Millionen Euro angewachsen. Im Gegenzug
bieten die Hochschulen insgesamt und dauerhaft
etwa 3 400 Studienanféngerplatze an.

Auf der Grundlage dieser Finanzausstattung wer-
den die Hochschulen in die Lage versetzt, bereits
in 2016 insgesamt fast 300 zusétzliche Professu-
ren dauerhaft zu besetzen und zudem eine Viel-
zahl von unbefristeten Beschaftigungsmaglichkei-
ten zu bieten. Damit leistet das Fachhochschul-
entwicklungsprogramm einen wesentlichen Beitrag
zu guten Beschaftigungsbedingungen an unseren
Fachhochschulen.

Die weiteren Bausteine des Fachhochschulent-
wicklungsprogramms sind ebenfalls in der Phase
der Umsetzung. So sind im Rahmen der flankie-
renden SofortmalRnahmen, fir die in den Jahren
2015 bis 2018 weitere 20 Millionen Euro zur Ver-
figung stehen, folgende Teilprojekte bereits um-
gesetzt oder angelaufen:

Zur Qualitatssicherung der Dienstleistungen fir
Studierende im Verwaltungsbereich ist eine An-
schub- bzw. Zwischenfinanzierung fir erforderliche
qualitatsverbessernde bzw. -sichernde Malnah-
men in diesen Bereichen zur Verfiigung gestellt
worden. Insgesamt sind in 2015 fur diese Zwecke
fast 3 Millionen Euro an die Hochschulen geflos-
sen, um hier sofort Abhilfe schaffen zu kénnen.

Der Programmteil zur Starkung der Qualitat in der
Hochschullehre ist mit 6 Millionen Euro ausgestat-
tet und wird der Finanzierung von Pilotprojekten
dienen, die als gute Praxisbeispiele aus dem ,Qua-
litatspakt Lehre” abgeleitet und in die Flache ge-
bracht worden sind. Die Bewilligungen fir erfolg-
reiche Projekte sind im Rahmen eines wettbewerb-
lichen Verfahrens erfolgt.

Zudem wird das Forderprogramm ,Wege ins Stu-
dium o6ffnen - Studierende der ersten Generation
gewinnen“ mit einem Volumen von insgesamt
3 Millionen Euro mit einem Zuschnitt auf die Fach-
hochschulen fortgesetzt. Auch hier sind die Bewil-
ligungen der erfolgreichen Programme im Rahmen
eines wettbewerblichen Verfahrens bereits erfolgt.

Fur Verbesserungen im Bereich Lehre, aber auch
als flankierende soziale MafRnahmen und um die
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Hochschulen als attraktive Arbeitgeber prasentie-
ren zu konnen, wird zudem ein flachendeckendes
Tutorienprogramm aufgelegt, an dem sich alle
Fachhochschulen beteiligen.

Die dritte Saule des Fachhochschulentwicklungs-
programms stiitzt und stérkt die Forschung an den
Hochschulen. Fachhochschulen leisten heute
mehr denn je bedeutende Beitrage fir das regio-
nale Innovationssystem im Flachenland Nieder-
sachsen. Sie geben durch ihre angewandte For-
schung wichtige Impulse fur Innovationen in der
Wirtschaft und férdern die Wetthewerbsfahigkeit
kleiner und mittlerer Unternehmen. Allerdings be-
schrédnken sich die Arbeitsfelder der Fachhoch-
schulen nicht nur auf die technisch-naturwis-
senschaftlichen Bereiche. Schon jetzt bilden die
Fachhochschulen z. B. auch fir die Gesundheits-
und Sozialwirtschaft aus, die als Wirtschaftszweig
in Niedersachsen zunehmend an Bedeutung ge-
winnt.

Vor diesem Hintergrund wurde die Fachhochschul-
forschung in die Ausgestaltung des Programms
von Anfang an mit einbezogen. Im Dialog mit den
Fachhochschulleitungen wurden die bestehenden
Forschungsforderinstrumente evaluiert und Wun-
sche fur Weiterentwicklungen erértert. Ergebnis
dieses Dialoges ist, dass bewahrte Instrumente
zum Teil beibehalten oder gegebenenfalls modifi-
ziert wurden. Zugleich wurde aber auch deutlich,
dass es weitergehende Konzepte brauchte, um der
Fachhochschulforschung in Niedersachsen neue
Impulse zu geben. Leitlinie fur die Landesregie-
rung war dabei von Anfang an, dass die einzelnen
Forderinstrumente komplementar zueinander ste-
hen missen. Damit soll der vielfaltigen Auspréa-
gung der Fachhochschulforschung Rechnung ge-
tragen werden, seien es kleine Forschungs- und
Entwicklungsprojekte, etablierte Forschungsberei-
che oder die strategische Profilbildung einer ge-
samten Hochschule.

Der entscheidende Beitrag des Fachhochschul-
entwicklungsprogramms fir die Fachhochschulfor-
schung in Niedersachsen liegt darin, dass es im
offenen und zielorientierten Dialog mit den Fach-
hochschulen zu einer Gesamtbewertung der For-
derinstrumente auch vor dem Hintergrund der Ge-
samtentwicklung der Fachhochschullandschaft
gekommen ist. Dies ermdglicht eine Férderung aus
einem Guss.

Im Rahmen des Fachhochschulentwicklungspro-
gramms erfolgt die Férderung der Fachhochschul-
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forschung auf drei aufeinander abgestimmten
Ebenen:

Auf der ersten, individuellen Ebene soll es Profes-
sorinnen und Professoren ermoglicht werden, in
kleineren Einzelprojekten mit Praxispartnern spe-
zielle Fragestellungen zu bearbeiten. Diese Projek-
te bieten insbesondere Neuberufenen eine Chan-
ce, den Grundstein fir eigene neue Forschungs-
gebiete zu legen. Diese anwendungsorientierten
Kooperationsprojekte werden aus dem Européi-
schen Fonds fiir regionale Entwicklung finanziert.

Auf der zweiten Ebene, der Verbundebene, sollen
mehrere Wissenschaftlerinnen und Wissenschaft-
ler verschiedener Féacher in Forschungsschwer-
punkten transdisziplinar tbergreifende Fragestel-
lungen bearbeiten. Kooperationen mit Unterneh-
men und Forschungseinrichtungen sind ein weite-
res Verbundmerkmal. Diese werden je nach Aus-
richtung aus dem VW-Vorab- ,Forschungs-
schwerpunkte an Fachhochschulen” - und aus dem
EFRE - ,Innovationsverbiinde” - geftrdert.

Die dritte Ebene der Forderung richtet sich direkt
an die Hochschulleitungen, die durch die Forde-
rung strategischer Forschungskonzepte das Profil
ihrer Hochschule als Zentrum der anwendungsori-
entierten Forschung und des Wissenstransfers
weiterentwickeln kdnnen. Hierzu wurde die Aus-
schreibung ,Fachhochschulforschung als Motor
regionaler Entwicklung“ veroffentlicht. Zu diesem
Zweck wurden zuséatzlich 10 Millionen Euro aus
dem VW-Vorab zur Verfiigung gestellt. Damit wird
die Forschungsférderung an den Fachhochschulen
zusatzlich zu den bestehenden Férdermdglichkei-
ten massiv ausgebaut.

Ziel des Programms sind die strategische Weiter-
entwicklung der Fachhochschulen im Forschungs-
und Transferbereich und die stérkere Einbindung
in ihr regionales Innovationssystem. Die Fach-
hochschulen sollen als Motoren der regionalen
Entwicklung sowohl ihre regionale Vernetzung als
auch die Zusammenarbeit mit Unternehmen und
anderen Einrichtungen weiter ausbauen.

In einer ersten Runde konnten zwei Konzepte von
Hochschulen gefordert werden. Die Fachhoch-
schule Osnabriick konnte mit ihrem Konzept ,Das
Lernende Gesundheitssystem in der Region Osn-
abruck-Emsland“ iberzeugen. Der Fachhochschu-
le ist es gelungen, eine vielversprechende Koope-
ration u.a. mit der Universitdt Osnabriick, der
Stadt Osnabriick und den Landkreisen Osnhabriick
und Emsland sowie regionalen Gesundheitsdienst-
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leistern auf dem Feld der Versorgungsforschung
zu entwickeln.

Die HAWK setzte sich mit ihrem Projekt ,Techni-
sche, sozio-6konomische und 6kologische For-
schung zur nachhaltigen Entwicklung der Region
Sudniedersachsen” durch. Basierend auf ihren drei
Forschungsschwerpunkten ,Laser- und Plasmate-
chnologie”, ,Landliche Raume" sowie ,Nachhaltige
Produktion und Nutzung biogener Rohstoffe” hat
sie ein Uberzeugendes Konzept vorgelegt, das
vielféltige Anknipfungspunkte fur die Regional-
entwicklung bietet - sei es fir mittelstandische
Unternehmen im Bereich der Spitzentechnologie
oder mit Blick auf gesellschaftliche Prozesse in
landlichen R&umen.

Fir die Fachhochschulen, die in der ersten Runde
keinen Zuschlag erhalten haben, wird es eine
zweite Wettbewerbsrunde geben. Flankierend zu
diesen Instrumenten, die in erster Linie auf die
Forderung von wissenschaftlichem Personal abzie-
len, wird der Ausbau der Forschungsinfrastruktur
an Fachhochschulen zusétzlich geférdert. Auch
dadurch wird die Leistungsfahigkeit der Fachhoch-
schulen als Forschungs-, Entwicklungs- und Aus-
bildungsstéatten weiter gestarkt.

Dariiber hinaus wurden auch schon bestehende
Forderinstrumente des MWK starker auf die Fach-
hochschulen fokussiert.

Bei den Fordermdglichkeiten im Rahmen des EF-
RE soll in Verbundprojekten mit Universitaten und
Forschungseinrichtungen stets eine Fachhoch-
schule beteiligt sein - Gesamtvolumen: ca. 20 Mil-
lionen Euro. Erstmals werden zudem fir den Auf-
bau leistungsfahiger Forschungsinfrastrukturen an
Fachhochschulen im Rahmen der EFRE-Forde-
rung erganzend 41 Millionen Euro bis 2020 bereit-
gestellt. Insgesamt sind damit im Rahmen des
Programms 71 Millionen Euro bis 2020 explizit fur
die Fachhochschulforschung in Niedersachsen
mobilisiert. Darliber hinaus besteht weiterhin die
Mdoglichkeit, sich an Verbundprojekten zu beteili-
gen.

Schlie3lich noch die Antwort auf die Frage 2: Auf
welche Studienangebote setzt die Landesregie-
rung? - Die Landesregierung hat mit den Fach-
hochschulen vereinbart, das Fachhochschulent-
wicklungsprogramm insbesondere zur Schérfung
ihrer Profile vor dem Hintergrund der regionalen
Wirtschaftsstruktur zu nutzen. In enger Abstim-
mung mit den Hochschulen bzw. auf der Grundla-
ge der Vorschlage der Hochschulen wurden regi-
onsspezifisch die zusatzlichen Studienangebote

vereinbart, die zudem bedarfsorientiert an den
Ausbau der Anfangerplatze in der ersten Phase
des Hochschulpaktes angelehnt sind. Zugleich ist
mit der landesseitigen Zielsetzung, auch innovative
Studienangebote dauerhaft anbieten zu kdnnen,
ein echter Innovationsschub fur die Regionen zu
erwarten.

An der Hochschule Braunschweig/Wolfenbiittel er-
folgt die Verstetigung der 735 zusétzlichen Studi-
enanfangerplatze entsprechend der wirtschaftli-
chen Pragung der Region Braunschweig u. a. in
den Studiengéngen ,Wirtschaftsingenieurwesen
Elektro- und Informationstechnik”, ,Maschinenbau*
und ,Fahrzeugtechnik".

Am Hochschulstandort Suderburg erfolgte die Ver-
stetigung der zuséatzlichen Studienanfangerplatze
entsprechend der landlichen Pragung z. B. im Stu-
diengang ,Wasser- und Bodenmanagement®. Aber
auch im stark nachgefragten Studiengang ,Soziale
Arbeit" werden zusatzliche Studienanfangerplatze
verstetigt.

Neue und innovative Angebote wird die Hochschu-
le im Bereich der Fahrzeugtechnik realisieren.
Diese Angebote werden nun auch online angebo-
ten werden. Zudem werden z. B. der Bereich Me-
dienkommunikation und der Studiengang ,Wirt-
schaftsingenieurwesen Energie/Umwelt" deutlich
gestarkt.

Insgesamt wird der Haushalt der Hochschule dau-
erhaft um mehr als 13 Millionen Euro aufgestockt.
Im Haushalt 2016 sind 61 zuséatzliche Professo-
renstellen ausgebracht. Eine Vielzahl von Beschaf-
tigungsmaglichkeiten kann nunmehr in unbefristete
Vertrdge umgewandelt werden.

An der Hochschule Emden/Leer werden 301 zu-
satzliche Studienanfangerplatze u. a. in den Studi-
engangen ,Schiffs- und Reedereimanagement,
Jndustrial and Business Systems* und ,Maschi-
nenbau und Design“ auf Dauer gestellt. Damit wird
der Pragung der Region durch die maritime Wirt-
schaft, Energie sowie Kiste und Meer entspro-
chen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Im innovativen Bereich setzt die Hochschule auf
Studiengange im Bereich Energieeffizienz. Duale
Angebote binden die regionale Wirtschaft starker
als bisher mit ein.

Insgesamt wéchst der Haushalt der Hochschule
um fast 6 Millionen Euro. 17 Professuren stehen
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ab 2016 zur Besetzung an. Unbefristete Beschafti-
gungsverhdltnisse kdnnen auch hier eingegangen
werden.

Bei den 654 verstetigten zusatzlichen Studienan-
fangerplatzen an der Hochschule Hannover findet
sich mit Blick auf die Bedarfe der Landeshaupt-
stadt ein breites Spektrum von Studiengangen,
vom MINT-Bereich tber Pflege und Gesundheit bis
hin zu Angeboten aus dem Bereich ,Medien und
Journalistik*.

Im innovativen Bereich bietet die Hochschule ne-
ben angewandter Mathematik auch Soziale Arbeit
in einer berufsbegleitenden Variante an.

Mit einem Aufwuchs von knapp Uber 12 Millionen
Euro kdnnen neben unbefristeten Beschafti-
gungsmaglichkeiten auch 61 zuséatzliche Professo-
ren berufen werden.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Der Tatsache, dass der Fachkraftebedarf in der
Region Sudniedersachsen an den drei Standorten
der Hochschule Hildesheim/Holzminden/Géttingen
recht unterschiedlich ist, wird im Rahmen der Um-
setzung des  Fachhochschulentwicklungspro-
gramms Rechnung getragen. Eine Verstetigung
der insgesamt 415 Anféngerplatze erfolgt deshalb
z.B. in den gut nachgefragten Studiengangen
.S0ziale Arbeit* an den Standorten Holzminden
und Hildesheim, aber auch in den Studiengéngen
»Arboristik* und ,Prézisionsmaschinenbau®.

(Zustimmung von Bernd Lynack [SPD])

Im Rahmen der innovativen Angebote wird die
Hochschule gemeinsam mit der Universitatsmedi-
zin Gottingen am dortigen Standort mit den Poten-
zialen des Fachhochschulentwicklungsprogramms
einen Gesundheitscampus griinden. Hier werden
fur 120 Studienanfanger Studiengange im Bereich
der Gesundheitswissenschaften konzipiert, die
unter Bericksichtigung der demografischen Be-
sonderheiten des sudniedersachsischen Raums
bundesweit Beachtung finden werden.

Insgesamt ist der Etat der Hochschule um uber
8 Millionen Euro dauerhaft aufgestockt. 30 zusétz-
liche Professuren stehen zur Verfligung.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Die Hochschule Osnabriick ist in der Region fest
verankert und gut vernetzt. Sie hat in besonderer
Weise verstanden, attraktive und auf die Bedurf-
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nisse der Akteure in der Region zugeschnittene
Studienangebote zu entwickeln. Folglich sind unter
den insgesamt 912 verstetigten Studienanfanger-
platzen uber 150, die in sechs verschiedenen dua-
len Studiengangen verstetigt werden und die regi-
onale Verankerung und Vernetzung weiter verstar-
ken. Zudem kann die Hochschule entsprechend
ihrer breit aufgestellten Angebotspalette und der
groRen regionalen Nachfrage ein grof3es Spektrum
an Studienangeboten vom MINT-Bereich uber
Wirtschaftsrecht bis hin zur Musikerziehung dauer-
haft anbieten.

Zudem bietet die Hochschule innovative Angebote
im Schwerpunkt ,Agrar- und Lebensmittelwirt-
schaft®. AuRerdem wird der Bereich der Gesund-
heitsfachberufe deutlich gestarkt.

Der Haushalt der Hochschule wachst dauerhaft um
mehr als 17 Millionen Euro. Es kénnen neben zu-
satzlichen unbefristeten Beschéaftigungsmaglichkei-
ten auch 90 zusatzliche Professorinnen und Pro-
fessoren berufen werden.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

In der Region der Hochschule Wilhelmshaven/Ol-
denburg/Elsfleth sind nahezu alle Formen der
Energieerzeugung und der Energielogistik in be-
deutendem Umfang vorzufinden. Mit den nieder-
sachsischen Héfen, den hafennahen und mariti-
men Dienstleistern und der Deutschen Marine
sowie mit der angestrebten Ansiedlung weiterer
maritimer Industrien und ihrer Kooperation mit den
Héafen und Logistikunternehmen ist die Region
Nordwest durch die maritime Wirtschaft und durch
maritime Technologien gepragt. Sie ist Service-
und Technologiezentrum fur maritime On- und
Offshoretechnologien und Logistikdrehscheibe.

Die Hochschule wirkt in der Region als wesentli-
cher Wirtschaftsfaktor und als Wissensknoten mit
Innovationseffekten durch Forschung, Entwicklung
und Wissenstransfer. Folglich werden u. a. zusatz-
liche Studienanféngerplatze in den Studiengéngen
.Seeverkehrs- und Hafenwirtschaft®, ,Internationa-
les Logistikmanagement® und ,Tourismuswirt-
schaft” verstetigt.

Innovative Angebote im Bereich der regenerativen
Energien und im dualen Bereich runden das An-
gebot ab.

Insgesamt wird die Hochschule um 387 Anfanger-
platze dauerhaft ausgebaut. Der Etat steigt um
Uber 7 Millionen Euro. 30 zusétzliche Professuren
stehen zur Besetzung zur Verfligung.
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Alle Fachhochschulen sind damit hervorragend fur
die Zukunft aufgestellt.

Ich danke lhnen fiir lhre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Meine Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Schon zu
einem sehr frihen Zeitpunkt, als die Ministerin
begonnen hat zu antworten, deutete sich ein hoher
Bedarf an, Zusatzfragen zu stellen. Es kdnnte aber
sein, dass sich die eine oder andere Frage im Zu-
ge der ausfihrlichen Antwort erledigt hat. Das
maoge jeder, der gut zugehdrt hat, Gberprifen.

Ansonsten geht es jetzt mit Frau Dr. Thela
Wernstedt, SPD-Fraktion, los. Bitte!

Dr. Thela Wernstedt (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ich
frage die Landesregierung: Was sind die histori-
schen Wurzeln der Fachhochschulen in Nieder-
sachsen? Was waren damals die Beweggriinde,
sie zu griinden?

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der
CDU und bei der FDP)

Prasident Bernd Busemann:
Danke. - Bitte, Frau Ministerin!

(Christian Durr [FDP]: Bitte den ge-
nauen Tag mit Wochentag und Uhr-
zeit nennen!)

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fir Wis-
senschaft und Kultur:

Da der Opposition immer an korrekten Antworten
gelegen ist, werde ich das auch an dieser Stelle
versuchen.

Man darf auf jeden Fall feststellen - da sind wir uns
in diesem Hause vermutlich ausnahmsweise ein-
mal einig -, dass Niedersachsen ein Land ist, das
den Bereich Fachhochschulen immer gestarkt und
stark aufgestellt hat.

(Christian Durr [FDP]: Absolut, Frau
Ministerin!)

Heute kommt im Schnitt jeder dritte Absolvent hier
in Niedersachsen von einer Fachhochschule. Wir
haben im Moment, glaube ich, knapp 55 000 Stu-
dierende an den Fachhochschulen. Wenn es um
die Historie geht, sollte man sich anschauen, wie

diese Zahl vor zehn Jahren aussah. Da lag sie bei
round about 37 000 Studierenden. Wir kdnnen also
auch feststellen, dass in den letzten zehn Jahren -
sicherlich im Rahmen des Hochschulpaktes - in
diesem Bereich enorm aufgestockt wurde.

Zu den konkreten historischen Hintergrinden ist
vielleicht zu erwéhnen, dass die Lander 1968 ein
gemeinsam getragenes Abkommen geschlossen
haben, das sozusagen die Geburtsstunde der
Fachhochschulen war. Darin hatte man sich darauf
verstandigt, starker praxisorientiert auszubilden,
was sicherlich etwas mit der Bildungsoffensive der
spéaten 60er-Jahre zu tun hatte. Die Landesregie-
rung hier in Niedersachsen hat 1971 beschlossen,
Fachhochschulen einzurichten.

In der Regierungserklarung der rot-griinen Landes-
regierung von 1990 ist schon einmal ein Hoch-
schulausbauprogramm auf den Weg gebracht
worden. Sie sehen, es hat sozusagen ein Stlick
weit rot-grine Kontinuitét, Fachhochschulen stér-
ker in den Fokus zu nehmen. Der einzige Unter-
schied ist, dass man damals in den 90er-Jahren
eher den Aspekt des raumlichen und personellen
Ausbaus im Auge hatte. Heute ist der Flachenbe-
darf gesattigt. Diese Einschatzung teilen alle mali3-
geblichen Wissenschaftsorganisationen. Heute
muss es also darum gehen, die vorhandenen
Standorte zu stérken und wettbewerbsféhig zu
halten. Genau das haben wir mit diesem Fach-
hochschulentwicklungsprogramm versucht.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Danke, Frau Ministerin. - Die ndchste Zusatzfrage
stellt Jan-Christoph Oetjen von der FDP-Fraktion.

Jan-Christoph Oetjen (FDP):

Herr Prasident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich méchte gerne von der Landesregierung
wissen, nach welchem Schlissel die Mittel im
Fachhochschulentwicklungsprogramm verteilt wer-
den.

Prasident Bernd Busemann:
Danke schon. - Frau Ministerin, bitte sehr!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fir Wis-
senschaft und Kultur:

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Oetjen, die Mittel haben wir nach dem
Anteil verteilt, mit dem die Fachhochschulen im
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Jahr 2010 - also nach Abschluss der ersten Runde
des Hochschulpaktes - am Hochschulpakt beteiligt
waren.

So sind wir vorgegangen, weil das zum Ersten
genau dem Niveau an Studienplatzen - wenn man
sich die KMK-Prognosen anschaut - fiir die nachs-
ten Jahre bis 2020 und dariber hinaus entsprach.
Wir alle wissen, dass die Zahl der Studierenden
zunimmt. Dann werden wir auf einem gleichblei-
bend hohen Niveau - jedenfalls nach der derzeiti-
gen Prognose - bleiben. Der Ausbaustand 2010
erreichte genau dieses Niveau. Denn uns war
wichtig, dass eine Verstetigung der Zahl der Stu-
dienplatze in dem Umfang erfolgt, dass sie lang-
fristig iber 2020 hinaus Bestand hat.

Zum Zweiten haben wir mit diesem Programm
auch Leistung aufseiten der Fachhochschulen
anerkannt, weil auf die bis dahin aufgebauten Ka-
pazitaten aufgebaut wird. Das heif3t, Fachhoch-
schulen sollen mit diesem Fachhochschulentwick-
lungsprogramm durchaus auch das Feedback
bekommen, dass sich Leistung lohnt. Wer sich im
Hochschulpakt stark eingebracht hat, soll davon
profitieren.

Der dritte Aspekt ist ebenfalls sehr wichtig. Die
seinerzeitige Landesregierung hat schon bei der
damaligen Abfrage, in welchem MafRe welche
Hochschule zusétzliche Kapazitaten aufbauen
kann, unterschiedliche Rickmeldungen bekom-
men. Ich nenne ein Beispiel: Die HAWK hat sich
daran im Vergleich zu anderen Hochschulen, wie
z. B. die in Wolfenbittel oder Osnabriick, eher
zuriickhaltend beteiligt. Das hat etwas damit zu
tun, dass die Hochschule nach eigener Einschét-
zung fur mehr Studienplatze, als sie bereits aufge-
baut hatte, keine Kapazitaten fur die Akquise von
Studierenden sah. Das heif3t, damit ist es letzten
Endes einer realistischen Einschatzung der Hoch-
schulen geschuldet, welche Kapazitaten sie mei-
nen, langfristig ,bespielen* zu kénnen.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Prasident Bernd Busemann:

Danke schon, Frau Ministerin. - Es folgt jetzt fur die
Fraktion der SPD der Kollege Mdéhle. Bitte!

Matthias Mohle (SPD):

Vielen Dank. - Herr Préasident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Frau Ministerin, Sie haben
schon eine ganze Menge berichtet. Vielen Dank
fur die vielen Informationen.
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(Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta
Ubernimmt den Vorsitz)

Meine Frage an die Landesregierung ist, was sie
auch im Hinblick auf die letzten Sozialerhebungen,
die im Zeitraum 2008/2009 stattgefunden haben,
Uber das Sozialprofil der Studierenden sagen
kann.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Frau Ministerin, bitte!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Sozialprofil der Fachhochschulen bildet die
Tatsache ab, dass dort die Studierenden traditio-
neller Pragung - Abitur am Gymnasium und dann
Studium - im geringeren Mal3e als an Universitaten
vertreten sind. Gerade an den Fachschulen befin-
den sich verstarkt Studierende, die entweder aus
der Berufstatigkeit spater noch an die Hochschule
gegangen sind oder ,nur* mit einer fachgebunde-
nen Hochschulreife an die Hochschule gekommen
sind. Dadurch haben wir dort lediglich round
about - die ganz genauen Zahlen habe ich nicht
parat - 30 % unter den Studierenden, deren Eltern
einen akademischen Hintergrund haben. Das sieht
an den Universitaten deutlich anders aus.

Das Entscheidende ist, dass man dieses Pfund der
Fachhochschulen auch fir die zukinftige Gewin-
nung neuer Studierender nutzen muss. Das heil3t,
dass wir verstarkt an den Fachhochschulen Pro-
gramme auflegen mussen, die darauf ausgerichtet
sind, die nicht traditionellen Studienberechtigten
fur ein Studium zu gewinnen, die also aus dem
Beruf an die Hochschule wollen, und auch diejeni-
gen, die nicht unbedingt eine groRe wissenschaftli-
che Karriere fur sich planen, sondern eine solide
und wissenschaftsbasierte Berufsausbildung wol-
len. Das ist ein starkes Pfund unserer Fachhoch-
schulen und war einer der Grinde, weshalb wir
unsere Fachhochschulen starken und die Studien-
kapazitaten auf dem jetzigen Niveau im grofRRen
Male verstetigen wollen.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Nun stellt Herr Kol-
lege Ottmar von Holtz die nachste Frage. Bitte!
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Ottmar von Holtz (GRUNE):

Schoénen Dank, Frau Prasidentin. - Frau Ministerin,
ich frage die Landesregierung, welche Impulse das
Fachhochschulentwicklungsprogramm fiir die For-
schung an den Fachhochschulen geben kann.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank, Herr Kollege. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fir Wis-
senschaft und Kultur:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Hierzu muss man verschiedene Facetten
und Bereiche betrachten.

Sie haben meiner Antwort eben entnehmen kon-
nen, dass eines der Programme im Bereich der
Forschung Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler - die Person des Forschers also - ganz
konkret adressiert. Einer der groRen Effekte im
Forschungsbereich des Fachhochschulentwick-
lungsprogramms ist also sicherlich, dass die Fach-
hochschulen damit auch an Attraktivitat fir junge
Wissenschaftler und somit auch bei der Personal-
akquise an Attraktivitat gewinnen.

Das ganz groRe Thema bei der Forschung an
Fachhochschulen ist der Wissens- und Technolo-
gietransfer, weil Fachhochschulen eine sehr viel
engere regionale Anbindung als Universitaten ha-
ben. Aufgrund ihres Anwendungsbezugs sind
Fachhochschulen in ihrer Forschung nicht auf
Grundlagenforschung orientiert, sondern auf kon-
krete Anwendungsforschung. Von daher sind die
Effekte fur die Regionen maf3geblich, gerade wenn
es um die Kooperation mit kleinen und mittleren
Unternehmen geht, die sich keine eigene grofRe
Forschungs- und Entwicklungsabteilung leisten
konnen.

Wichtig ist bei dem Programm, das wir aufgelegt
haben, auch der Baustein ,Forschungsinfrastruk-
tur“, der mit round about 41 Millionen Euro belegt
ist, weil er ein Stick weit dazu dienen soll, das
Gap im Laborbereich und Ahnlichem zwischen
Universitaten und Fachhochschulen zu schlieRen.
Das heiflt, das Geld, das die Fachhochschulen
Uber dieses Programm akquirieren, wirkt auch in
der Langfristperspektive und wird die Attraktivitat
der Hochschulen sicherlich erhéhen.

Ansonsten ist es auch fir Studierende durchaus
interessant, zu wissen, dass die Fachhochschule,
an der sie studieren, nicht nur in der Lehre, son-
dern auch in der Forschung sehr stark ist; denn wir
alle wissen: Lehre an Hochschulen in Deutschland

bedeutet immer auch an die Forschung angelehnte
Lehre. Das kann eine Fachhochschule, die for-
schungsstark aufgestellt ist, sicherlich in besonde-
rem Mal3e sicherstellen.

Von daher sehen Sie schon, dass die Effekte im
Bereich der Forschung fir die Fachhochschulen
durchaus sehr vielfaltig sind.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nachste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Dr. Siemer. Bitte!

Dr. Stephan Siemer (CDU):

Frau Préasidentin! Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen! Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass
das Land und die Hochschulen in der Zielvereinba-
rung eine gewisse Anzahl von grundstéandigen
Studienanfangerplatzen vereinbart haben, frage
ich die Landesregierung, ob diese Zahlen in Anbe-
tracht der ankommenden Fliichtlinge, von denen
auch einige studieren wollen, noch aktuell sind.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank, Herr Kollege. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Lieber Herr Siemer,
das ist in der Tat eine berechtigte Frage, die wir
uns in Niedersachsen, aber auch Uber Nieder-
sachsen hinaus stellen missen.

Es gibt im Moment dort, wo sich derzeit Fllichtlinge
far ein Studium interessieren, noch keine Engpas-
se. Wie sich das fur die Zukunft gestalten wird,
weild ich nicht. Ich finde aber, dass wir als Land
dringend darauf hinweisen sollten - ich hoffe, dass
wir auch mit den anderen Landern und dem Bund
eine Verstandigung dartber bekommen -, dass wir
gegebenenfalls im Rahmen des Hochschulpak-
tes Ill, der, was das Volumen und was die Zahlen
angeht, bereits abgeschlossen ist, flexibel darauf
reagieren konnen, wenn wir einen Uberblick dar-
Uber haben, welche Auswirkungen das maoglicher-
weise auf die Nachfrage nach Studienplatzen ha-
ben wird.

Ich bin ziemlich zuversichtlich - jedenfalls nach den
Gesprachen mit den Hochschulen selbst -, dass
dies keine Frage sein wird, die sich schon in die-
sem oder nachsten Jahr stellen wird. Ich sehe es
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eher als eine mittelfristige Geschichte an. Eine der
ersten Aufgaben im Zuge der Sprachférdermal3-
nahmen wird sein, abzufragen, welchen Bildungs-
hintergrund die Flichtlinge mitbringen. Dazu gibt
es keine wirklich valide Datenbasis. Wir missen
auch erfragen, was sich die Flichtlinge fur ihre
Zukunft vorstellen. Deshalb haben wir bei den
Sprachkursen, die im Moment das Land finanziert,
zur Voraussetzung gemacht, dass die jeweiligen
Anbieter der MaRnahmen die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer in den Kursen genau nach diesen
Punkten befragen, damit wir zumindest so etwas
wie eine belastbare Prognose haben.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nachste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Schiesgeries. Bitte!

Horst Schiesgeries (CDU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Sehr geehrte Kol-
leginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau Ministe-
rin, Sie haben zwar schon zahlreiche Zahlen ge-
nannt. Mich interessiert aber noch eine Zahl ganz
besonders. Wie viel EU-Mittel insgesamt flieBen in
das Fachhochschulentwicklungsprogramm?

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank fir die Frage. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢€, Ministerin fir Wis-
senschaft und Kultur:

An EU-Mitteln haben wir - - - Sekunde! - Das sind
Mittel, die logischerweise bis zum Jahr 2020 abruf-
bar sind, weil es sich dabei um EFRE-Mittel han-
delt, die an die Dauer der Forderperiode gebunden
sind. Wir haben insgesamt 110,72 Millionen Euro.
Diese setzen sich zusammen aus EFRE-Mitteln in
Hohe von insgesamt 50,4 Millionen Euro und aus
Landesmitteln in Hohe von 40,32 Millionen Euro,
wobei jeder, der rechnen kann, weil3, dass das
jetzt nicht 110,2 Millionen Euro ergibt. Also fehlt
noch irgendwo etwas. - Das klare ich gleich. Ich
muss mir das noch einmal ansehen.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. Sie kbnnen das Er-
gebnis ja gleich nachtragen. - Die nachste Frage
stellt Frau von Below-Neufeldt. Bitte!
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Almuth von Below-Neufeldt (FDP):

Vielen Dank. - Frau Préasidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Zunachst einmal finde ich
es sehr schon, dass die Griinen-Fraktion bei die-
sem Thema, das |hr Haus betrifft, etwas vollstan-
diger vertreten ist. Mehr Aufmerksamkeit fir das
eigene Haus - wunderbar!

(Zuruf von den GRUNEN: Was soll
das denn?)

Ich komme jetzt zu meiner Frage. Die Finanzierung
der Forschungsprojekte erfolgt ja zu grof3en Teilen
durch die Landesregierung, und zwar mit 10 Millio-
nen Euro, wenn ich das richtig verstanden habe.
Meine Frage ist: Wird auch aus anderen Quellen
finanziert, z. B. durch DFG-Mittel oder andere Dritt-
mittel?

Danke schon.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Bei der Frage, aus welchen Topfen
die Forderung erfolgt, ist es so, dass wir jenseits
von EFRE und VW-Vorab keine weiteren Drittmittel
von uns aus einkalkuliert haben. Wir hoffen natir-
lich - das ist ausdriicklich gewlinscht -, dass die
Mittel, die wir in die Forschung geben, dazu be-
nutzt werden kénnen, weitere Projekte an Land zu
ziehen.

Die Frage von Herrn Schiesgeries kann ich jetzt
richtig beantworten. Es sind, wie ich gesagt habe,
50,4 Millionen Euro EFRE-Mittel und 40,32 Millio-
nen Euro Landesmittel. Das ergibt in Summe, wie
ich eben per Kopf schnell ausgerechnet hatte, nur
90,72 Millionen Euro.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Nun hat das Wort
fur eine Zusatzfrage Frau Kollegin Joumaabh. Bitte!

Petra Joumaah (CDU):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! Frau Ministerin, anknipfend an die Frage
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von Herrn Schiesgeries, mdchte ich gerne von
Ihnen die Zahl der reinen Landesmittel erfahren.

(Zustimmung von Ulf Thiele [CDU])

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fiir Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich hatte das eigentlich in der Be-
antwortung sehr ausfiihrlich dargelegt, will das
aber gerne wiederholen, jedoch nicht in epischer
Breite.

Es sind 64 Millionen Euro zum Ausbau der Stu-
dienplétze. Diese Mittel werden erstmalig zusétz-
lich und dauerhaft bei den jeweiligen Haushalts-
stellen der Hochschulen ausgebracht. Weiterhin
haben wir die 20 Millionen Euro VW-Vorab-Mittel,
die natirlich Landesmittel sind. Ferner stellen wir,
wie ich es gerade schon im Rahmen der Beantwor-
tung der Frage von Herrn Schiesgeries erlautert
habe, fur Forschungsférderung und Kofinanzierung
von EFRE-Mitteln 40,32 Millionen Euro Landesmit-
tel bereit.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nachste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Dr. Birkner. Bitte!

Dr. Stefan Birkner (FDP):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Sehr geehrte Frau Ministerin, ich wirde
gerne wissen, welche Fachhochschule in Nieder-
sachsen den hochsten Anteil an Studierenden aus
anderen Bundeslandern hat.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljajié, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Lieber Herr Birkner, dazu habe ich
jetzt keine Zahlen vorliegen. Ich kann lhnen nur
eine ,allgemeine Zustandsbeschreibung” geben.

Bei den Fachhochschulen haben wir im Vergleich
zu den Universitaten einen sehr hohen Anteil an
Studierenden aus der Region. Ich habe aus der

Vorbereitung auf diese Frage die Zahlen der Stu-
dierenden, die tatsachlich aus der Region kommen
und in der Region bleiben, aber keine Zahlen dar-
Uber, woher die Studierenden tatsachlich kommen.
Naturgemal ware es jetzt vermutlich so, dass
beispielsweise an der Fachhochschule Osnabriick
deutlich mehr Studierende aus anderen Bundes-
landern sind als beispielsweise an der HAWK, die
nicht an ein so bevdlkerungsstarkes Bundesland
angrenzt.

Dem Grunde nach kann man schon sagen, dass
die Studierenden an Fachhochschulen - anders als
Studierende an Universitaten - sehr stark aus der
Region kommen, unabhangig davon, ob es sich
diesseits oder jenseits der Landesgrenze abspielt.
Das wirklich Gute an Fachhochschulen ist, dass
sie eine sehr hohe Bindewirkung haben. Sie haben
im Gegensatz zu Universitaten sehr viele Studie-
rende, die nach dem Studium weiterhin in Nieder-
sachsen bzw. in der Region, in der ihre Fachhoch-
schule liegt, bleiben.

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Kénnen Sie
das nachreichen?)

- Das mussten wir, offen gestanden, bei den Hoch-
schulen abfragen. Ich weil3 aber nicht, inwiefern
sie diese Daten haben oder wie lange es dauern
wirde, die entsprechenden Datensatze zu erstel-
len. Ich will lhnen jedoch gern zusagen, dass wir
alles uns an dieser Stelle Mégliche tun werden und
lhnen diese Zahlen zukommen lassen werden.*

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD - Dr. Stefan Birkner
[FDP]: Gern!)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nachste Zusatz-
frage stellt nun Frau Kollegin Kdnig. Bitte!

Gabriela Kénig (FDP):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Ich
frage die Landesregierung: Wie viele niederséachsi-
sche Fachhochschulen haben ein bundesweites
Alleinstellungsmerkmal, mit dem sie im Prinzip
nach vorn treten kénnen?

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Bitte, Frau Ministerin!

! siehe Unterrichtung durch die Landesregierung - Drs. 17/4664
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Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Ich glaube, die Strahlkraft
oder die Platzierung in einem Ranking zur Attrakti-
vitat oder Forschungsstérke von Hochschulen oder
im Besonderen auch von Fachhochschulen ist
immer am jeweiligen Fachbereich festzumachen,
nicht aber unbedingt am ganzen Standort. Wir
haben groRe Fachhochschulen in Osnabriick und
Wolfenbiittel, die sicherlich auch bundesweit richtig
groRe Player sind. Das heif3t aber nicht, dass an
den kleineren Fachhochschulen - denken Sie nur
einmal an unsere beiden Fachhochschulen an der
Kuste, die im Fachbereich Seefahrt ein absolutes
Alleinstellungsmerkmal haben - nicht eine ebenso
wunderbare und qualitativ hochwertige Ausbildung
angeboten wird. Von daher ist es tatsachlich
schwierig, das an irgendetwas festzumachen oder
eine Platzierung vorzunehmen.

(Bjorn Thimler [CDU]: Immer Num-
mer eins!)

Ich kann die Frage von Herrn Dr. Birkner nach dem
Anteil der Studierenden aus anderen Bundeslan-
dern zumindest insoweit beantworten, als ich die
Zahlen fir das Wintersemester 2012/2013 nenne.
Ich nenne Ihnen jetzt den Anteil der Studierenden,
die aus Niedersachsen kommen. Wirde ich Ihnen
die Anteile der Studierenden aus anderen Bundes-
landern nennen, wirde es etwas langer dauern.

Bei der Fachhochschule Braunschweig/Wolfen-
bittel kommen 74,2 % der Studierenden aus Nie-
dersachsen. Bei der Hochschule Hannover sind es
75 %. Bei der Hochschule Osnabriick - da lag ich
ganz gut- sind es 53,4 %. Bei der Hochschule
Emden/Leer sind es 71,5 %, bei der Hochschule
Wilhelmshaven/Oldenburg/Elsfleth 70 %. Bei der
HAWK sind es 67,2 %. Somit belauft sich der An-
teil von Studierenden aus Niedersachsen, tber alle
Hochschulen gerechnet, auf 67,6 %. Wirden wir
das jetzt auf die Universitaten Ubertragen, wirde
das Ergebnis deutlich anders aussehen.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Herr Bode, Sie
stellen die néchste Zusatzfrage.

Jorg Bode (FDP):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Frau Ministerin,
an welchen Fachhochschulen machen in welcher
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Art und Weise kleine und mittlere Unternehmen,
Kammern, Verbande, inshesondere aber auch das
Handwerk regelmaflig Werbung fur Arbeitsplatze
und Ausbildungsplatze in ihren Branchen oder
Bereichen?

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Bode, ich glaube, das trifft auf alle Fachhoch-
schulen zu. Alle Fachhochschulen kooperieren eng
mit den KMU in ihrer Region. Alle Fachhochschu-
len kooperieren eng auch mit den Kammern. Ich
kann Ihnen zwar nicht aus dem Stehgreif alle Bei-
spiele nennen. Aber gerade diese Kooperation ist
eine der Starken der Fachhochschulen. Gerade mit
Blick auf die Durchlassigkeit zwischen Berufswelt
und Hochschulwelt ist dies ein Angebot, das, glau-
be ich, besonders schlagkréftig unterwegs ist.

Ich bin immer wieder erfreut, zu sehen - das ist,
glaube ich, das Entscheidende -, dass es inzwi-
schen gerade den Fachhochschulen gelungen ist,
bei den Kammern - insbesondere auch bei der
Handwerkskammer - ein Stiick weit diese Damme
zu brechen, die urspringlich immer wieder dazu
gefuihrt haben, dass die Kammern als Vertreter
ihrer Mitglieder - sprich: der jeweiligen Handwerks-
betriebe - zu Anfang - wenn wir einmal zehn oder
vielleicht nur funf Jahre zurtickdenken - immer sehr
zurlickhaltend waren und gesagt haben: Ich brau-
che meine Leute, die ich im Betrieb selbst ausge-
bildet habe, auch weiterhin in meinem Betrieb. Ich
mochte nicht, dass die an eine Hochschule gehen,
ob sie nun wieder zuriickkommen in meinen Be-
trieb oder nicht. Das kann ich mir nicht leisten.

Hier hat inzwischen ein Stiick weit ein Kulturwan-
del stattgefunden. Das Thema sehen die Kammern
und die Handwerksbetriebe inzwischen anders. Ich
finde es toll, dass inzwischen selbst hinsichtlich der
Ubergabe von Handwerksbetrieben, wenn der
Eigentimer keinen Sohn oder keine Tochter hat,
der bzw. die die Firma tbernehmen kénnte, eine
groRe Offenheit besteht und gesagt wird: Schauen
wir uns doch einmal an, welcher Mitarbeiter oder
welche Mitarbeiterin im Betrieb an der Firma Inte-
resse hatte. Wem kann man mit einem betriebs-
wirtschaftlichen oder einem technischen Studium
das nétige Ristzeug an die Hand geben, damit der
Betrieb auf dem Markt tGber den Tag hinaus wett-
bewerbsfahig gehalten werden kann? - Wie ge-
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sagt: In diesem Bereich haben die Fachhochschu-
len zurzeit keine grof3en Defizite.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nachste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Bajus.

Volker Bajus (GRUNE):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! Das Fachhochschulentwicklungsprogramm
ist ein groRRer Schritt nach vorn und ist somit kraftig
Gesprachsstoff fir die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler in unserem Land. Gibt es schon
so etwas wie ein Feedback? Wie sind die Reaktio-
nen? Wie ist das von denen bewertet worden?

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Das Fachhochschulentwicklungsprogramm ist bun-
desweit das erste Programm, das Kapazitaten aus
dem Hochschulpakt verstetigt, etwas, was alle
Wissenschaftseinrichtungen inklusive des Wissen-
schaftsrates immer wieder gefordert haben. Wir
wissen nicht zuletzt aus den Hochschulraten bzw.
im Fall Osnabriick aus dem Stiftungsrat der Hoch-
schulen, die naturgeman auch mit Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern aus anderen Bundes-
lander besetzt sind, dass bundesweit mit hoher
Anerkennung Uber dieses Programm gesprochen
wird. Geadelt wurde das Ganze sozusagen durch
eine Pressemitteilung der HRK von Herrn Hippler,
der nicht gerade im Verdacht steht - jeder, der ihn
kennt, wei3 das -, ein Freund rot-griiner Hoch-
schulpolitik zu sein.

(Volker Bajus [GRUNE]: Kann ja noch
werden!)

Er hat dieses Programm ausdriicklich gelobt und
andere Bundesléander ausdriicklich aufgefordert,
dem Beispiel Niedersachsens zu folgen. Von da-
her: Mit diesem Programm haben wir in der Wis-
senschaftscommunity eine hohe positive Aufmerk-
samkeit.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - lhre zweite und
damit letzte Zusatzfrage stellt jetzt Frau Kollegin
von Below-Neufeldt. Bitte!

Almuth von Below-Neufeldt (FDP):

Vielen Dank. - Frau Préasidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Vom Fachhochschulent-
wicklungskonzept erhofft man sich ja eine Star-
kung der Forschung. Ich frage deswegen die Lan-
desregierung: Wie sehen heute die Promovieren-
denzahlen an den Fachhochschulen aus, und wel-
che Entwicklung erwarten Sie?

Danke.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Frau von Below-Neufeldt, das ist in der Tat
eine spannende und auch wichtige Frage; denn
das war in der Vergangenheit sicherlich das gro3e
Defizit der Fachhochschulen, jedenfalls aus Sicht
derer, die dort ihren akademischen Abschluss
gemacht haben. Sie hatten namlich das Gefuhl,
dass sie sich in einer Art akademischer Sackgasse
dahin gehend befinden, dass ihnen der Weg zu
einer Promotion verwehrt wird.

Von daher besteht hier ein enorm hoher Hand-
lungsbedarf, ein hoheres Mafld an Durchlassigkeit
sicherzustellen, zumal nach der Bologna-Reform
ein Bachelor ein Bachelor und ein Master ein Mas-
ter ist. Von daher gibt es Uberhaupt keine inhaltli-
che oder fachliche Differenzierung bei der Qualitat
der Abschliisse mehr und darf es auch nicht ge-
ben.

Deshalb fordern wir die Hochschulen auch auf,
hinsichtlich des gesamten Komplexes der koopera-
tiven Promotionen zwischen Fachhochschulen und
Universitaten tatig zu werden, und wir unterstitz-
ten sie dabei. Es gibt bereits eine Vielzahl von
solchen Promotionen. Ich will nicht verhehlen, dass
sicherlich noch mehr drin ist. Aber es gibt tolle
Beispiele daftr, wie die Kooperationen zwischen
der Fachhochschule Osnabriick und der Universi-
tat Osnabrick oder zwischen der TU Braun-
schweig und der Fachhochschule Wolfenbittel, um
einmal ein Beispiel aus unserer Region zu nennen,
laufen. Dort greift das tatsachlich in grolem Um-
fang.
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Ich glaube - das ist ganz entscheidend -, dass die
kooperativen Promotionen, bei denen die Profes-
sorinnen oder Professoren aus den Fachhoch-
schulen gleichberechtigt als Prifer mit in das Pro-
motionsverfahren hineingehen, ein Weg sind, der
richtig und zukunftsweisend ist, und dass wir nicht
in den grolRen Fehler verfallen sollten, jetzt das
Promotionsrecht fir Fachhochschulen zu fordern.
Das ist nicht nur etwas, was alle Wissenschaftsein-
richtungen einhellig ablehnen, sondern ich glaube,
es widerspricht auch zutiefst der Idee oder dem -
wie ich finde - richtigen Grundgedanken, dass wir
ein Hochschulsystem oder insgesamt ein Bil-
dungssystem brauchen, das eine starkere Diffe-
renzierung und weniger sozusagen eine Gleich-
macherei aufweist. Die groBen Starken der Fach-
hochschulen, namlich die tolle Ausbildung und die
Anwendungsorientierung in der Ausbildung und in
der Forschung, sind ein hohes Gut, sind ein abso-
lutes Qualitatsmerkmal akademischer Ausbildung
in Deutschland. Das sollten wir nicht dadurch auf-
geben oder verwischen, indem wir aus tollen und
superstarken Fachhochschulen Hochschulen ma-
chen, die in dem Moment, in dem ihnen auch das
Promotionsrecht Ubertragen wird, am Ende neben
dem grof3en Tanker Universitat sowieso kaum eine
Chance haben.

Deshalb finde ich den Weg der kooperativen Pro-
motion richtig. Den reizen wir Uber die Frage der
Mittelvergabe durchaus an. Das heil3t, das rechnet
sich fur eine Hochschule. Die Universitaten verlie-
ren zunehmend ein Stiick weit - ich will das einmal
so benennen - den Standesdunkel, der meint, dass
die Kolleginnen und Kollegen aus den Fachhoch-
schulen mit einer Ausbildung in Bachelor- und
Masterstudiengangen kdmen, die den Anforderun-
gen an eine Promotion nicht gerecht wirde. Davon
kann langst keine Rede mehr sein.

Aber ich glaube, wir haben noch ein Stick weit
gemeinsame Uberzeugungsarbeit vor uns, um das
immer wieder starker und an die Universitaten zu
adressieren. Bei den Fachhochschulen rennt man
da offene Tiren ein.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nachste Zusatz-
frage stellt Frau Dr. Lesemann.

Dr. Silke Lesemann (SPD):

Frau Préasidentin! Meine Damen, meine Herren!
Vor dem Hintergrund der erheblichen finanziellen

7902

Anstrengungen, die das Land Niedersachsen un-
ternimmt, um dieses Fachhochschulprogramm
aufzulegen, stelle ich die Frage, ob es &ahnliche
Programme auch in anderen Bundeslandern gibt.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji€, Ministerin fir Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wie eben schon gesagt: Nieder-
sachsen ist das einzige Bundesland, das ein sol-
ches Programm auflegt.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD - Bjorn Thamler [CDUJ:
Hatte ich auch beantworten kénnen!)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Die nachste Zusatzfrage stellt Herr
Kollege Prange. Bitte!

(Zuruf von Heiner Schonecke [CDUJ: -
Heiterkeit bei der CDU)

- Herr Kollege Schonecke, auch Sie haben die
Moglichkeit, eine Frage zu stellen, wenn Sie den
Wortmeldezettel dazu hier abgeben.

Ulf Prange (SPD):

Und wenn das dann auch noch Anlass zur Heiter-
keit ist!

Ich méchte von der Landesregierung wissen, Frau
Ministerin, welche Rolle das Fachhochschulent-
wicklungsprogramm hinsichtlich der sozialen Off-
nung von Studienzugéngen spielt.

(Bjoérn Thamler [CDU]: Herr Prange,
.eine herausragende Rolle* ist die
Antwort. - Heiterkeit bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin!

(UIf Prange [SPD]: Das mdochte ich
auch haben, was Sie nehmen!)

- Ich freue mich sehr, dass die Kollegen auf der
rechten Seite des Hauses kommentieren und Fra-
gen beantworten. Aber jetzt hat Frau Ministerin
Heinen-Kljaji¢ das Wort.
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Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fiir Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Es ist tatsachlich so, dass - wie ich
eben geschéatzt hatte - ca. zwei Drittel der Studie-
renden an Fachhochschulen aus nicht akademi-
schen Elternhdusern kommen.

Es gibt eine Erhebung des Deutschen Studenten-
werkes aus Juni 2013, die besagt, mehr als sechs
von zehn Studierenden an Fachhochschulen
kommen aus einem nicht akademischen Eltern-
haus - also 62 % -, davon 50 % mit der Bildungs-
herkunft ,mittel“ und 12 % mit der Bildungsherkunft
Lhiedrig”. ,Niedrig“ heif3t, dass man maximal einen
Hauptschulabschluss hat, aber nie wirklich eine
Ausbildung gemacht hat. ,Mittel“ ist alles das, was
sich im klassischen Berufshildungssektor abspielt.
Der Anteil Studierender aus einer Familie, in der
Vater und Multter, also beide Elternteile, ein Hoch-
schulstudium abgeschlossen haben, ist hier nur
halb so gro wie an Universitaten, namlich 13 %
versus 27 %.

Das unterstreicht tatsachlich noch einmal, dass
dann, wenn wir eine Antwort auf die Frage nach
der sozialen Offnung von Hochschulen suchen, die
Fachhochschulen sicherlich nicht die einzigen
Bausteine sind - auch das will ich ausdricklich
sagen -, aber sicherlich ein wichtiger Baustein, um
da weiter voranzukommen.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich darf Ihnen kurz einen Zwischen-
stand geben. Es ist jetzt 10.56 Uhr. Uns liegen
noch weitere Zusatzfragen vor. Deshalb kénnen
wir davon ausgehen, dass die zweite Frage hier
nicht mehr gestellt werden wird.

(Zuruf von der CDU: Schade!)

Ich sage dies vor allem fir die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Hauser.

Wir fahren fort. Die ndchste Zusatzfrage stellt Herr
Kollege Lynack. Bitte!

(Jens Nacke [CDU]: Die haben Sie
doch vorbereitet!)

Bernd Lynack (SPD):

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich frage die Landesregierung, wie die beruflichen

Perspektiven von Fachhochschulabsolventinnen
und -absolventen aussehen.

Danke.

(Bjorn Thumler [CDU]: Hervorragend!
- Zuruf von Reinhold Hilbers [CDU])

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Herr Hilbers, Sie haben gleich die
Méoglichkeit, Ihre Frage zu stellen. Jetzt antwortet
die Ministerin auf die Frage des Kollegen Lynack.
Bitte!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji€, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Préasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die beruflichen Perspektiven der
Absolventinnen und Absolventen von Fachhoch-
schulen sehen meist sehr gut aus, weil sie haufig
in enger Bindung an die Unternehmen in der Regi-
on ausgebildet wurden und die Fachhochschulen
haufig am Bedarf der Berufsausbildung in der Re-
gion orientiert sind. Die Hochschulen haben aber
keine Zahlen daruber, wer am Ende tats&chlich in
ein Arbeitsverhaltnis geht und wer nicht.

Was aber spannend ist- und das will ich lhnen
nicht vorenthalten; das hatten wir eben schon kurz
angerissen -, ist das Thema: Wo bleiben denn die
Studierenden nach Abschluss ihres Studiums? -
Es sind immerhin mehr als 50 %, die in Nieder-
sachsen bleiben, die meisten tatsachlich in ihrer
Region.

Die Hochschulen fragen das zum Teil in sehr un-
terschiedlichen Formen und in einer sehr unter-
schiedlichen Detailtiefe ab. Aber Hochschulen wie
die in Hannover oder in Emden/Leer machen so
etwas wie eine Absolventenverbleibabfrage. Da-
nach liegen wir immer bei 50 % bzw. Uber 50 %.
Das bestétigt das, was ich eben gesagt habe: Die
Fachhochschulen sind sicherlich im ganz besonde-
ren MalRe Motoren der regionalen Entwicklung,
weil sie Fachkrafte fir die Regionen ausbilden.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nachste Zusatz-
frage stellt nun Herr Kollege Jasper. Bitte!

(Unruhe)

- Und ich darf Sie alle bitten, dass Gemurmel ein-
zustellen!
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Burkhard Jasper (CDU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! Damit das Fachhochschulentwicklungs-
programm wirklich erfolgreich ist, werden auch
BaumaRnahmen benétigt, weil es mehr Studieren-
de und Professoren an den Hochschulen gibt.
Deshalb frage ich: Welche Investitionen sind am
Standort Osnabrick fir die kommende Zeit ge-
plant?

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank, Herr Kollege. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fir Wis-
senschaft und Kultur:

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Zum einen will ich deutlich darauf hinwei-
sen, dass der Aufwuchs an verstetigten Studien-
platzen, aber auch der deutliche Aufwuchs an Pro-
fessuren - am Ende, im Jahre 2017, werden es
wenigstens 344 sein - nicht zu einem hoheren
Flachenbedarf fuhren werden. Ich habe eingangs
bereits gesagt, dass es jetzt nicht darum geht,
neue Standorte einzurichten oder Standorte aus-
zubauen, sondern es geht darum, die bestehenden
Standorte zu starken.

Nichtsdestotrotz haben natlirlich Fachhochschulen
wie Universitaten eine Bugwelle an Sanierungs-
stau vor sich, die abzuarbeiten ist.

Zum Standort Osnabrick: Es gab in den letzten
Jahren eine Vielzahl an Investitionen in den
Standort Osnabrick. Wir beide, Herr Jasper, ha-
ben unlangst erst die schéne neue Bibliothek ein-
geweiht. Auch in Zukunft wird es an den Fach-
hochschulstandorten BaumalRnahmen geben, aber
es werden keine Baumafnahmen aufgrund des
Fachhochschulentwicklungsprogramms notwendig
werden. Das eine hat mit dem anderen also erst
einmal nichts zu tun.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nachste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Schonecke. Bitte!

Heiner Schénecke (CDU):

Frau Prasidentin! Meine Damen, meine Herren! Ich
frage die Landesregierung: Das in Rede stehende
Fachhochschulentwicklungsprogramm muss ja
auch finanziell hinterlegt werden. Frau Ministerin,
werden Sie sich in den Haushaltszahlen, die dem
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Parlament jetzt vorgelegt wurden, wiederfinden,
wenn sozusagen die letzte Runde im Kabinett
stattgefunden hat, oder werden wir es mit anderen
Zahlen zu tun haben?

Vielleicht schlieRe ich meine zweite Frage gleich
an: Das Gleiche gilt fur das VW-Vorab. Werden die
Zahlen noch Gultigkeit haben?

(Zustimmung bei der CDU)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljajié, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrter
Herr Schénecke, Uber das VW-Vorab werden zwei
Programme im Bereich Forschung a 10 Millionen
Euro finanziert. Das erste Paket ist bereits im Ver-
wendungsvorschlag 2014 enthalten gewesen und
damit abgesichert. Das zweite Paket wird in 2016
starten. Es ist bisher in keinem Verwendungsvor-
schlag enthalten gewesen; das wird in 2016 erfol-
gen.

Die Entwicklung des VW-Vorab - ich glaube, das
ist hinlanglich bekannt - wird im nachsten Jahr im
Vergleich zu den heutigen Zahlen sicherlich sehr
enttduschend sein. Niemand von uns weil3, wie
sich das Ganze langfristig entwickeln wird. Ich
gehe allerdings fest davon aus, dass das VW-
Vorab nicht auf null fahren wird.

Selbstverstandlich wird es bei einer solchen Ent-
wicklung notwendig sein, Prioritdten zu setzen
bzw. zu schauen, welche Programme man fir
besonders wichtig héalt, welche Programme also
abzusichern sind und welche nicht. Da ein Paket
des Fachhochschulentwicklungsprogramms bereits
beschlossen ist, kénnen Sie davon ausgehen,
dass diese Prioritdt auch in 2016 entsprechend
hoch sein wird.

Die zweite Frage bezog sich auf die Mittel fur die
Studienplatze. Auch hier gilt: Die Entscheidung fur
den Start des Fachhochschulentwicklungspro-
gramms auch mit Blick auf den Haushalt wurde
bereits fir den Haushalt 2015 getroffen; die erste
Tranche in Héhe von 44 Millionen Euro wurde
bereits auf die Hochschuletats verteilt. In 2016
werden die restlichen 20 Millionen Euro in die je-
weiligen Hochschuletats verschoben. Dabei wird
es unverrickbar bleiben.



Niedersachsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 80. Plenarsitzung am 13. November 2015

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nachste Zusatz-
frage stellt Frau Kollegin Kohlenberg. Bitte!

Gabriela Kohlenberg (CDU):

Frau Préasidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Frau Ministerin, ich méchte ganz genau
wissen, bis wann die Bereitstellung der Hoch-
schulpaktmittel fir das Fachhochschulentwick-
lungsprogramm und andere MaRhahmen gesichert
ist. Gilt das bis zu einem bestimmten Jahr, oder
sind die Mittel unendlich gesichert? Wir wollen
ganz genau wissen, bis wann sie wirklich gesichert
sind.

Eine weitere Frage kann ich gleich anschliel3en:
Sie haben gerade etwas zu den VW-Vorab-Mitteln
gesagt. Sie haben gesagt, Sie wissten nicht, wie
sich das VW-Vorab in Zukunft entwickeln wird. Sie
haben auch schon gewisse Andeutungen ge-
macht, dass, wenn es sich nicht so entwickelt, wie
wir es uns vielleicht winschen wirden, dann ge-
wisse Programme priorisiert werden und nicht
versucht wird, mit anderen Mitteln auszuhelfen.
Kann man davon ausgehen, dass dann gewisse
Projekte bzw. Programme einfach nicht mehr statt-
finden werden, wenn die Mittel aus dem VW-Vorab
nicht mehr flieBen? Oder haben Sie Vorstellungen,
andere Mittel aufzuwenden, damit alles, was Sie
geplant haben, stattfinden kann?

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Danke, Frau Kollegin. Sie sind damit einverstan-
den, dass ich das als zwei Fragen werte?

(Gabriela Kohlenberg [CDUJ: Ja!)

Alles klar. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fir Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Frau Koh-
lenberg, Plane habe ich viele. Aber ich habe recht
frih im Amt als Ministerin die bittere Erfahrung
machen missen, dass sich nur einige davon wer-
den realisieren lassen. Ich glaube, das geht jedem
von uns - auch Ihnen als Abgeordneten - in diesem
Geschéaft so. Von daher ist Ihre Frage wie folgt zu
beantworten: Es wird nicht passieren, dass Dinge,
die schon beschlossen wurden, oder Projekte, die
schon gestartet sind, nicht stattfinden kdnnen.
Denn die Entscheidungen mit Blick auf das

VW-Vorab sind jedenfalls in den letzten drei Jah-
ren so gelaufen, dass wir schlicht und ergreifend
die Dinge, die im Verwendungsvorschlag stehen,
so ausfinanzieren, wie sie im Verwendungsvor-
schlag sozusagen auf die Schiene gesetzt worden
sind.

Zu der Frage, fur wie lange die Aufwichse in den
jeweiligen Hochschulbudgets gesichert sind, kann
ich nur sagen: Frau Kohlenberg, Sie sind der Sou-
veran, Sie sind diejenigen, die den Haushalt mit
verabschieden. Dass das eine langfristige ange-
legte Angelegenheit ist, mdégen Sie daran erken-
nen, dass wir die Hochschulen ausdriicklich aufge-
fordert haben - wir haben es geradezu zur Bedin-
gung gemacht -, dieses Geld in unbefristete Stel-
len - sprich: Professorenstellen - zu investieren.
Wenn sie heute einen jungen Professor einstellen,
dann wissen sie, wie lange sie ihn im System ha-
ben bzw. dass sie Tarifpersonal - im Moment Per-
sonen mit befristeten Vertrdgen - unbefristet ein-
stellen. Das heif3t, das ist sozusagen aus unserer
Wunschperspektive ein auf lange Sicht zu versteti-
gender Vorgang. Ich kann lhnen vergewissern,
dass Rot-Gruin daran nichts &ndern wird.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Wir fahren fort. Die
nachste Zusatzfrage stellt Herr Kollege Dr. Panta-
zZis. Bitte!

Dr. Christos Pantazis (SPD):

Sehr geehrte Prasidentin! Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Ich frage die Landesregierung: Wie
bewerten die Prasidentinnen und Présidenten der
niedersachsischen Fachhochschulen das Fach-
hochschulentwicklungsprogramm?

(Unruhe)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Ich darf noch einmal um etwas Ru-
he bitten, bevor ich Frau Ministerin das Wort gebe.
- Bitte!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢€, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
- Jetzt habe ich die Frage vergessen. Kénnen Sie

noch mal ein Stichwort geben? - Ich weil3 sie wie-
der.
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(Reinhold Hilbers [CDU]: Das war die
Hochschulprasidenten-Bejubelungs-
frage!)

- Ja, genau.

Die Hochschulen sind naturgem&R absolut zufrie-
den mit diesem Projekt und loben es auch aus-
dricklich. Ich will diese Gelegenheit aber nutzen,
um umgekehrt auch die Hochschulleitungen bzw.
die Hochschulen einmal zu loben.

Dieses Programm ist fir Fachhochschulen sicher-
lich eine Riesenchance. Es war aber auch - das
will ich nicht verhehlen - eine ziemliche Herausfor-
derung, innerhalb dieser doch recht kurzen Frist zu
entscheiden, welche Studienplatze aus diesen
insgesamt 64 Millionen Euro tatsachlich verstetigt
werden. Denn wir haben natirlich nicht einfach
stumpf die Studienplatze verstetigt, die Uber den
Hochschulpakt aufgebaut wurden, sondern wir
haben mit allen Hochschulen dazu lange und in-
tensive Gesprache gefihrt.

Darin ging es darum, dass die Hochschulen zum
einen nachweisen, dass die regionalen Belange
und Bedarfe bei der Entscheidung zur Verstati-
gung bertcksichtigt sind. Zum anderen sollten sie
nachweisen, dass die Studiengange, in denen die
Studienplatze verstetigt werden sollten, die Hoch-
schulen tatsachlich insgesamt ein Stiick weit nach
vorne bringen.

Wir haben, um nur das Beispiel der Hochschule in
Gottingen zu betrachten, dort den Gesund-
heitscampus auf den Weg gebracht. Dort starten
wir mit einem ganz neuen Programm. Das ist ein
tolles Projekt, das zusammen mit der UMG gestar-
tet wird, in dem also Universitdt und Fachhoch-
schule zusammenarbeiten. Dieses Beispiel wird
sicherlich bundesweit Schule machen.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

All das war fir Hochschulen - in der kurzen Zeit
planen und sich damit uns gegeniber, also dem
Land gegenuber, verpflichten und damit auch kurz-
fristig starten - nicht einfach mal so zu machen.

Von daher von dieser Stelle aus mein ganz dickes
Dankeschon an die Hochschulleitungen, aber auch
an alle, die in den Hochschulen selber mit dazu
beigetragen haben, dieses Fachhochschulentwick-
lungsprogramm so schnell auf die Schiene zu set-
zen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)
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Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die ndchste Zusatz-
frage stellt nun Frau Kollegin Joumaah. Das ist
Ilhre zweite Zusatzfrage, Frau Kollegin.

Petra Joumaah (CDU):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! Frau Ministerin, ich habe folgende Frage
an Sie: Gibt es an den Fachhochschulen Studien-
platze, die durch Mittel des Hochschulpaktes ge-
schaffen wurden, aber im Rahmen des Fachhoch-
schulentwicklungsprogramms nicht verstetigt wer-
den kénnen?

(Zustimmung bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank, Frau Kollegin. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Auch hierauf hatte ich in meinen anfanglichen Aus-
fihrungen ausfiuhrlich hingewiesen.

Was wir jetzt verstetigen, ist der Aufwuchs im
Rahmen der ersten Runde des Hochschulpakts,
der bis 2010 gelaufen ist. Ich hatte in einer Antwort
eben auch schon einmal darauf hingewiesen, dass
das eine insofern durchaus relevante Bezugsgrol3e
ist, als das die Zahlen sind, die wir auch Uber 2020
hinaus als KMK-Prognosen haben. Von daher ist
es, denke ich, sinnvoll, das tatséchlich so zu be-
grenzen. Das war Ubrigens ausdrtcklicher Wunsch
der Hochschulen. Alle Hochschulen haben uns
signalisiert, dass das, was wir jetzt verstetigt ha-
ben, womit im groRen Stil knapp 350 Professuren
bewaltigt werden missen und woflir neue Lehr-
stiihle gebraucht werden, das obere Limit dessen
ist, was unsere Hochschulen im Moment schaffen.

Das heil3t aber natirlich auch, um lhre Frage zu
beantworten, dass die zusatzlichen Aufwiichse, die
im Rahmen der zweiten Runde an die Fachhoch-
schulen gegangen sind, nach jetzigem Stand tat-
sachlich zeitlich begrenzte Aufwiichse sein wer-
den.

Wie Sie wissen, sind wir im Moment dabei, den
Hochschulpakt Il zu starten. Genauer gesagt: Er
startet ab 2017 und wird 2023 auslaufen. Das sind,
jedenfalls nach jetziger Planung, die Kapazitaten,
die wir - davon gehen wir aus - schon allein demo-
grafisch bedingt auf lange Sicht nicht brauchen
werden. Deshalb, so fanden wir, macht es keinen
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Sinn, sie zu verstetigen, allemal nicht, wenn wir
damit Professorenstellen oder unbefristetes Per-
sonal binden, das dann ja auch die Hochschulen
auf lange Sicht binden wiirde.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Liebe Kolleginnen
und Kollegen, ein Freitag, der 13., kann auch ein
Glickstag sein: Brille und Handy sind wiederge-
funden worden. Sie kénnen lhre Suche also ein-
stellen.

Wir fahren jetzt fort. Die nachste Zusatzfrage stellt
Herr Kollege Hilbers.

Reinhold Hilbers (CDU):

Frau Prasidentinl Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Frau Ministerin, vor dem Hintergrund,
dass Sie hier die 64 Millionen Euro, die Sie verste-
tigen wollen, erwéhnt haben und Sie diese zurzeit
Uberwiegend aus dem Hochschulpakt finanzieren,
will ich die Frage stellen: Wie ist die Anschlussfi-
nanzierung fur diese verstetigten 64 Millionen Euro
geplant, wenn der Hochschulpakt auslauft?

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Hilbers. - Bitte, Frau Ministerin!
(Unruhe)

- Ich darf Sie noch einmal um Ruhe bitten.

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fir Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Lieber Herr Hilbers,
sie werden selbstverstéandlich aus Landesmitteln
finanziert. Das ist ja der Clou. Denn sonst wirden
wir die Entfristung der Stellen nicht hinbekommen,

(Reinhold Hilbers [CDU]: Das haben
Sie auch nicht getan!)

und wir kénnten keine knapp 350 Professorenstel-
len, also Lehrstihle, neu schaffen. Genau das
werden wir 2016 mit knapp 300 Professorenstellen
und, ich glaube, 44 im Jahr 2017 tun. In einem
etwas geringeren Finanzvolumen wird dann im
Moment noch befristet angestelltes Tarifpersonal
unbefristet eingestellt werden. Das heil3t, bevor wir
dieses Fachhochschulentwicklungsprogramm auf-
gelegt haben, war es dringend erforderlich, mit den
Kollegen vom Finanzministerium klarzustellen,
dass das nur dann aufgeht, wenn es jetzt auch die
klare Zusage gibt, dies aus Landesmitteln zu fi-
nanzieren.

Sie als alter Haushaltsfuchs wissen ja, dass es
jetzt ohnehin langst in der Etatisierung, also dort,
wo es an den Haushaltsstellen ist, bei den Hoch-
schulen gelandet ist, um genau da auch keinerlei
Zweifel zu lassen. Hatten wir das nicht getan, hat-
ten sich die Hochschulen auf dieses Fachhoch-
schulentwicklungsprogramm vermutlich nicht ein-
gelassen, weil es ihnen - das ist sicherlich nach-
vollziehbar - viel zu unsicher gewesen ware. Also
die ganz klare Zusage: Das ist ein Programm, das
ausdricklich - das ist ja Sinn und Zweck dieses
Fachhochschulentwicklungsprogramms - Uber den
Hochschulpakt hinaus umgesetzt und finanziert
werden soll, muss und wird.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Die nachste Zusatzfrage stellt Herr
Oesterhelweg.

(Unruhe)

- Ich darf Sie alle bitten, das Gemurmel wieder
etwas einzustellen.

Frank Oesterhelweg (CDU):

Herzlichen Dank. - Frau Prasidentin! Frau Ministe-
rin, wie hoch sind die fur die Haushaltsjahre 2016
und 2017 vorgesehenen Investitionen im Hoch-
schulbau an der Ostfalia an den Standorten Wol-
fenbittel und Salzgitter?

(Zustimmung von Bjorn Thimler [CDU])

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Oesterhelweg. - Frau Ministerin
antwortet lhnen gleich. Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljajié, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Ich habe eben schon gesagt, dass das Fachhoch-
schulentwicklungsprogramm nicht zwangslaufig
zuséatzliche oder neue Baumalinahmen ausldst. Im
Moment kann ich lhnen jenseits der klassischen
Baumittel, die der Hochschule zugewiesen werden,
aus dem Stegreif nicht sagen, was dort fur die
nachsten Jahre mdglicherweise ansteht. Ad hoc
jedenfalls ist mir keine gréRere Malinahme - etwa
ein neues Institut oder ein neues Bibliotheksge-
béaude - erinnerlich.

Wir haben aber naturlich den Hochschulen mit
dem sogenannten HP-INVEST, dem Hochschul-
pakt Invest, 115 Millionen Euro zuséatzlich zur Ver-
fugung gestellt, um Investitionen vorzunehmen. Es
gibt bereits eine Klarung mit den Hochschulen, fir
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welche MalRhahmen diese Mittel eingesetzt wer-
den. Das sind fur die Hochschule Wolfenbiittel
11 Millionen Euro.

(Frank Oesterhelweg [CDU]: In Wol-
fenblttel oder in Salzgitter? Oder gilt
das insgesamt?)

- Fur Salzgitter weil3 ich es jetzt nicht so genau.
Fir Wolfenbittel kann ich es lhnen auch nicht
genau sagen. Ich weil3 auf jeden Fall, dass grof3e
Teile dieser Mittel nach Wolfsburg gehen sollen,
wo die Fachhochschule eine Art Gesundheitscam-
pus eréffnen will. Dahin wird das Gros der Mittel
flieRen.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nachste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Thimler. Bitte!

Bjorn Thumler (CDU):

Frau Préasidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Ministerin, in Ergdnzung der Frage von Herrn
Oesterhelweg wirde mich interessieren, wie hoch
die Investitionsmittel fir die Haushaltsjahre 2016
und 2017 im Hochschulbau fir den Bereich der
Jadehochschule mit den Standorten Elsfleth, Wil-
helmshaven und Oldenburg sind.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fir Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kollegen!
Eine Vorbemerkung spare ich mir. Ich weise jetzt
nur auf das hin, was diese Hochschule im Rahmen
des Hochschulpaktes Invest bekommt. Das sind
10 Millionen Euro. Die werden im Wesentlichen in
eine Mensa in Wilhelmshaven flieRen.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Die nachste Zusatz-
frage stellt Herr Kollege Hillmer.

(Christian Durr [FDP]: Also nichts in
Oldenburg, Frau Ministerin? - Gegen-
ruf von Ministerin Dr. Gabriele Hei-
nen-Kljaji¢: Uberall!)

- Herr Kollege Dirr, Sie haben auch die Mdglich-
keit, die Frage von hier aus zu stellen.
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Jorg Hillmer (CDU):

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Frau Ministerin, wie erklaren Sie, dass Sie
auf der einen Seite mit dem Hochschulpakt vo-
ribergehend geschaffene Studienplatze jetzt lang-
fristig im Umfang von ungefahr einem Drittel Uber-
kapazitaten in den vorhandenen Gebé&uden verste-
tigen und Sie auf der anderen Seite in Ihren Haus-
haltsplanungen die Investitionen fur die Fachhoch-
schulen um 80 % reduzieren?

(Zustimmung bei der CDU - Bjorn
Thiamler [CDU]: Eine sehr gute Frage!)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank, Herr Kollege. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljajié, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Sehr geehrter Herr
Hillmer, das ist mitnichten der Fall. Ich habe gera-
de vorgelesen, dass wir 100 Millionen Euro aus
dem Hochschulpakt Invest in die Hochschulen
geben.

(Jorg Hillmer [CDU]: Sie kennen ja Ih-
re eigenen Zahlen nicht!)

- Ich kenne meine Zahlen sehr wohl. Aber ich er-
klare Ihnen gerne einmal, wie das an dieser Stelle
mit der Haushaltssystematik funktioniert.

(Ottmar von Holtz [GRUNE]: Der ver-
steht das nur nicht! Das ist das Prob-
lem!)

In den Haushaltstiteln Bau sind naturlich immer nur
die MaRnahmen veranschlagt, die im Moment
laufen. Wenn Sie sich die Mihe machen wirden,
einmal in die Haushaltsplane der vergangenen
Jahre zu gucken, dann wirden Sie feststellen,
dass da standig - egal ob bei Fachhochschulen,
Universitdten oder wo auch immer - laufende
Schwankungen sind, was einfach damit zu tun
hat - - -

(Jorg Hillmer [CDU]: Nachhaltig um
80 % gekdrzt!)

- Nein, das ist einfach falsch. Sie kénnen es 100-
mal sagen, aber es ist falsch.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Einen Moment, bitte, Frau Ministerin! - Herr Kolle-
ge Hillmer, Sie sollten jetzt der Ministerin die Mdg-
lichkeit geben, auf Ihre Frage zu antworten. Sie
kénnen dann sehr gerne eine zweite Zusatzfrage
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stellen, wenn lhnen die Antwort nicht ausreicht.
Aber jetzt hat erst einmal die Frau Ministerin das
Wort.

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fir Wis-
senschaft und Kultur:

Das ist einfach immer die Frage: Welche Maf3-
nahmen sind gerade veranschlagt, und welche
sind nicht veranschlagt? Dies hat mit Kirzungen
nichts zu tun.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Die nachste Zusatzfrage stellt Herr
Kollege Jasper. Das ware dann lhre zweite Zusatz-
frage, Herr Kollege.

Burkhard Jasper (CDU):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! Zur Finanzierung des Fachhochschulent-
wicklungsprogramms habe ich noch eine Frage.
Ich habe aufgepasst, und mir ist auch klar: Die
64 Millionen Euro sind Landesmittel. - Sie haben
aber gerade auch auf EU-Mittel hingewiesen. Mir
ist noch nicht klar: Wie ist das Verhéltnis von Bun-
des-, Landes- und EU-Mitteln bei diesem Pro-
gramm? - Vielleicht kdnnen Sie mir da weiterhel-
fen.

(Zustimmung bei der CDU)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
EU-Mittel sind im Forschungsbereich. Die Zahlen
hatte ich bereits genannt. Im Bereich EFRE haben
wir 50,4 Millionen Euro, die klassisch von der EU
kommen, gegenfinanziert mit 40,32 Millionen Euro.

Was die Bundesmittel angeht, so haben wir - so-
lange wir die Studienplatze im Rahmen des Hoch-
schulpakts zur Anrechnung anmelden kénnen, was
wir mit vielen MalRnahmen und Studienplatzen
machen kénnen und was auch alle anderen Bun-
deslander machen; so ist das System nun einmal
angelegt - an dieser Stelle auch mittelfristig eine
anteilige Finanzierung des Bundes, so wie die
Verteilungsschlissel im Hochschulpakt sind.

(Beifall bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Die nachste Zusatzfrage stellt nun
Herr Kollege Thiele. Bitte!

UIf Thiele (CDU):

Frau Prasidentin! Frau Ministerin, zu den Investiti-
onen in Leer haben Sie schon ein bisschen etwas
angedeutet. Kénnten Sie dem Parlament und mir
personlich bitte Auskunft daruber geben, welche
konkreten BaumafRnahmen an den beiden Fach-
hochschulstandorten der Fachhochschule Em-
den/Leer geplant sind, also auch die fir Emden
und im Detail die fir Leer?

Vielen Dank.

(Zustimmung von Bjérn Thimler [CDU]
- Ottmar von Holtz [GRUNE]: Macht ei-
ne Sammelfrage! Das wird dann einfa-
cher! - Gegenruf von Ulf Thiele [CDU]:
Das ist eine Hochschule!)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Vielen Dank. - Bitte, Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljajié, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

7 Millionen Euro stehen zur Verfigung. Ein Teil
davon - jedenfalls nach dem, was wir bisher mit
der Hochschule verabredet haben - wird in das
Technikum in Leer flieBen. Wie die dann noch
verbleibenden Mittel aufgeteilt werden, ist zurzeit
noch nicht geklart.

(Zuruf von UIf Thiele [CDU] - Gegenruf
von Johanne Modder [SPD]: Ist das ei-
ne Nachfrage?)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Thiele, es ware einfacher, wenn Sie sich noch
mal zu Wort melden wirden. Sie haben die Mog-
lichkeit, eine zweite Frage zu stellen.

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji€, Ministerin fir Wis-
senschaft und Kultur:

Ich versuche, es einmal zu erklaren. Also: 7 Millio-
nen Euro stehen der Hochschule Emden/Leer zu.
Die Hochschule macht uns Vorschlage, was sie
damit machen kann. Das ist ein Stlick weit insofern
reglementiert, als es nur sogenannte kleine Malf3-
nahmen sein dirfen bzw., wenn es groRe Malf3-
nahmen sind, nur bis zu einem bestimmten Um-
fang.
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AnschlieBend fiihren wir mit den Hochschulen
Gesprache dartiber, welche MaRnahmen sinnvoll
sind und welche nicht. Da dies Mittel aus dem HP-
Invest sind, also Hochschulpaktmittel, missen sie
den Kriterien gerecht werden, die der Bund als
anrechnungsfahig betrachtet. Nach diesen Krite-
rien wird entschieden, welche MalRBhahmen hinein-
kommen und welche nicht. Das ist, wie gesagt,
bisher das Technikum in Leer, wobei ich jetzt, of-
fen gestanden, nicht parat habe, wie viel das von
den 7 Millionen Euro ausmacht. Das ist nach mei-
ner Erinnerung nicht alles. Aber das ist eine grof3e
MaRRnahme, die wir bisher mit der Hochschule
vereinbart haben.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Die ndchste Zusatzfrage stellt Herr
Kollege Hillmer. Das ist Ihre zweite Zusatzfrage.

Jorg Hillmer (CDU):

Frau Préasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Frau Ministerin, in Anbetracht der Tatsa-
che, dass Sie das Fachhochschulentwicklungspro-
gramm zum grof3en Teil auch aus Hochschulpakt-
mitteln finanzieren, die ja 50 : 50 zwischen Bund
und Land finanziert sind, frage ich Sie: Wie erkla-
ren Sie, dass in Ihrer Regierungszeit der Anteil des
Landes weit hinter die eigentlich erforderlichen
50 % zurickféllt und Sie es dann der Nachfolgere-
gierung Uberlassen, dies wieder aufzuftllen?

(Zustimmung bei der CDU - Ottmar
von Holtz [GRUNE]: Herr Hillmer, ich
glaube, Sie verstehen das nicht! -
Gegenruf von Jens Nacke [CDU]: Sie
haben nur noch zwei Jahre! Verges-
sen Sie das nicht!)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Bitte Frau Ministerin!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fur Wis-
senschaft und Kultur:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die Qualitdt der Frage will ich jetzt
gar nicht groR kommentieren. Aber ich bitte Sie,
lieber Herr Kollege: Jede Entscheidung, die wir
treffen, die entweder eine Aufstockung, eine Kir-
zung oder eine Verstetigung des Haushalts zur
Folge hat, ist selbstversténdlich auch in den Folge-
jahren wirksam. Der Landtag ist der Souveran, der
diese Frage zu beantworten hat.
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(Jorg Hillmer [CDU]: Geben Sie jetzt
dem Landtag die Schuld?)

- Ich gebe Uberhaupt niemandem die Schuld, Herr
Hillmer.

Wo ist denn der Kollege Hilbers? - Er ist gerade
nicht hier. Aber er wirde mir mit Sicherheit zu-
stimmen, dass es doch verriickt wére, wenn wir
jetzt sagen wirden: ,Wir machen ein MaRnahmen-
paket von 64 Millionen Euro”, wir also Geld in die
Fachhochschulen geben, wahrend wir nach den
gegebenen Regularien des Hochschulpakts die
Mdglichkeit haben, auch andere MaRnahmen in
dem Hochschulpakt zur Anrechnung zu bringen.

Es ist ja nicht so, dass wir vom Bund die Hélfte des
Geldes dafir bekommen, weil irgendjemand
kommt und uns die Halfte dieser Mittel aus Bun-
desmitteln gibt. Vielmehr funktioniert es umge-
kehrt: Der Bund gibt seine Mittel hinein, und
wir - - -

(Jorg Hillmer [CDU]: Sie lhre nicht!)

- Herr Hillmer, héren Sie mir doch zu! Ich erklare
Ihnen gerne, wie das funktioniert.

(Ottmar von Holtz [GRUNE]: Ich sage
doch, der versteht das nicht!)

Wir bringen diese Studienplatze in Anrechnung.
Die bringen wir deshalb in Anrechnung, lieber Herr
Hillmer - - - Ich bin erstaunt. Ich glaube, Sie sind
schon ziemlich lange im Wissenschaftsausschuss
und mussten es eigentlich wissen.

(Ottmar von Holtz [GRUNE]: Der
muss einen anderen Ausschuss neh-
men! Der versteht das nicht!)

Aber ich erklare es gerne noch einmal: Alle Studi-
enplatzkapazitaten, die wir nach 2005 aufgebaut
haben - egal an welcher Stelle -, kénnen wir im
Hochschulpakt zur Anrechnung bringen. Das ma-
chen wir auch mit all den anderen Studienplatzen,
die wir in der - - -

(Jorg Hillmer [CDU]: Das ist nicht die
Frage!)

- Doch, naturlich ist das die Frage.

Das gilt auch fur alle anderen Studienplatze. Ge-
nauso wie wir EU-Mittel aus EFRE fir die For-
schung nutzen, nutzen wir selbstverstandlich auch
Mittel des Bundes im Rahmen des Hochschulpa-
kts. Wir fordern den Bund immer wieder auf, hier
Verantwortung fur den Hochschulbereich zu zei-
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gen. Der Hochschulpakt ist ein Bereich, in dem das
gelungen ist.

Ich bitte Sie: Sie wollen mir doch jetzt nicht allen
Ernstes sagen, dass es nicht klug sei, diese Mittel
auch im Hochschulpakt anzurechnen.

(Beifall bei den GRUNEN - Christian
Durr [FDP]: Das hat er aber nicht ge-
fragt, Frau Prasidentin!)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Damit ist die Fragestunde
fur diesen Tagungsabschnitt beendet.

Die Antworten der Landesregierung zu den Anfra-
gen, die jetzt nicht mehr aufgerufen werden konn-
ten, werden nach § 47 Abs. 6 unserer Geschéfts-
ordnung zu Protokoll gegeben. Sie stehen lhnen in
Kirze im Intranet und im Internet als unkorrigierte
Drucksache elektronisch zur Verfiigung.*

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 35 und 36
auf, die wir vereinbarungsgemafl zusammen be-
handeln

Tagesordnungspunkt 35:

Erste Beratung:

Die Landesregierung muss regelmaRig und
transparent aktuelle Zahlen zur Flachtlingskri-
se zur Verfluigung stellen - Antrag der Fraktion
der CDU - Drs. 17/4516

Tagesordnungspunkt 36:

Erste Beratung:

Menschen in Not helfen, Zuwanderung ordnen
und steuern, Integration sichern! - Antrag der
Fraktion der CDU - Drs. 17/4517 - Anderungsan-
trag der Fraktion der CDU - Drs. 17/4594

Sofern der urspriingliche Antrag in der Drucksache
17/4517 in den Ausschuss Uberwiesen wird, gilt
dies auch fiir den Anderungsantrag in der Druck-
sache 17/4594.

Zur Einbringung erteile ich fur die CDU-Fraktion
Herrn Fraktionsvorsitzenden Thimler das Wort.
Bitte!

'Die Antworten zu den Anfragen 2 bis 54 und 56 bis 57,
die nicht in der 80. Sitzung des Landtages am 13. No-
vember 2015 behandelt und daher zu Protokoll gegeben
wurden, sind in der Drucksache 17/4595 abgedruckt.

Bjérn Thimler (CDU):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Die Asyl- und Flichtlingspolitik steht
einmal mehr im Zentrum der aktuellen Debatte,
nicht nur hier im Niedersachsischen Landtag, son-
dern in der gesamten Bundesrepublik Deutschland
und dariiber hinaus, so denke ich, auch in der
gesamten Europaischen Union.

Die anhaltend hohen Fluchtlingszahlen belegen,
dass es einen unveréndert hohen Handlungsdruck
gibt, was die Politik in Berlin, aber auch die Politik
hier in Hannover und letztlich auch die Politik in
den Kommunen angeht.

Es geht einerseits darum, den Menschen, die in
Not sind, wirksam zu helfen und sie menschen-
wuirdig unterzubringen. Andererseits geht es da-
rum, wieder mehr Ordnung und Steuerung in das
Asylverfahren zu bringen, mit dem Ziel, mittelfristig
zu deutlich sinkenden Flichtlingszahlen zu kom-
men.

Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz -
dem die rot-griine Landesregierung aus Koalitions-
rason ihre Zustimmung verweigert hat- hat der
Bund erste dringend notwendige Malinahmen zur
Bewadltigung der derzeitigen Fluchtlingssituation
eingeleitet. Das Gesetz hilft den Kommunen und
den Landern dadurch, dass sich der Bund nun
dauerhaft an den Kosten beteiligt. Das Gesetz hilft
auch, die Verfahren fir Asylsuchende aus sicheren
Herkunftsstaaten zu beschleunigen. Es hilft eben-
so, die Zahl an Wirtschaftsflichtlingen deutlich zu
reduzieren und durch den Grundsatz des Wegfalls
der Geldleistungen und den Vorzug der Sachleis-
tungen dies auch deutlich zu unterstreichen.

(Unruhe)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Einen Moment, bitte, eine ganz kurze Unterbre-
chung, Herr Thimler! - Es scheint hier einen hohen
Gesprachsbedarf zu geben. Ich bitte die Kollegen
und Kolleginnen, die nicht der Debatte folgen wol-
len, sich aus dem Plenarsaal zu begeben. - Bitte,
Herr Thimler!

Bjorn Thimler (CDU):

Das allein reicht jedoch bei Weitem nicht aus.
Deshalb sind auch die Beschliisse des jingsten
Koalitionsgipfels von CDU, SPD und CSU ein wei-
terer wichtiger Meilenstein auf dem Weg, wieder zu
geordneten Verhéaltnissen zu kommen und in der
derzeitigen Flichtlingssituation mit MaRnahmen
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gegenzusteuern, die unserer Rechtsordnung ent-
sprechen.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wir begrif3en ausdriick-
lich die Schaffung von besonderen Aufnahmeein-
richtungen fur Asylbewerber aus sicheren Her-
kunftslandern mit Wiedereinreisesperre bei Folge-
antragen ohne Mitwirkungsbereitschaft. Wichtig ist,
dass dort in Anlehnung an das Flughafenverfahren
beschleunigte Asylverfahren durchgefiihrt werden
und dabei auch eine verscharfte Residenzpflicht
gelten wird.

Ich freue mich, dass diese besonderen Einrichtun-
gen inzwischen auch bei der SPD begruf3t werden.

(Zuruf von Minister Boris Pistorius)

- Sie begrif3en das naturlich nicht, lieber Herr In-
nenminister; denn inhaltlich waren Sie ja immer
ganz anderer Auffassung dartber, was da passie-
ren soll. Das, was jetzt semantisch verbramt als
.besondere Aufnahmeeinrichtungen“ bezeichnet
wird, sind ndmlich nichts anderes als Transitzonen,
nur dass sie sich nicht an der Au3engrenze, son-
dern im Inland befinden.

(Zurufe von der SPD)

Zu lange hat sich die linke Sphare der deutschen
Politik diesem Problem nicht wirklich gestellt und
aktiv daran mitgearbeitet, dass es zu verninftigen
Lésungen kommt. Das gilt insbesondere fiir sehr
schlaue Politikerinnen und Politiker, die jeden Tag
neu erzahlen, was man alles machen kdnnte, aber
keinen wirklich konkreten L&sungsvorschlag auf
den Tisch legen. Das muss jetzt abgestellt werden,
damit wir zu geordneten Verhaltnissen kommen.

Ob Sie es héren wollen oder nicht: Angela Merkel
hat diesbeziglich einen klaren Kompass.

(Johanne Modder [SPD] und Anja Piel
[GRUNE]: Nein!)

Das mag uns und insbesondere lhnen nicht gefal-
len.

(Johanne Modder [SPD]: Der eigenen
Partei nicht! Das ist eine schdne Ge-
schichtel)

Aber lhr Bundesvorsitzender hat gerade heute
wieder eine ganz schlaue Feststellung getroffen.
Wissen Sie, wie sie lautet? - Sie lautet: ,Der Zu-
strom der Flichtlinge muss begrenzt werden.” -
Grol3artig, der Mann! Er sagt aber nicht, wie.

7912

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

So etwas kann ich auch. Ich kann auch sagen, der
Zustrom muss begrenzt werden. Prima, dann be-
komme ich Applaus von allen Seiten. Aber die
Antwort darauf, wie das gehen soll, bleibt Herr
Gabiriel schuldig.

Ich sage lhnen: Frau Merkel weil3 genau, wie es zu
machen ist. Seien Sie sicher, dass sie die Situation
im Griff hat.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Lachen bei der SPD und bei den
GRUNEN - Helge Limburg [GRUNE]:
Sagen Sie das Herrn de Maiziére und
Herrn Schauble! lhre eigene Partei ist
es, die die Bundeskanzlerin angreift!)

- Sie brauchen sich hier nicht aufzuregen. Die ent-
scheidende Frage ist, ob es gelingt, die Dinge
innenpolitisch, europapolitisch und aufenpolitisch
so miteinander zu verkniupfen, dass sie genau die
Wirkung entfalten, die sich entfalten muss. Inso-
weit sind auch die MalRnahmen, die Thomas de
Maiziere ergriffen hat und ergreifen will, vollkom-
men richtig. Daruber gibt es in der Bundesregie-
rung auch keinen Dissens, zumindest nicht, was
die Unionsseite angeht.

Meine Damen und Herren, ich halte es fur wichtig,
dass wir uns gelegentlich einmal vergegenwarti-
gen, wie es denn in der Vergangenheit gewesen
ist. Aus der Vergangenheit kann man schlief3lich
fur die Gegenwart und fir die Zukunft lernen. Wir
sollten haufiger schauen, was kluge Kdpfe bereits
vor mehreren hundert Jahren gesagt haben.

Ich habe einmal in den Unterlagen nachgeschaut,
die ich noch aus meinem Studium habe, was z. B.
Immanuel Kant zu einer solchen Debatte, wie wir
sie heute uber den Umgang mit Flichtlingen fih-
ren, gesagt hat. Immanuel Kant hat - und das ist
schon bestechend - im dritten Definitivartikel seiner
wegweisenden Schrift ,Zum ewigen Frieden“ ge-
sagt, dass Fluchtlinge ein Besuchsrecht haben,
dass Flichtlinge aber auch abgewiesen werden
kénnen, wenn es ohne ihren Untergang, so
schreibt er dort, mdglich ist.

Im ,Ewigen Frieden“ sucht Kant nach den Bedin-
gungen fir stabile und friedliche Verhéltnisse. Da-
zu zahlt er auch das Recht der Hospitalitat: Staa-
ten durfen Besucher durchaus ablehnen, aber
eben nicht gewaltsam und nicht, wenn es zu deren
Leid ware. Das gilt fur alle Menschen, ob Fliichtlin-
ge, Touristen, Geschéftsreisende oder Philoso-
phen: Solange sie sich freundlich verhalten, muss



Niedersachsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 80. Plenarsitzung am 13. November 2015

sich auch der Staat mit ihrem Aufenthalt freundlich
auseinandersetzen und sie freundlich behandeln.
Es bleibt also ein Besuchsrecht und kein Gast-
recht. - Das hat der groRe Philosoph Kant bereits
vor Uber 200 Jahren aufgeschrieben.

(Filiz Polat [GRUNE]: Reden Sie doch
einmal Uber unsere Verfassung, Herr
Thamler?!)

Das ist der Geist der europaischen Aufklarung, und
genau dieser Geist spricht auch aus dem Antrag,
den wir vorgelegt haben, nicht mehr und nicht we-
niger. Das sollten Sie sich gelegentlich einmal
anschauen.

Und wenn Sie wieder dazwischenschreien, Frau
Polat, kann ich Ihnen sagen:

(Helge Limburg [GRUNE]: Der Zwi-
schenruf gehort dazu, Herr Thimler!)

Die Verfassung unserer Bundesrepublik Deutsch-
land und die Genfer Flichtlingskonvention basie-
ren genau auf diesem Geist der Aufklarung. Das,
meine liebe Frau Polat, sollten Sie sich endlich
einmal hinter die Ohren schreiben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Helge Limburg [GRUNE]: Gerade
Frau Polat braucht keine Belehrun-
gen, und schon gar nicht von Ihnen!)

Im Ubrigen bildet gerade dieser Geist der européi-
schen Aufklarung das Grundfundament aller de-
mokratischen Parteien in Deutschland. In dieser
Frage gibt es keinen Dissens, sondern einen brei-
ten Konsens. Auf dieser Basis sollten wir auch
miteinander diskutieren. Er sollte sogar Basis un-
seres politischen Handelns sein.

Die SPD hat sich in der aktuellen Asyldebatte in-
zwischen der Realitdt angenahert, tbrigens ganz
im Sinne der Kant'schen Lehre. Mancher Amtskol-
lege von Herrn Weil konnte sich mit dieser Auffas-
sung bei seinem jeweiligen Koalitionspartner in-
zwischen auch durchsetzen. Das, was Frau Kraft,
Frau Dreyer und Herrn Albig gelungen ist, namlich
sich von ihrem Koalitionspartner so weit zu eman-
zipieren, dass am Ende nicht der Schwanz mit
dem Hund wackelt, sollte auch dieser Landesregie-
rung noch gelingen - weil es staatspolitisch not-
wendig ist, jetzt das Richtige zu tun und den Kurs
der Bundesregierung zu unterstitzen.

Meine Damen und Herren von SPD und Griinen,
Ihre Verweigerung, dem Asylverfahrensbeschleu-
nigungsgesetz im Bundesrat die notwendige Zu-
stimmung zu geben, hat Sie nicht nur in der Bun-

desrepublik Deutschland und in Niedersachsen der
Lacherlichkeit preisgegeben - auch international
wird so etwas durchaus beobachtet. Es schwéacht
die Position von Niedersachsen bei Verhandlun-
gen.

In dieser Situation ist es Uberaus wichtig, dass wir
eine handlungsfahige Landesregierung haben.
Dass unsere Landesregierung handlungsféahig ist,
kénnen wir aber gerade nicht erkennen. Ich wie-
derhole es: Hier wedelt der Schwanz mit dem
Hund, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Statt die vom Bundesgesetzgeber geschaffenen
Mdoglichkeiten zur Erleichterung der Ruckfihrung
ausreisepflichtiger Asylbewerber zu torpedieren,
sollten Sie, &hnlich wie Baden-Wdirttemberg es
jetzt vorhat, die organisatorischen Grundlagen fur
die, ich betone, rechtsstaatlich gebotene Ruckfih-
rung schaffen. Um nichts anderes geht es. Das
wird von lhnen verlangt, und das missen Sie lie-
fern.

(Beifall bei der CDU)

Wer es versaumt, die rechtskraftig abgelehnten
und damit ausreisepflichtigen Asylbewerber zeit-
nah zurtickzufihren, untergrabt nicht nur das Ver-
trauen der Birger in den Rechtsstaat, nein, er tragt
auch unweigerlich dazu bei, dass die Akzeptanz
der Bevolkerung auch bei der Aufnahme von wirk-
lich Schutzbedirftigen zusehends schwindet. Auch
das muissen Sie sich immer vergegenwartigen,
meine Damen und Herren. Der Ruf ,Alle herein!®
kann nicht funktionieren, wenn nicht auch wieder
welche herausgehen, namlich die, die nach unse-
rer rechtsstaatlichen Ordnung nicht hierbleiben
dirfen. Alles andere untergrabt die gemeinsame
Basis und schadet der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung und dem freiheitlichen de-
mokratischen Rechtsstaat.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, der Ministerprasident
hat die Beschlisse des jiingsten Koalitionsgipfels
zur Asylpolitik wieder einmal uneingeschrankt be-
grudt. Herr Ministerprasident, wir werden Sie an
Ihrem Wort messen. Wir erwarten, dass die Lan-
desregierung die Gesetzesédnderungen im Bundes-
rat unterstitzt. Wir erwarten, dass Sie alle weiteren
notwendigen MafRRhahmen des Bundes ebenfalls
konstruktiv begleiten und dass alle Hemmnisse
einer Zusammenarbeit von landes- und bundes-
und kommunalpolitischen Behérden, angefangen
bei der Schnittstellenproblematik, Gber die wir ges-
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tern schon etwas gehort haben, die aber nicht
unbekannt ist, bis hin zu Datenschutzfragen, die
ein gemeinsames Miteinander dieser Ebenen ver-
hindern, unverziglich behoben werden. Daran
kann nicht nur der Bund allein arbeiten, da ist auch
die Mitwirkung der Lander und der Kommunen
gefordert, meine Damen und Herren. Das missen
Sie liefern und dirfen sich dem nicht verweigern.

(Beifall bei der CDU)

Schliel3lich haben Sie, Herr Weil, unmittelbar nach
der Bundesratssitzung im Oktober in der HAZ das
Versprechen abgegeben, dass die Enthaltung
Niedersachsens ein Einzelfall bleiben wird. Ich
zitiere aus der Hannoverschen Allgemeinen Zei-
tung vom 17. Oktober 2015:

-Entscheidend ist aber, ob es sich um einen
einmaligen Vorgang handelt oder ob das
jetzt haufiger zu beflirchten ist. Letzteres
hielte ich fur aul3erordentlich negativ.”

Das war schon eine starke Ansage an lhren Koali-
tionspartner. Allerdings lasst mich der Verlauf des
Landesparteitages der Grilnen vom vergangenen
Wochenende daran zweifeln, dass lhre ernste
Ermahnung bei lhrem Koalitionspartner in irgend-
einer Form auf fruchtbaren Boden gefallen ist. Die
Griinen haben ja die Eigenschaft, nicht einmal auf
ihre eigenen Kommunalpolitikerinnen und -politiker
zu hdren. So skandierte man ,Aufhéren, aufho-
ren!“, als Herr Jordan die Lebenswirklichkeit aus
der kommunalen Praxis vorgetragen hat.

(Widerspruch bei den GRUNEN - Un-
ruhe - Glocke der Préasidentin)

Ich glaube nicht, dass das so geht. Das geht des-
wegen nicht, weil Sie sich der Realitat, die die
Kommunen derzeit erleben, nicht verweigern dur-
fen, sondern trotz weltbildlich anderer Vorausset-
zungen endlich einmal zur Kenntnis nehmen mis-
sen, dass die Situation angespannt ist. Deswegen:
Andern Sie endlich lhren Kurs in dieser verfehlten
Politik, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Entscheidend ist - wir haben das heute Morgen bei
der kurzen Unterrichtung durch den Innenminister
wieder gehort -, dass auch die Abgeordneten die-
ses Hauses nicht nur regelméRig und ausfiuhrlich
Uber die relevanten Zahlen hinsichtlich der Asyl-
bewerber, die hier sind, unterrichtet werden - wer
ist registriert, wer ist nicht registriert? -, sondern
auch Uber die Lage insgesamt. Denn die Lagebe-
richte bekommen wir eben nicht, Herr Minister.
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Deswegen ist es schwierig, ein genaues Bild von
dem zu haben, was Sie hier gerade zum Camp
Fallingbostel vorgetragen haben. Sie haben es
aber in der Hand, das zu andern.

In diese Richtung geht unser Antrag. Nur mit
Transparenz und Uberblick wird es gelingen, dass
alle Ebenen - von der Kommune Uber das Land bis
zum Bund - genau wissen, was zu tun ist, um die
richtigen Entscheidungen zu treffen. Deswegen:
Geben Sie sich einen Ruck! Geben Sie diese Da-
ten heraus! Unterrichten Sie den Niedersachsi-
schen Landtag regelmé&Rig, nicht monatlich, son-
dern wochentlich, damit wir auch hier eine gemein-
same Basis haben.

(Beifall bei der CDU)

Das ist auch deshalb entscheidend, weil die Kolle-
ginnen und Kollegen haufig vor Ort gefragt wer-
den. Und Sie wissen selbst: Fir einen Politiker ist
nichts schwieriger, als keine richtige Antwort geben
zu kdnnen, sondern um ein Thema herumreden zu
mussen.

Herr Innenminister, Sie haben gesagt, dass die
Aufnahmemadglichkeiten endlich sind. Aber das
bedeutet doch, dass abgelehnte Asylbewerber
konsequent zurtickgefuhrt werden mussen. Das ist
auch keine Bosartigkeit, wie es der Union immer
unterstellt wird, sondern das ist im Sinne einer
wirkungsvollen Unterstutzung Hilfesuchender not-
wendig. Abgelehnte Asylbewerber zuriickzufiihren
heil3t, das geltende Recht in Deutschland umzu-
setzen. Und wenn man geltendes Recht zur An-
wendung bringen will, dann ist man noch lange
kein Rechtsradikaler oder Ahnliches, sondern dann
achtet man darauf, dass die Ordnung in diesem
Lande aufrechterhalten bleibt. Das ist das Ent-
scheidende, meine Damen und Herren, darauf
haben die Birgerinnen und Birger in diesem Land
einen Anspruch.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich sage Ihnen zum Schluss: Die Zeit ideologischer
Traumereien ist vorbei. Je eher Sie sich der Wirk-
lichkeit stellen, umso schneller werden wir auch
hier im Niederséachsischen Landtag in der Flucht-
lingsfrage zu einem parteitbergreifenden Konsens
kommen. Sie missen sich nur von lhren zum Tell
weltfremden Ideologien verabschieden, dann wer-
den wir diesen Weg gemeinsam gehen kénnen.

Damit wiederhole ich zum dritten Mal unser Ange-
bot, in dieser Frage gemeinsam vorzugehen.
Wenn Sie auf uns zukommen, werden wir mit
Ihnen ordentlich darliber sprechen. Nutzen Sie
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diese Gelegenheit! Sie haben im Moment nicht
einmal lhre Einstimmenmehrheit. Deswegen ver-
baseln Sie diese Chance nicht!

Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Thimler. - Fir die SPD-
Fraktion hat nun das Wort Herr Kollege Lynack.
Bitte!

(Reinhold Hilbers [CDUJ]: Nicht Herr
Watermann?)

- Das bedarf nicht lhrer Kommentierung, Herr Hil-
bers!

(Reinhold Hilbers [CDU]: Das weil3
ich! Trotzdem habe ich es gemacht!)

- Ich darf Sie um Ruhe bitten! - Bitte, Herr Lynack!

Bernd Lynack (SPD):

Frau Prasidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Thimler, machen Sie sich um unsere Ein-
stimmenmehrheit mal keine Sorge. Dass sie ste-
hen kdnnte, scheint fir Sie ja ein echter Albtraum
Zu sein.

(Bjorn Thamler [CDU]: Sie haben kei-
ne! Das ist das Problem!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, ich
habe mich, als ich die Antrage und den Ande-
rungsantrag gelesen habe, gefragt, ob sie nach
dem 5. November - Sie sind auf die Ergebnisse
des Koalitionsgipfels ja eingegangen, Herr Thim-
ler - noch ernstgemeint sind oder ob Sie nur darauf
warten, dass die Kanzlerin auch lhnen ihr unein-
geschranktes Vertrauen ausspricht. Wenn nicht,
dann konnte das aber schon bald der Fall sein;
denn die Antrage sind auf dem besten Wege, in
der Gemengelage zwischen Innenministerium und
Kanzleramt auf Bundesebene einen prominenten
Platz zu belegen.

Wer dachte, dass nach dem Treffen der Koalitiona-
re vom 5. November Einigkeit in der Fluchtlingsfra-
ge besteht, wurde schon tags darauf bitter ent-
taduscht. Der Bundesinnenminister, der noch vor
rund einem Jahr den Schutz fiir syrische Flichtlin-
ge grol3ziigig erweitern wollte, hat seine Meinung
mal wieder Uber Nacht geandert.

(Widerspruch bei der CDU)

Aber eigentlich ist das ja auch nichts Neues. Wir
mussten hier schon im letzten Monat erleben, wie
schnell Herr de Maiziere seine Meinung andern
kann.

(Zustimmung von Filiz Polat [GRUNE])

Ach ja, und die Dublin-Verordnung hat er auch
wieder in Kraft gesetzt - und das ohne Kenntnis
der Kanzlerin, liebe Kolleginnen und Kollegen.
Egal. Der Minister hat das uneingeschrankte Ver-
trauen der Kanzlerin, die ihr ,Wir schaffen das!*
jedenfalls noch nicht zurickgenommen hat. Don-
nerwetter! Das nenne ich mal eine freie Interpreta-
tion der Richtlinienkompetenz a la CDU.

(Beifall bei der SPD)

Aber wie dem auch sei: Parallelen zu den Antra-
gen der Union sind eindeutig gegeben. Erst letzte
Woche haben wir die Spitzen lhrer Partei endlich
davon Uberzeugen koénnen, auf Transitzonen zu
verzichten - und schon heute mussen wir hier im
Niederséchsischen Landtag doch wieder Uber
Dinge debattieren, die Sie, in abgemilderter Form,
als Erfolg verkaufen wollen. Aber das lassen wir
Ihnen nicht durchgehen, meine Damen und Her-
ren!

(Beifall bei der SPD)

Ist die niedersachsische CDU jetzt eigentlich das
gallische Dorf der Union, oder haben Sie in der
internen  Kommunikation schlichtweg noch Luft
nach oben, wie es lhr Innenminister beschrieben
hat? - Die Antrage wirken auf mich jedenfalls wie
der erneute hilflose Versuch, irgendwo zwischen
Herrn Seehofer, Frau Petry, Herrn Hocke und der
Kanzlerin endlich den eigenen roten Faden wie-
derzufinden.

Schade. Ich hatte gehofft, dass es den meisten
von lhnen tatsachlich um eine sachliche Ausei-
nandersetzung geht. Aber das scheint, wie der
gestrige Tag gezeigt hat, dann leider doch nicht
der Fall zu sein.

(Filiz Polat [GRUNE]: Ja!)

Und wenn Sie hier jetzt auch noch fordern, dass
die Landesregierung regelmaRig unterrichten soll,
kann ich nur sagen: Guten Morgen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen!

(Beifall bei der SPD)
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Die Landesregierung stellt seit eh und je regelméa-
Big Zahlen, Daten und Fakten rund um das Thema
Asyl und Flichtlinge zur Verfiigung. Der Innenmi-
nister hat das heute Morgen ubrigens auch noch
einmal gesagt. Und auch die Anfragen der Opposi-
tion in den Fachausschiissen werden regelmaRig
in epischer Breite beantwortet.

Dieses Anliegen in Antragsform mit zwei Beratun-
gen hier ins Plenum und anschlieBend auch noch
in die Beratungen in den Fachausschiissen zu
schicken, heil3t, gelinde gesagt, doch ein bisschen
viel Zeit dafir aufzuwenden - Zeit, die wir fur ande-
re Dinge besser nutzen kodnnten. Aber das sei
jedem unbenommen. Die meisten Forderungen
haben sich durch den Kompromiss der Koalitionare
vom 5. November sowieso Uberholt. Ich habe des-
halb die Hoffnung, dass wir bei den Antragsbera-
tungen wieder etwas Zeit gutmachen kénnen.

Die Einfuhrung besonderer Aufnahmeeinrichtun-
gen in Anlehnung an das Flughafenverfahren ha-
ben die Berliner Koalitiondre bereits vereinbart,
und das soll auch umgesetzt werden. Das hat der
Innenminister hier vor dem Plenum erklart. Einheit-
liche Flichtlingsausweise und Datenerfassungen
sind bereits auf Bundesebene vereinbart, ebenso
wie die Residenzpflicht, veranderte Rahmenbedin-
gungen fir die Leistungsgewahrung nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz und die Ruckfiihrung
abgelehnter Asylbewerberinnen und Asylbewerber.

Genauer erklaren miussen Sie mir jetzt aber noch,
wie eine Strafverfolgung wegen illegalen Grenz-
Ubertritts aussehen soll, solange Frau Merkel wei-
terhin dazu steht - was sie hoffentlich tut -, unsere
Grenzen fur Flichtlinge nicht zu schlieRen. Aber
bitte: Die Ausschussberatungen bieten dafir si-
cherlich noch ausreichend Gelegenheit.

Meine Damen, meine Herren, fir die gesamte
offentliche Debatte wéare es hilfreich, wenn der
Verweise auf sichere Herkunftsstaaten als Allheil-
mittel zur Lésung der Fliichtlingsproblematik etwas
weniger inflationdr eingesetzt werden konnte. Sie
wissen genauso gut wie wir, dass diese Gruppe
lediglich einen Bruchteil der aktuellen Zahlen aus-
macht.

Wiederholen Sie lieber, wie wichtig es ist, die Ka-
pazitaten des BAMF zu erhéhen! Denn nur wenn
diese Behorde endlich rundlauft, wird sich auch die
Lage vor Ort in den Kommunen entspannen, mei-
ne Damen und Herren. Herr de Maiziere sollte
seine Energie lieber dafir einsetzen, anstatt fiir die
eigenen Winsche standig die Berliner Koalition zu
strapazieren.
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(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Ein guter Ansatz ist Ihre Forderung zur schnellen
Nachregistrierung. Ich bin da ganz bei Ihnen, dass
hier jede Hilfe willkommen und notwendig ist. Das
Innenministerium hat den Kommunen bereits vor
Wochen angeboten, die Notunterkinfte vor Ort
selbst zu betreiben und bei der Registrierung mit
zu unterstitzen. Trotz der zugesagten vollen Kos-
tenerstattung wurde von den Kommunen hiervon
bisher leider nur wenig Gebrauch gemacht. Ich
denke aber, wir alle kénnen bei unseren Kollegin-
nen und Kollegen in den Kommunen dafir werben,
hiervon doch starkeren Gebrauch zu machen. Der
Hamelner Landrat Tjark Bartels hat, wie ich finde,
in vorbildlicher Weise gezeigt, wie gut es funktio-
nieren kann, wenn alle staatlichen Ebenen ihre
Krafte bindeln.

(Bjorn Thumler [CDU]: Er hat bis heute
keinen Vertrag! - Weitere Zurufe von
der CDU - Glocke der Prasidentin)

Apropos Kréfte bindeln: Im Hamelner Kreistag ist
es uUbrigens so, dass alle politischen Krafte an
einem Strang ziehen. Daran sollten Sie sich mal
ein Beispiel nehmen, meine Damen und Herren.

Ich kann nicht auf alle Punkte lhrer Antrage einge-
hen. Deswegen beschrénke ich mich zum Schluss
auf einen Satz aus der Begrindung in der Druck-
sache 17/4517. ,Weiterhin ist sie" - also die Lan-
desregierung - ,aufgefordert, das geltende Recht
anzuwenden und durchzusetzen®. - Meine Damen
und Herren, ich halte das, gelinde gesagt, fur un-
verschamt. Ist das der plumpe Versuch, zu sugge-
rieren, dass die Landesregierung vorsétzlich ge-
gen geltendes Recht versto3t? - Ich denke, man
sollte da doch lieber auf die Bundesebene schau-
en. Herr Focke hat ja auch schon der Kanzlerin
geschrieben, dass er da noch erhebliche Defizite
sieht. Ich denke, solche Aussagen sind nicht dazu
geeignet, zusatzliche Wahlerstimmen zu bekom-
men. Leider werden davon sicherlich nur andere
profitieren.

Frau Prasidentin, meine Damen und Herren, die
Antrdge machen eines deutlich: Bei der Union sitzt
der Stachel noch ziemlich tief, dass sie sich bei der
Einrichtung von Transitzonen nicht durchsetzen
konnte. Aber vielleicht waren die Rufe aus der
gallischen - Entschuldigung: aus der niedersachsi-
schen - CDU ja auch noch nicht laut genug, dass
Ihnen die Kanzlerin ihr uneingeschrénktes Ver-
trauen ausspricht. Aber seien Sie bitte nicht zu
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enttauscht: Am fehlenden Populismus kann das
nicht gelegen haben.

Herzlichen Dank fiirs Zuhéren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Lynack. - Wir fahren in
der Beratung fort. Nun hat das Wort fir die FDP
Herr Kollege Dr. Birkner. Bitte! - Alle anderen darf
ich noch einmal um Aufmerksamkeit bitten!

Dr. Stefan Birkner (FDP):

Frau Prasidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ohne Zweifel stellt der anhaltende Zu-
strom von Flichtlingen eine groRRe Herausforde-
rung fir Staat und Gesellschaft dar.

Dabei geht es zum einen um die Frage, ob die
Rahmenbedingungen stimmen und in welcher
Hohe der Zuzug, der hier erfolgt, gesellschaftlich
bewaltigt werden kann, also um die weiterhin aus-
stehende Begriindung fir die Behauptung, dass
man das so schaffen werde. Dafir muss man ma-
terielle Voraussetzungen definieren - unter wel-
chen Voraussetzungen wollen wir die Zuwande-
rung denn aus unserem eigenen Interesse her-
aus? -, und man muss auch dartuber nachdenken
und diskutieren, wem wir wie lange bei uns Schutz
gewahren kénnen.

Ein zweiter Punkt, den man beachten muss - auch
wenn sich das nicht ganz scharf voneinander tren-
nen lasst -, ist die Frage nach der Handlungsfahig-
keit und Glaubwirdigkeit der staatlichen Institutio-
nen und auch der Politik.

Wir missen doch feststellen, dass ungeachtet der
politischen Praferenzen - das wird in der SPD ge-
nauso sein wie in der CDU; fur die FDP kann ich
es definitiv sagen; bei den Griinen bin ich mir nicht
immer ganz sicher, aber das ist kein Vorwurf, son-
dern einfach nur eine Feststellung - in der Bevolke-
rung ein aus meiner Sicht dramatischer Vertrau-
ensverlust in die Handlungsféahigkeit der staatli-
chen Institutionen stattgefunden hat. Davon sind
Ubrigens auch die damit natirlich intensiv befass-
ten kommunalen Verwaltungen nicht ausgenom-
men. Dieser Vertrauensverlust richtet sich somit
insgesamt gegen die demokratisch legitimierten
Institutionen.

(Filiz Polat [GRUNE]: Die FDP hat gar
kein Vertrauen mehr bei ihren Wahle-
rinnen und Wahlern!)

Diese anhaltende Uberforderung und anhaltende
Notstandsituation birgt eine Gefahr in sich, die
meines Erachtens nicht unterschatzt werden darf,
weil sie am Ende eine Gefahr fir die freie Gesell-
schaft - namlich fur ihre Institutionen - und fir die
Demokratie in sich tragt und den Nahrboden fir
Extremismus bildet.

(Unruhe)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Einen kleinen Moment, bitte, Herr Kollege! - Herr
Bode, die Beratungen in der letzten Reihe der
FDP-Fraktion stéren wirklich. Es spricht lhr Kolle-

ge.

Dr. Stefan Birkner (FDP):
Vielen Dank, Frau Prasidentin.

Vor diesem Hintergrund ist es also notwendig, die
Handlungsféhigkeit des Staates wiederherzustel-
len. Dafiir, meine Damen und Herren, ist aber eine
entscheidende Voraussetzung, dass die Politik in
diesem entscheidenden Punkt beweist, dass sie
handlungsfahig ist.

Das gilt naturlich in besonderem Mal3e fur diejeni-
gen, die Verantwortung tragen. Auf Bundesebene
ist das eine GroRRe Koalition aus SPD und CDU,
die, wie man leider feststellen muss, in dieser ent-
scheidenden Frage jedes Mindestmal3 an Einigkeit
vermissen lasst. Das gilt aber auch fir die Landes-
regierung, die - das ist vom Kollegen Thumler vol-
lig zutreffend dargestellt worden - nur vorgibt, einig
zu sein, und bei der bei den zentralen Punkten -
gerade dann, wenn es um die Umsetzung von
wichtigen Entscheidungen geht - diese Einigkeit
eben tatsachlich nicht gegeben ist.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das Schauspiel, das wir derzeit in Berlin erleben,
wird den Herausforderungen ganz gewiss in keiner
Weise gerecht. Das gilt fur die SPD genauso wie
fur die CDU auf Bundesebene. Wenn man diesen
Streit Uber Transit- oder auch Registrierzonen - wie
immer man sie auch nennen mag -, Uber den sub-
sididren Schutz, den Familiennachzug und die
Wiederanwendung der Dublin-Regeln nach aul3en
tragt, dann ist das ganz sicher nicht geeignet, das
Vertrauen in die Handlungsfahigkeit der Politik und
damit auch der staatlichen Institutionen wiederher-
zustellen. Im Gegenteil: Es verstarkt den Vertrau-
ensverlust und nahrt die Zweifel.

(Beifall bei der FDP)
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Meine Damen und Herren, dabei geht es aus-
driicklich nicht darum, dass man sich nicht &ffent-
lich auseinandersetzen und politisch streiten sollte.
Das ist notwendig, und das ist gut. Es geht meines
Erachtens um die Form, wie das getan wird.

(Vizepréasident Karl-Heinz Klare tber-
nimmt den Vorsitz)

Wenn Herr Stegner Transitzonen als ,Internie-
rungslager mit kurzem Prozess" diffamiert, wenn
Herr Schauble von einer Flichtlings-Lawine spricht
und wenn, mit Verlaub, Sie, Herr Watermann, in
der Diskussion der Union ohne irgendeinen er-
kennbaren Anlass unterstellen, auf kommunaler
Ebene die Situation der Flichtlinge fir politische
Zwecke zu missbrauchen, dann wird es den An-
sprichen, den Notwendigkeiten und der Ernsthaf-
tigkeit dieser Debatte in keiner Weise gerecht.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Es schadet auch, wenn die Grinen im Landtag
den Ministerprasidenten bei wichtigen Entschei-
dungen am Ende im Stich lassen und ins offene
Messer laufen lassen. Denn wie man hort, Herr
Ministerprasident, waren die Entscheidungen bei
den Griunen langst gegen Sie gefallen. Man hat
Sie und den Innenminister aber munter weiterver-
handeln lassen. Wenn das der Stil ist, in dem die-
ses Land regiert wird und mit dem man dieser
Krise Herr werden will, dann wird das leider nichts
werden.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum
Abschluss vor diesem Hintergrund zu den Antra-
gen der Union sagen: Die Beratung wird sicherlich
in den Ausschiissen vertieft werden.

Ich glaube sogar, dass Sie, Herr Innenminister, ein
eigenes Interesse daran haben, dem Parlament so
transparent und so intensiv wie mdglich Informati-
onen Uber die Entwicklung zu geben - von mir aus
auch wochentlich, wenn es die Dynamik der Ent-
wicklung nahelegt. Ich verstehe eigentlich gar
nicht, warum es notwendig ist, dariiber eine parla-
mentarische Debatte zu fihren. Denn von sich aus
sollte das Innenministerium heute hier zusagen,
diese Information ab nachster Woche wochentlich
zur Verfigung zu stellen. Dann wére diese gesam-
te Debatte uberflissig. Denn es liegt in lhrem ei-
genen Interesse, dieses Parlament gut zu informie-
ren, damit dann vor Ort Antworten gegeben wer-
den konnen. Deshalb finde ich die ablehnende
Haltung der SPD hier bedenklich.
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(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU - Glocke des Prasidenten)

- Herr Prasident, ich komme zum Schluss.

Zu dem anderen Antrag ist zu sagen: Der Antrag
enthalt viele einzelne Punkte. Meine Bitte ist, dass
wir Uber diese Punkte eine sachliche Debatte flih-
ren. Der Ministerprasident hat ausweislich der
Presse gestern auch viele andere Dinge noch
einmal thematisiert. In Diktion und Richtung unter-
scheiden sie sich in keiner Weise von dem, was
z. B. die CDU jetzt hier vorschlagt. Deshalb, glau-
be ich, muss man darlber eine sachliche Diskus-
sion fuhren kénnen.

Wir haben einen eigenen Entwurf zum sogenann-
ten vorlaufigen humanitaren Schutz eingebracht,
der einen Ansatz dazu bietet, viele der Probleme,
die wir haben, kurzfristig zu I6sen oder zumindest
Entlastung zu schaffen. Wir werden diesen Antrag
heute noch einbringen und Uber ihn beraten.

Insoweit danke ich lhnen zun&chst einmal fir die
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Dr. Birkner. - Jetzt hat sich Filiz
Polat, Bundnis 90/Die Griinen, zu Wort gemeldet.
Bitte schon!

Filiz Polat (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Ich werde mich im Wesentlichen auf den
Entschlielungsantrag ,Menschen in Not helfen,
Zuwanderung ordnen und steuern, Integration
sichern!* konzentrieren, den die CDU-Fraktion
vorgelegt und heute Morgen mit einem Ande-
rungsantrag Uberarbeitet hat. Denn Uber den Ge-
genstand des anderen Antrages, die Information
durch das Innenministerium Uber Zahlen und Fak-
ten, haben wir schon in der Debatte zur Ge-
schéftsordnung gesprochen.

Meine Damen und Herren, Sie greifen in Ihrem
EntschlielBungsantrag den Beschluss auf, der letz-
te Woche zwischen den Parteivorsitzenden von
CDU, CSU und SPD gefallen ist. Interessant ist,
welche Punkte dieses Beschlusses Sie in Ihrem
Antrag aufgegriffen haben und welche Sie wegge-
lassen haben. Dabei handelt es sich um Punkte,
die im Moment zu einer hitzigen Debatte in dieser
Gesellschaft fihren.
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Das Thema Familiennachzug sprechen Sie in Ih-
rem EntschlieBungsantrag und in Ihrem Ande-
rungsantrag nicht an. Was hierzu auf Bundesebe-
ne vorgeschlagen wurde, sehen wir sehr kritisch
und koénnen wir nicht mittragen. Bei uns hat die
Familie einen verfassungsrechtlichen Rang. In
Bezug auf den Familiennachzug zu Personen, die
unter subsididrem Schutz stehen, ist das Gesetz
gerade erst, am 1. August 2015, aufgrund der
Qualifikationsrichtlinie der Europaischen Union
angepasst worden. Mich wirde im weiteren Verlauf
der Debatte im Ausschuss interessieren, warum
Sie ausgerechnet diesen Punkt weggelassen ha-
ben.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

In dieser Debatte - das hat der Kollege Lynack
angesprochen - und auch in der gestrigen Debatte
zeigt sich, dass die Union im Moment ein wenig
chaotisch und handlungsunfahig daherschippert.
Die Parteivorsitzenden beschlieBen eine eng ge-
fasste Anderung beim Familiennachzug - die wir
kritisieren -, und am nachsten Tag kommt der In-
nenminister mit einer weitreichenden Einschran-
kung des Grundrechts heraus: Syrerinnen und
Syrer sollen sozusagen auf subsididren Schutz
heruntergestuft werden, damit sie ihre Familien
mdglichst nicht mehr nachholen kénnen.

Diesen Punkt hat zu Recht auch Ministerprasident
Weil kritisiert. Und nicht nur wir kritisieren die
Wankelmitigkeit und Unkalkulierbarkeit des Bun-
desinnenministers an dieser Stelle, sondern auch
breit aufgestellte gesellschaftliche Akteure wie
Kirchen, Wohlfahrtsverbande - hier ist die Arbei-
terwohlfahrt zu nennen - und Gewerkschaften.

Meine Damen und Herren, in der FAZ wurde eine
interessante philosophische Debatte gefuhrt. Herr
Thamler, Sie haben in diesem Zusammenhang
Immanuel Kant zitiert. Es ist ungewohnlich, dass
Sie Immanuel Kant zitieren.

Aber ich mdchte gerne aus einem offenen Brief
zitieren, den alle Ordensoberinnen und Ordens-
oberen des Freistaates Bayern am 11. November
an den Ministerprasidenten Horst Seehofer ge-
schrieben haben. Dieser offene Brief greift den
Beschluss vom 5. November auf und enthalt fol-
genden einmutigen Appell der Ordensoberinnen
und -oberen:

Wir stellen auch beschamt fest, wie sehr
unser Reichtum auf dem Ricken der Men-

schen in Afrika, Asien und dem Vorderen
Orient erwirtschaftet wurde.

Weil wir wissen, dass lhnen, sehr geehrter
Herr Ministerprasident Seehofer, die Mei-
nung der Bevolkerung wichtig ist, richten wir
heute das Wort an Sie - wissend, dass viele
Menschen alle Krafte einsetzen, um den Ge-
flichteten beizustehen.

- Wir appellieren an Sie, dringend von ei-
ner Rhetorik Abstand zu nehmen, die
Gefluchtete in ein zwielichtiges Licht
stellt. Wir pladieren vielmehr dafir, in den
politischen Debatten und Entscheidun-
gen die Gefliichteten zuerst als Mitmen-
schen zu sehen, die als Schwestern und
Brider zu uns kommen und unsere Soli-
daritat brauchen.

- Wir appellieren an Sie, unbedingt von der
MaRRnahme Abstand zu nehmen, Transit-
zonen und Auffanglager einzurichten. Wir
pladieren vielmehr dafur, auch die Asyl-
antrdge von Geflichteten aus sog. ,si-
cheren Herkunftsstaaten® individuell und
mit einem wohlwollenden Blick auf die
Schicksale dieser Menschen zu prufen.
Denn nur die Einzelfallprifung entspricht
dem Grundgedanken unseres deutschen
Asylrechts. ...

Als Menschen ist es unsere Pflicht, anderen
zu helfen. Als Christinnen und Christen tre-
ten wir ein fir eine Kultur des Teilens. Als
Ordensleute solidarisieren wir uns mit den
Gefliichteten in vielfaltigen Engagements,
Hilfsaktionen und konkreten Initiativen. Da-
mit stehen wir an der Seite aller Menschen
guten Willens, die sich in unserem Land so
Uberwaltigend fur die Gefliichteten einset-
zen. Diese Hilfsbereitschaft, dieser oftmals
ehrenamtliche Einsatz, der auch ungewdhn-
liche Anstrengungen nicht scheut, ist unse-
res Erachtens ein Schatz, mit dem es zu
wuchern und Gesellschaft zu gestalten gilt.

Abschottung, Grenzen und Begrenzungen
sind fur uns keine Losung. Kreativitat, guter
Wille und eine Mentalitat, die dem Teilen
mehr zutraut als der Sorge nur fir das eige-
ne Wohlergehen, sind fir uns zukunftswei-
sende Wege, fir die wir uns einsetzen.”
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Meine Damen und Herren, ich zitiere deshalb so
ausfuhrlich, weil die Ordensoberinnen und -oberen
wirklich auf den Punkt gebracht haben, was wir
Ihnen in vielen Debatten zu sagen versuchen:

Wir brauchen eine sachliche Auseinandersetzung.
Wir brauchen Malinahmen nicht zur Begrenzung,
sondern zur Steuerung der Migration. Wir durfen
unsere Auseinandersetzung nicht auf dem Ricken
bestimmter Fluchtlinge fuhren. Wir dirfen mit un-
serer Rhetorik nicht den Eindruck erwecken, dass
1 Million Menschen - welche 1 % der Bevdlkerung
ausmachen - unser reiches Land Uberfordern.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Der letzte Punkt, den ich sagen mochte: Wir haben
immer gesagt, dass wir eine Entschleunigung
brauchen. Denn im Katastrophenmodus, wenn die
Menschen innerhalb weniger Monate kommen,
kénnen wir das nicht durchstehen.

(Bjorn Thiamler [CDU]: Ach was!)

Den hat aber die Kanzlerin ausgeldst, indem sie
die Grenzen gedffnet und Dublin ausgesetzt hat.

(Bjorn Thumler [CDU]: Das ist falsch!
Erzahlen Sie doch keine Mérchen!)

Dem tragen wir jetzt Rechnung, alle gemeinsam,
vor Ort in den Kommunen.

(Bjérn Thumler [CDU]: Das ist doch
ein Marchen, was Sie da erzahlen!
Sie wissen, warum sie das getan hat!)

Wir mussen jetzt Uber Maflinahmen sprechen. Wir
durfen aber nicht einfach wieder auf Abschottung
setzen, sondern missen sinnvolle MaRnahmen
einfihren.

(Bjoérn Thamler [CDU]: Wollten Sie,
dass die Flichtlinge in Ungarn umge-
bracht werden? Sagen Sie einmal et-
was dazu!)

Wir mussen fur schnelle Verfahren beim BAMF
sorgen und durfen das BAMF nicht dadurch tber-
fordern, dass wir den Familiennachzug einschran-
ken und Dublin-Ruckfihrungen wieder einfiihren.
Denn das wirde nicht helfen, sondern nur zu wei-
terem Chaos fuhren, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD - Bjérn Thumler [CDU]: Unerhort
ist das!)
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Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Frau Polat. - Jetzt hat sich der In-
nenminister zu Wort gemeldet. Herr Minister Pisto-
rius, bitte schon!

Boris Pistorius, Minister fur Inneres und Sport:

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine Damen und
Herren! Meine Damen und Herren von der CDU,
der Antrag, den Sie hier stellen, verwundert mich,
ehrlich gesagt, ein wenig. Sie fordern, die Landes-
regierung moge den Mitgliedern des Landtags und
der Offentlichkeit mindestens einmal monatlich die
relevanten Zahlen zur Flichtlingssituation zur Ver-
fagung stellen.

Das kann man so interpretieren - so tue ich es
einmal -, dass Sie weniger Informationen haben
mochten als bisher. Denn faktisch informieren wir
in praktisch jeder Innenausschusssitzung; so wur-
de es mir jedenfalls gesagt.

(Bjorn Thumler [CDU]: Eben! So wur-
de es lhnen gesagt!)

Von daher weil} ich jetzt nicht, warum Sie nur noch
monatlich informiert werden wollen.

Tatsache ist: Wir informieren bereits! Wir machen
das intensiv. Wir berichten regelméafig im Plenum,
insbesondere im Innenausschuss, und zwar immer
wieder Uber die aktuelle Fliichtlingssituation.

Ich rufe exemplarisch - nur exemplarisch! - ein
paar Beispiele in Erinnerung: In der 56. Aus-
schusssitzung am 28. Mai hat mein Haus lber das
Fliichtlingskonzept der Landesregierung unterrich-
tet, darunter auch Uber die Zahl der Antréage, Uber
die Kapazitaten der Erstaufnahmeeinrichtungen,
Uber die aktuellen Belegungszahlen und Uber vie-
les mehr. Die diesbezugliche Aussprache wurde in
der 58. Sitzung des Innenausschusses am 25. Juni
fortgesetzt. Nach der Sommerpause wurde der
Innenausschuss in seiner 64. Sitzung am 1. Okto-
ber erneut unterrichtet, aulerdem zuletzt am
22. Oktober im Rahmen seiner dann 68. Sitzung.

Ich selbst habe Ihnen zudem zuletzt in der Plenar-
sitzung am 15. Oktober und in der 70. Ausschuss-
sitzung am 5. November umfangreich die Situation
geschildert, einschliel3lich der Angaben zur Zahl
der neu ankommenden Flichtlinge, zur Anzahl der
Platze in den Aufnahmeeinrichtungen des Landes
und zur Zahl der Foérderantrdge auf Unterstitzung
bei freiwilligen Ausreisen.
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Auch in dieser Plenarwoche stand das Thema
Flichtlinge an jedem Sitzungstag auf der Tages-
ordnung.

Wenn es dann noch ein Defizit an Informationen
gibt, dann liegt es vielleicht auch daran, dass die
Informationspflicht zwar erbracht, aber - wie soll
ich es ausdriicken? - die Notwendigkeit, aus Infor-
mationen auch Erkenntnisse zu gewinnen, nicht
bei jedem entsprechend stark ausgepragt ist.

(Zustimmung bei der SPD)

Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Herr Minister, Frau Pieper moéchte Ihnen eine Zwi-
schenfrage stellen.

Boris Pistorius, Minister fiir Inneres und Sport:
Nein, jetzt nicht.

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:
Nein. - Bitte schon!

Boris Pistorius, Minister fur Inneres und Sport:

Dass wir alle diese Informationen geben, ist kein
Zufall. Denn ich halte es - um es sehr deutlich zu
sagen - fur absolut selbstverstandlich und notwen-
dig, das Hohe Haus selbst, aber auch alle Aus-
schiisse, die das wiinschen, Gber die Entwicklung
der Fluchtlingssituation regelmaf3ig und umfassend
zu unterrichten und die notwenigen Informationen
zu geben. Das ist mir als Landesinnenminister
wichtig. Denn nur dann kénnen wir Gber die glei-
chen Dinge reden und uns besser Uber das strei-
ten, was den einen oder anderen Weg angeht.

(Jens Nacke [CDU]: Warum haben
Sie gestern die Hélfte weggelassen?)

Daneben wird auch die Offentlichkeit regelmaRig
und umfassend informiert. Die Mitarbeiter meines
Hauses beantworten regelmafRig und umfassend
alle Anfragen der Presse und der Medien. Auch
hieran ist mir personlich keine Kritik bekannt, dass
dies nicht im ausreichenden Mal3e erfolge.

Wir informieren auch die Anwohnerinnen und An-
wohner der Liegenschaften, die wir zu Notunter-
kiinften umfunktionieren, im Rahmen von Ver-
sammlungen. Das ist es, was die Blrgerinnen und
Birger interessiert und was sie zu Recht erwarten.

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Herr Minister, ich frage jetzt ganz allgemein. Es
liegen zwei Bitten auf Zwischenfragen vor, von

Herrn Dr. Birkner und Frau Pieper. Gestatten Sie
diese? - Vielleicht kdnnen Sie das generell sagen.

Boris Pistorius, Minister fur Inneres und Sport:
Ich mdchte es abkirzen: keine Zwischenfragen.

Vizepréasident Karl-Heinz Klare:
Keine Fragen, okay.

Boris Pistorius, Minister fur Inneres und Sport:

Im Ubrigen informieren wir bei der Einrichtung
einer Notunterkunft auch die innenpolitischen
Sprecher und die ortlichen Abgeordneten Uber den
Bearbeitungsstand und die Kapazitat der Einrich-
tung.

(Widerspruch bei der CDU)

Von daher sage ich: Wir informieren bereits um-
fassend, und wir werden das weiterhin aus Uber-
zeugung tun. Natdrlich bin ich auch gerne bereit,
lhnen das an dieser Stelle noch einmal darzule-
gen. Mir liegen die Zahlen vor. Auf jede einzelne
Frage kénnen wir lhnen tagesaktuell antworten.
Aber dann miusste ich meine Redezeit Uberschrei-
ten.

Meine Damen und Herren, wenn Sie den dringen-
den Wunsch haben, noch mehr informiert zu wer-
den, dann sagen Sie das bitte! Herr Ahlers als
Innenausschussvorsitzender tut das. Er hat ge-
sagt, er hatte gerne regelmaRig Informationen Uber
die Fluchtlingszahlen und die Sicherheitslage. Wir
haben ihm zugesagt, dass wir das herstellen.
Wozu es dann eines Plenarantrags bedarf, meine
Damen und Herren, wird auf ewig lhr Geheimnis
bleiben.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Wir informieren, und wir werden keine Informatio-
nen schuldig bleiben.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Minister. - Jetzt hat sich UIf
Thiele von der CDU-Fraktion zu Wort gemeldet.
Bitte schon!

UIf Thiele (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Herzli-
chen Dank. Zunachst einmal, Herr Innenminister
der Hinweis - Frau Pieper durfte ja leider keine
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Zwischenfrage stellen -: Die 6rtlichen Abgeordne-
ten sind aus dem Verteiler herausgenommen wor-
den. Wenn Sie diese Informationspflicht wieder
aufbauen wollen, sind wir Ihnen natirlich sehr
dankbar. Es hat durchaus einen Grund, dass wir
hier Antrage dazu stellen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie haben heute nicht auf den Antrag der CDU-
Fraktion Bezug genommen. Daflr haben Sie ges-
tern wieder sehr ausschweifend - so wie Frau Polat
heute - vor allem Vorwirfe gegenitiber dem Bund
erhoben, anstatt konstruktiv mitzuarbeiten.

(Filiz Polat [GRUNE]: Ich habe Or-
densschwestern zitiert!)

An der Stelle moéchte ich lhnen von dieser Stelle
aus eines sagen, Herr Innenminister: Jeder kehre
vor seiner Tar!

(Zustimmung bei der CDU)

Denn seit Wochen, meine Damen und Herren,
haben wir in Niedersachsen die Situation, dass
das Land nicht mehr in der Lage ist, ankommende
Fluchtlinge in landeseigenen Erstaufnahmeeinrich-
tungen unterzubringen. Von menschenwurdiger
Unterbringung, Herr Innenminister, reden wir hier
schon seit Monaten nicht mehr.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
bei der FDP)

In der Konsequenz zwingt der Innenminister die
Kommunen seit mehreren Wochen dazu, die
Fluchtlinge anstelle des Landes unregistriert auf-
zunehmen. Der Prasident des Niedersachsischen
Stadte- und Gemeindebundes, Marco Trips, hat
heute in der Nordwest-Zeitung die Dinge dazu auf
den Punkt gebracht:

~Ja, das Land hat kapituliert, ausreichend
Notunterkilinfte zur Verfigung zu stellen. Die
Ministerialverwaltung ist der Aufgabe nicht
gewachsen. Die machen ordentliche Arbeit,
aber die Menge Uberflutet sie.”

Das ist der Eindruck, den Sie mit lhrem Ministeri-
um inzwischen in den Kommunen hinterlassen:
Das Land hat kapituliert!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zuruf von Minister Boris Pistorius)

Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Herr Minister, es ist klar: Keine Zwischenrufe!
Denn Sie kdnnen ja jederzeit das Wort ergreifen. -
Bitte schon!
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UIf Thiele (CDU):

Und dann lassen Sie die Kommunen am Ende mit
der Belastung alleine. Wir haben hier gestern kurz
Uber die finanzielle Belastung meines Landkreises,
aber auch vieler anderer gesprochen. lhre Antwort
war ein Schulterzucken - ein Schulterzucken! -
unter dem Hinweis, das sei eben eine gesamtge-
sellschaftlichen Aufgabe und der Teil, den die
Kommunen Ubernehmen mussten. - Das ist ein
Schlag ins Gesicht der Kommunen! Denn das
Land Niedersachsen - der Ministerprasident ist
leider bei einer solchen Debatte mal wieder nicht
hier - ist in Wahrheit daflr verantwortlich, dass
diese Kosten tbernommen werden. Aber Sie tun
es einfach nicht, sondern Sie sagen, die Kommu-
nen sollen fur Sie Millionendefizite machen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Der Stadte- und Gemeindebund hat konsequen-
terweise heute angekindigt, mit lhnen nachzuver-
handeln, weil die bislang ausgehandelten Pau-
schalen offensichtlich nicht ausreichen. Insbeson-
dere - da bin ich mir sicher - wird es ein Thema
sein, dass die nachgeordnete Auszahlung - nam-
lich zwei Jahre verspétet - die Kommunen vollig
Uberlastet und so nicht bleiben kann. Das sollte
Ihnen inzwischen aber auch klar sein.

Meine Damen, meine Herren, es gibt eine ganze
Reihe von Beispielen, an denen man deutlich ma-
chen kann, wie Uberfordert alle Beteiligten auch
auf der Landesebene sind. Deshalb bitte ich Sie,
endlich lhren Job zu machen, Herr Innenminister,
bei der Situation, in der wir inzwischen sind. Die
Wabhrheit ist doch, dass das Innenministerium fur
einen Bus, der am Nachmittag in der Kommune mit
Fluchtlingen ankommen soll, noch nicht einmal am
Vormittag in der Lage ist zu sagen, wer darin sitzt.
Da werden syrische Familien angekindigt - die
Turen gehen auf, und es sind afghanische Jung-
gesellen im Bus! Genau so hat sich das in meinem
Wahlkreis abgespielt und in vielen anderen Ubri-
gens auch, Herr Innenminister. Das ist die Wahr-
heit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das ist Ihre Aufgabe. Ich mache Ihren Mitarbeitern
keinen Vorwurf! Das ist lhre Aufgabe. Sorgen Sie
endlich dafir, dass lhr Ministerium dieser Aufgabe
in ordentlicher Weise gerecht wird und verninftig
koordiniert, wenn Sie schon die Kommunen mit
dieser Aufgabe mehr oder weniger vollig alleine
lassen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Frau Polat, wenn der Sozialdezernent der Region
Hannover, |hr Parteifreund, auf Ihrem Parteitag -
bemerkenswerterweise unter dem Skandieren von
»LAufhoren!“-Rufen von Parteifreunden -

(Miriam  Staudte [GRUNE]: Das
stimmt doch gar nicht! - Helge Lim-
burg [GRUNE]: Das war (iberhaupt
nicht so! Sie waren doch nicht da! -
Ottmar von Holtz [GRUNE]: Was wis-
sen Sie denn, was bei uns war?)

- Sie waren ja so freundlich, einen Livestream zu
schalten. Ein Livestream hat fiir Sie den Vortell,
dass Sie damit Offentlichkeitsarbeit machen kon-
nen,

(Miriam Staudte [GRUNE]: Skandie-
ren? Das war ein Zuruf!)

aber auch den Nachteil, dass die gesamte Offent-
lichkeit - mich eingeschlossen - miterleben kann,
wie gespalten diese Koalition in Wahrheit inzwi-
schen ist.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Helge Limburg [GRUNE]: Das liegt an
Ihrem selektiven Zuschauen, Herr
Thiele!)

An dieser Stelle hat der Sozialdezernent der Regi-
on Hannover sehr deutlich gemacht, wie er die
Situation einschétzt. Er hat namlich zwei Dinge
gesagt: Erstens hat er gesagt, dass aulRer der
kommunalen Ebene - damit waren auch Sie, Herr
Pistorius, und die Landesebene gemeint - inzwi-
schen offensichtlich alle Strukturen unter der
Fliichtlingskrise zusammengebrochen sind. Das
war ein deutlicher Hinweis an die Ebene, die fur
die Kommunen zustandig ist. Herr Innenminister,
Sie waren bei diesem Parteitag anwesend. Dafir
Ubrigens meinen Respekt! Das war nicht vergni-
gungssteuerpflichtig; das ist mir klar.

(Zustimmung bei der CDU - Anja Piel
[GRUNE]: Der sah nicht so strapaziert
aus!)

Zweitens hat Herr Jordan Ihnen, den Griinen, ins
Stammbuch geschrieben, dass Sie langst vor den
Wohnungen, die er inzwischen gezwungen ist
anzumieten, weil er nicht mehr weif3, wohin er mit
den Flichtlingen soll, demonstrieren wiirden, wenn
Sie nicht gerade an der Regierung wéren, meine
Damen und Herren von den Griinen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Anja Piel [GRUNE]: Erzahlen wir uns
jetzt gegenseitig unsere Parteitagsre-

den? Das ist ein merkwirdiger Stil!
Das wird immer wunderlicher!)

Das Versagen hat Konsequenzen. Es hat Konse-
quenzen fur die Fluchtlinge. Das wird genau an
diesem Beispiel von Herrn Jordan deutlich, nam-
lich an der Situation der Unterbringung, mit der wir
es inzwischen zu tun haben. Das hat natirlich
Griunde. Es hat insbesondere auch Griinde darin,
dass das Land jetzt eigentlich selbst eine weitere
Aufgabe Ubernehmen miusste - diese Aufgabe ist
essentiell - bei der Frage, ob das, was die Koaliti-
onspartner in der GroRen Koalition an Vereinba-
rungen getroffen, am Ende umsetzbar wird.

(Bernd Lynack [SPD]: Fragen Sie
doch mal Herrn de Maiziére!)

Ich sage lhnen mal etwas: Der Innenminister Pisto-
rius hat Ihnen ja auf lhrem Parteitag ein paar Din-
ge um die Ohren gehauen. Er hat gesagt- ich
zitiere -: Wir schaffen das nicht, wenn das System
nicht fir die dableibt und ausgebaut wird, die wirk-
lich Hilfe brauchen. - Gemeint waren damit die
Asylbewerber, die von vornherein vollig klar keinen
Anspruch haben kénnen und deswegen schnell
zuruckgefuhrt werden muissen.

(Zuruf von Helge Limburg [GRUNE]))

Dann hat er gesagt: Wer sich der Registrierung
entzieht, muss mit Leistungskirzungen und mit
Nachteilen im Asyl rechnen.

(Zuruf von Helge Limburg [GRUNE]))

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Entschuldigen Sie bitte, einen kleinen Moment! -
Zwischenrufe jederzeit, aber ganze Gegenreden
nicht! Denn dann wird der Redner in besonderer
Weise gestort. Herr Kollege, einfach eine Kurzin-
tervention anmelden, dann kénnen wir das regeln.
- Herr Thiele, Sie haben das Wort.

UIf Thiele (CDU):

Herr Limburg leidet ein bisschen darunter, dass
der Parteitag nicht den gewunschten Verlauf hatte,
weil der Innenminister den Positionen der Griinen
dort widersprochen hat, was erst einmal sehr 16b-
lich ist.

(Zustimmung bei der CDU - Helge
Limburg [GRUNE]: Wir haben den In-
nenminister eingeladen!)

Denn er hat auch noch gesagt: Es wird kurzfristig
schneller auch zu Abschiebungen kommen. Ab-
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schiebungen gehdren zum System, ohne Abschie-
bungen geht es nicht.

(Zustimmung bei der CDU)

Dann kam die Rede der Fraktionsvorsitzenden der
Grunen. Die Fraktionsvorsitzende der Grinen,
Frau Piel, hat dem Innenminister in den beiden
wesentlichen Punkten, namlich in genau diesen
beiden Punkten, im Klartext widersprochen. Sie hat
auch gesagt, dass sie ihm widerspricht. Sie hat
gesagt, sie widerspricht ihm bei der Frage harterer
MaRnahmen gegen Flichtlinge, die vom Balkan
kommen, und sie hat ihm bei der Frage der Ab-
schiebungen widersprochen. Das heil3t im Klartext:
Frau Piel, Sie haben ihm in den beiden wesentli-
chen Punkten widersprochen,

(Miriam Staudte [GRUNE]: Es gibt nur
eine Kraft, die widersprichlich ist, und
das ist die CDU!)

bei denen der Innenminister und dieses Land jetzt
maoglicherweise nicht - entsprechend lhren Partei-
tagsbeschlissen, die Sie dort getroffen haben -
einen Beitrag dazu leisten kann, dass wir eine
Entlastung auf der kommunalen Ebene bekom-
men, damit sich die Helfer und die Kommunen auf
diejenigen konzentrieren kénnen, die unsere Hilfe
brauchen. Bei den wesentlichen beiden Punkten
sind Sie dem Innenminister auf Ihrem Parteitag
schwer in den Rucken gefallen.

Hans Brinkmann von der Neuen Osnabriicker Zei-
tung hat das in seinem Kommentar wie folgt zu-
sammengefasst - ich zitiere -:

-Am liebsten wirden Niedersachsens Griine
wohl beides: die Segnungen der Regierung
genieBen - und bei brenzligen Entscheidun-
gen in die Oppositionsrolle flichten.”

(Ottmar von Holtz [GRUNE]: Sie glau-
ben auch alles, was in der Zeitung
steht!)

.Die Debatte Uber Asylpolitik auf dem Partei-
tag in Osnabriick offenbarte jedenfalls, dass
beim Koalitionspartner der SPD nur be-
schrankte Bereitschaft besteht, geanderte
Realitaten anzuerkennen und mit Kompro-
missen den immensen Druck zu mildern.*

Herr Brinkmann hat recht - eindeutig!
(Beifall bei der CDU)

Meine Damen, meine Herren, was zeigt das? - Es
zeigt im Kern eines: Die Grinen blockieren die
Landesregierung in der Frage der Abschiebung
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seit Monaten, und die Kommunen und die Helfer
werden mit dem zusatzlich aufgebauten Druck
alleingelassen und missen die Situation ausba-
den.

Herr Ministerprasident Weil ist leider momentan
nicht da. Die Frage ist, wie lange er diesem Trei-
ben noch zusehen will. Die Frage ist, wie lange er
noch akzeptieren will, dass die Grinen ihm die
Richtlinienkompetenz in dieser gesellschaftspoli-
tisch entscheidenden Frage aus der Hand ge-
nommen haben.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen, meine Herren, im Moment hat die
Richtlinienkompetenz in der Jahrhundertaufgabe
der Flichtlingspolitik nicht der Ministerprasident,
sondern die griine Landtagsfraktion. Die Flicht-
lingspolitik ist in Niedersachsen eben nicht Chef-
sache. Das heifdt im Klartext: Weder die Staats-
kanzlei noch der Innenminister, noch die Landes-
regierung in Ganze kénnen ihrer Aufgabe gerecht
werden. Das geht zulasten der Kommunen, zulas-
ten der Flichtlinge und zulasten der Helfer in die-
sem Land. Wir als Christdemokraten werden das
nicht akzeptieren.

Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Kollege Thiele. - Weitere Wort-
meldungen liegen nicht vor. Wir sind am Ende der
Beratung.

Wir kommen zur Ausschussiiberweisung des An-
trages der Fraktion der CDU in der Drucksache
17/4516, den wir unter Tagesordnungspunkt 35
behandelt haben. Es geht um die Uberweisung
des Antrages an den Ausschuss fir Inneres und
Sport. Wer dem zustimmen mdochte, den bitte ich
um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Das ist
nicht der Fall.

Jetzt kommen wir zur Ausschussiiberweisung des
Antrages der Fraktion der CDU, Drucksache
17/4517, einschlieRlich des dazu vorgelegten An-
derungsantrags, Drucksache 17/4594, unter Ta-
gesordnungspunkt 36. Beide Antréage sollen eben-
falls an den Ausschuss fur Inneres und Sport
Uberwiesen werden. Wer dem zustimmt, den bitte
ich um ein Handzeichen. - Dann ist das auch so
beschlossen.
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Meine Damen und Herren, ich rufe den nachsten
Tagesordnungspunkt auf den

Tagesordnungspunkt 37:

Erste Beratung:

»Demokratie braucht politische Bildung“ - Nie-
dersachsen braucht wieder eine Landeszentra-
le fur politische Bildung! - Antrag der Fraktion
der SPD und der Fraktion Bundnis 90/Die Griinen -
Drs. 17/4526

Zur Einbringung dieses Antrages hat sich fir die
SPD-Fraktion Herr Marco Brunotte zu Wort gemel-
det. Bitte schon, Herr Brunotte!

Marco Brunotte (SPD):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Niedersachsen braucht wieder eine Lan-
deszentrale fir politische Bildung!

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN - Miriam Staudte
[GRUNE]: Nicht nur fur Herrn Thiele!)

Wir freuen uns sehr - das macht fiir beide Regie-
rungsfraktionen auch die Stimmung deutlich -,
dass wir es geschafft haben, dieses Thema auf die
heutige Tagesordnung zu bringen.

Das Jahr 2004 war ein harter Bruch mit dem bishe-
rigen politischen und gesellschaftlichen Konsens in
diesem Land. Nach den bitteren Erfahrungen aus
Krieg und Faschismus waren sich 1945 nach Be-
freiung und Wiederaufbau die Demokraten einig:
Wir brauchen Instrumente, die uns mit verpflichten,
demokratische Personlichkeiten herauszubilden,
die uns in die Lage versetzen, eine stabile Demo-
kratie fur dieses Land aufzubauen und zu erhalten,
und die auch unter dem Ausspruch von Friedrich
Ebert, dem ersten Reichsprasidenten der Weima-
rer Republik, unter dem Motto ,Demokratie braucht
Demokraten” deutlich machen, wo die gesellschaft-
lichen Aufgaben liegen. Das ist auch im Minche-
ner Manifest aller Landeszentralen bekraftigt wor-
den: Demokratie braucht politische Bildung!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Niedersachsen hat am 1. September 1954 die
Landeszentrale fir Heimatdienst ins Leben geru-
fen, die sich dann zur Landeszentrale fir politische
Bildung weiterentwickelt hat und die Uber Jahr-
zehnte wertvolle und wichtige Arbeit geleistet hat,
die wahrscheinlich fir viele, die heute hier im

Raum sind, ein wichtiger Ansprechpartner war, die
dort entweder als Schulerin bzw. Schiler, als
Kommunalpolitiker oder in anderen Funktionen
Kunde waren, die Seminare belegt und Angebote
genutzt haben. Es waren sich eigentlich alle einig:
Diese Landeszentrale fir politische Bildung ist eine
wichtige Institution fur das Land Niedersachsen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Die Auflésung im Jahre 2004 war eine Zasur fur
Niedersachsen und auch eine bundesweite Zasur.
15 Bundeslander hatten eine Landeszentrale fir
politische Bildung - nur ein Bundesland meinte,
verzichten zu kdnnen.

Die Auflosung hat der Landeszentrale fur politische
Bildung die Chance genommen, sich zu reformie-
ren. Diese Reform ware sicherlich auch notwendig
gewesen und hatte ihr gut getan. Diese Auflésung
hat dem Landeshaushalt 1,6 Millionen Euro ge-
spart - auf Kosten unserer Demokratie!

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das ist ja
Quatsch! Das stimmt Uberhaupt
nicht!)

Diese Auflésung war im Jahr 2004 ein schwerwie-
gender politischer Fehler.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN - Dr. Stefan Birkner
[FDP]: Auch das ist falsch!)

Sie hat dem Land eine Handlungsebene genom-
men, die wir sehr vermissen. Ich mochte Helmut
Schmidt zitieren: Die Dummbheit von Regierungen
sollte niemals unterschétzt werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wer auf
die Seite www.nlpb.de geht, der sieht das traurige
Ende dieser Einrichtung.

(Dr. Stefan Birkner [FDP]: Das ist ja
eine Trauerrede!)

Wenn wir uns in die aktuelle politische Situation
hineinversetzen, wenn wir sehen, was in unserer
Gesellschaft in Bewegung geraten ist: Wir haben
eine sinkende Wahlbeteiligung. Wir haben die
Bewegung Pegida auf den Straen und Islamo-
phobie. Wir haben eine abnehmende Beteiligung
an politischen Prozessen. Wir haben viele The-
men, fir die in diesem Land eine Institution, eine
Einrichtung fehlt, die analytische Aussagen treffen
kann, die Austauschforen bietet und die fir die
politische Bildung Unterstiitzung, Koordinierung
und Impulse geben kann.
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Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Ver-
fassungsschutz verrichtet als Nachrichtendienst
eine gute Arbeit, Herr Dr. Birkner, aber er ist nun
wahrlich die Handlungsebene fur politische Bildung
in diesem Land.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Die Braunschweiger Zeitung hat am 5. November
in einem Artikel zur Wiedereinrichtung der Zentrale
fir politische Bildung den Politikwissenschaftler
Professor Bandelow von der TU Braunschweig mit
einem Kommentar zu Wort kommen lassen, in
dem es heif3t:

.ES gibt einen Bedarf, gerade in Zeit auf-
kommender Fremdenfeindlichkeit junge
Menschen fir politische Aussagen zu sensi-
bilisieren. Bildung kann ein Schliissel sein,
Toleranz zu erlernen*”

Er hat in diesem Zusammenhang daflir geworben,
die Zentrale fir politische Bildung mit genau die-
sem Anspruch wiederzubeleben.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Herr Kollege Brunotte, Herr Grascha wirde lhnen
gern eine Zwischenfrage stellen.

Marco Brunotte (SPD):
Gern.

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Bitte schon!

Christian Grascha (FDP):

Herr Kollege Brunotte, herzlichen Dank dafur, dass
Sie meine Zwischenfrage zugelassen haben.

Sie haben gerade die Entstehung der Pegida-
Bewegung mit der Abschaffung der Landeszentra-
le fUr politische Bildung in einen Zusammenhang
gestellt. Vor diesem Hintergrund mdochte ich Sie -
weil die Pegida-Bewegung ja vor allem in Dresden
zu Hause ist - gern fragen, ob der Freistaat Sach-
sen eigentlich eine Landeszentrale fir politische
Bildung hat.

Marco Brunotte (SPD):

Ich habe es zu Beginn ja gesagt: 15 Bundeslander
haben eine Landeszentrale.
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(Jorg Bode [FDP]: Wie konnte Pegida
dann dort entstehen? Die miussten
doch hier sein! - Gegenruf von Petra
Tiemann [SPD]: Geht es noch fla-
cher?)

Wenn wir uns Niedersachsen ansehen, dann kon-
nen wir feststellen, dass wir es auch hier mit einem
aufkommenden Rechtspopulismus zu tun haben.
Der findet nicht nur in Dresden statt.

(Christian Grascha [FDP]: Ist es
schlimmer als in anderen Bundeslan-
dern?)

Wenn wir uns ansehen, was in Braunschweig auf
den Stra3en stattfindet, was in Hannover auf den
StralRen stattfindet: Wir brauchen genau aus die-
sem Grund eine Landeszentrale fur politische Bil-
dung, die zivilgesellschaftliche Krafte starkt. - Es
geht doch gar nicht darum, was wo schlimmer ist,
sondern darum, dass in Niedersachsen genau
diese Ebene fehlt.

(Starker Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN - Christian Grascha
[FDP]: Dann miusste es hier schlim-
mer sein als in anderen Bundeslan-
dern! Ist es aber nicht! Im Gegenteil!
Gehen Sie mal nach Dresden!)

- Herr Kollege Grascha, ich dachte eigentlich auch,
dass wir unter Demokraten in dieser Debatte wei-
ter waren.

Zwischen 2004 und 2015 hatten wir viele Instituti-
onen, die im Bereich der politischen Bildung in die
Licke gesprungen sind und Verantwortung Uber-
nommen haben. Dafiir wollen wir uns sehr bedan-
ken. Wir wissen aber auch, dass all dies nicht die
Lucke kompensieren konnte, die aufgrund des
Wegfalls der Landeszentrale fur politische Bildung
entstanden ist.

(Christian Grascha [FDP]: Sie glau-
ben, dass Sie ein paar Beauftragte
einstellen kénnen, und dann gibt es
keinen Rechtsextremismus mehr! Das
ist doch ein Witz!)

Uns geht es hierbei nicht um eine Institution, son-
dern um den Inhalt, der in dieser Institution, in
dieser Landeszentrale stattfinden wird. Uns geht
es um eine eigenstandige, unabhéngige und uber-
parteiliche Einrichtung, die sich mit einem Kurato-
rium auch einer wissenschaftlichen gesellschaftli-
chen Debatte stellt, die sich in einem Netzwerk aus
Gewerkschaften, Volkshochschulen, Heimvolks-
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hochschulen, Universitaten, Schulen und der Zivil-
gesellschaft bewegt, die in Kooperation Angebote
unterbreiten kann, die sich mit der Stiftung nieder-
sachsische Gedenkstatten und der Dokumentati-
onsstelle sowie der Agentur fur Erwachsenenbil-
dung und vielen anderen gemeinsam auf den Weg
macht, die sich mit deutscher und niederséachsi-
scher Geschichte auseinandersetzen kann - wir
haben das am Mittwochabend hier behandelt -, die
sich mit der deutschen Vergangenheit befasst, die
die Wiedervereinigung mit abbildet und die sich mit
Europa und mit Medienkompetenz auseinander-
setzt.

Wir wollen eine neue Landeszentrale, eine Lan-
deszentrale, die eine dynamische Einrichtung ist,
die neue Methoden, neue Medien mit aufnimmt,
die dezentral arbeitet und die eine andere politi-
sche Didaktik widerspiegelt, eine Institution, die
sich weiterentwickeln kann und wird, die integriert
und die einen vertrauensvollen Rahmen bekommt.

Wir sind hier nicht alleine, sondern wissen viele an
unserer Seite - den DGB, die GdP, den VDE, den
Volksbund Kriegsgraberfiirsorge, die Europa-
Union, den Geschichtslehrerverband, die Deutsche
Vereinigung fur Politische Bildung und viele mehr -,
die uns an dieser Stelle mit unterstitzt haben:
Macht euch auf den Weg!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wol-
len Lust auf Demokratie machen. Wir wollen Lust
darauf machen, sich kritisch in dieser Gesellschaft
zu bewegen, Teilhabe zu leben, und dafir mit ei-
ner Landeszentrale fur politische Bildung genau
das Angebot zu unterbreiten, das aktuell fehlt.

Wir freuen uns auf eine Anhdrung im Fachaus-
schuss, auf eine kritische Diskussion und auf einen
Beginn. Wir wollen uns bei all denen bedanken,
die mit uns fir diese Landeszentrale gekampft
haben, die an diese Landeszentrale geglaubt ha-
ben, die mit am Antrag gearbeitet und die sich
gemeinsam mit uns daruber gefreut haben, dass
wir diesen Antrag hier heute im Parlament einbrin-
gen kénnen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Nun geht es an die nachsten Schritte. Wir freuen
uns darauf, all die, die sich in Niedersachsen mit
politischer Bildung befassen, in die Anhorung ein-
zubeziehen, Meinungen zu héren, kritisch zu re-
flektieren, wie man das in der politischen Bildung
macht, und hier im nachsten Jahr in zweiter Le-
sung einen guten Beschluss herbeizufiihren und

endlich wieder sagen zu kénnen: Niedersachsen
hat eine Landeszentrale fir politische Bildung.

Vielen Dank.

(Starker, lang anhaltender Beifall bei
der SPD und bei den GRUNEN)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Brunotte. - Jetzt hat sich Jorg
Hillmer, CDU-Fraktion, zu Wort gemeldet.

Jorg Hillmer (CDU):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Dieses Thema kommt ja nicht Uberra-
schend. Wir haben schon viel friiher damit gerech-
net und nicht erst jetzt nach drei Jahren; denn
immerhin war dieses Thema auch in Ihrem Koaliti-
onsvertrag an prominenter Stelle genannt.

(Johanne Modder [SPD]: Warum ha-
ben Sie denn aufgeldst, Herr Hillmer?)

Die spannende Frage ist doch: Warum kommt es
gerade jetzt? - Meine Damen und Herren, die Ant-
wort lautet wie beim Mediengesetz: Sie haben
Torschlusspanik.

(Lachen bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Sie spuren die Regierungsdammerung, seit Sie in
der zentralen Flichtlingsfrage immer weiter aus-
einanderlaufen. Jetzt sollen noch schnell die letz-
ten verbliebenen Gemeinsamkeiten in trockene
Tlcher gebracht werden. Das ist lhre Intention.

Meine Damen und Herren, wo und mit welchem
Mitteleinsatz findet heute politische Bildungsarbeit
in Niedersachsen statt? - Ich habe eine Aufzahlung
erstellt.

Mit 150 000 Euro wird aktuell die Erwachsenenbil-
dung in der Zentralstelle fur politische Bildungsar-
beit gefordert.

Das Kultusministerium hat 132 000 Euro fur Maf3-
nahmen der politischen Bildung im Rahmen des
Projektes ,Demokratiebewusstsein an Schulen
starken - Rechtsextremismus entschieden entge-
gentreten”, fir Veranstaltungen, Kampagnen, Ma-
terialien und die Beratung interessierter Multiplika-
toren reserviert.

Das Sozialministerium veranschlagt 100 000 Euro
fur MaRnahmen im Bereich Demokratie und Tole-
ranz. AulBerdem sind dort 500 000 Euro flr MaR-
nahmen zur Pravention vor salafistischen Radikali-
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sierungen vorgesehen, u. a. fur eine Beratungs-
stelle.

Im Haushalt des Innenministeriums stehen
300 000 Euro fiir besondere Praventionsmalinah-
men bereit. Dort findet sich auch Ihr Landespro-
gramm gegen Rechtsextremismus.

Auch der Verfassungsschutz, meine Damen und
Herren, verfiugt Gber 107 000 Euro fiur Praventio-
nen sowie fir Geheimschutzaufklarung und Erzie-
hung.

Das Europdische Informationszentrum - EIZ, an-
gesiedelt in der Staatskanzlei- wird jahrlich mit
125000 Euro an Landesmitteln finanziert. Das
sind in der Summe 1,407 Millionen Euro, die fur
den gesamten Bereich zur Verfligung stehen. Da-
mit werden Projekte gefordert, Veranstaltungen
organisiert, Materialien zur Verfigung gestellt.

AuRRerdem mdochte ich die wichtige Arbeit der Stif-
tung niedersachsische Gedenkstatten hinzuzéhlen,
fur die allein die Finanzhilfe in 2015 mit 2,7 Mil-
lionen Euro zu Buche schlagt.

Ich méchte den Landespraventionsrat nennen, der
beim Justizministerium angesiedelt ist und 2015
359 000 Euro erhalt. Dort gibt es einen Arbeits-
schwerpunkt Prévention von Rechtsextremismus
und Radikalisierung, der darauf abzielt, ziviles
Engagement, demokratisches Verhalten und den
Einsatz fur Vielfalt und Toleranz in Niedersachsen
zu fordern.

Dariiber hinaus férdert das Land nicht zuletzt die
politischen Stiftungen mit jahrlich 428 000 Euro,
die sich ja auch in diesem Bereich engagieren.

Zusammenfassend lasst sich feststellen, dass in
Niedersachsen auf der Landesebene politische
Bildungsarbeit im gro3en Umfang stattfindet.

Ich frage Sie jetzt: Welche der genannten vielfalti-
gen Aktivitaten wollen Sie aufgeben, um jetzt eine
neue Einrichtung zu schaffen, der Sie das Tur-
schild ,Landeszentrale" anheften wollen?

Die vielfaltigen Aktivitaten, die ich dargestellt habe,
mogen Sie Flickenteppich nennen. Aber das ist
Ausdruck von Vielfalt, und Vielfalt erzeugt Staats-
ferne. Sie wollen jetzt darlber eine zentrale Steu-
ereinheit legen. Warum tun Sie das?

Sie wollen die inhaltliche Auslegungshoheit Uber
die politische Bildung erlangen. Ihr Antrag, meine
Damen und Herren, strotzt so vor Ideologie, dass
man beflrchten muss, dass Sie in Wirklichkeit ein
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Zentralkomitee fur politische Bildung installieren
wollen.

(Zustimmung bei der CDU - Zurufe
von der SPD: Oh, oh!)

Um es ganz klar zu sagen: Die CDU setzt sich
heute ebenso wie in der Vergangenheit fur eine
Starkung der politischen Arbeit in unserem Bun-
desland ein.

(Lachen bei der SPD)

Wir unterstiitzen eine Starkung der politischen
Arbeit in Niedersachsen, wenn das, was Sie vor-
haben, auch wirklich eine Starkung der politischen
Bildung ist.

SPD und Griine schlagen jetzt eine Neuordnung
vor. Wenn man einmal die ganze Parteitagsrheto-
rik in Ihrem Antrag beiseitelegt, bleibt ein Katalog
an Anforderungen, die eine Landeszentralstelle
erfullen soll. Meine Damen und Herren, auch das
kostet Geld.

Daher ist bei der Beurteilung lhres Vorschlags
besonders wichtig zu wissen, welche finanziellen
Mittel Sie zuséatzlich bereitstellen méchten. Im
Haushaltsplanentwurf 2016 kann ich keine ada-
quate Gegenfinanzierung fir eine Koordinierungs-
stelle oder gar eine Landeszentrale erkennen. Soll
das etwa heil3en, dass Sie erst 2017 in die Finan-
zierung einsteigen wollen?

Meine Damen und Herren, wir als CDU-Fraktion
werden diese Diskussion konstruktiv begleiten.

(Ottmar von Holtz [GRUNE]: Das hat
man mitgekriegt!)

Fur uns muss politische Bildung aus der Mitte der
Gesellschaft erfolgen. Eine politische Bildung, die
auf dem linken Auge blind ist und einseitig die
Bedrohung durch Linksextremismus

(Lachen bei den GRUNEN)

und von linksradikalen Bewegungen ausblendet,
halten wir nicht flr geeignet.

(Zustimmung bei der CDU und von
Jorg Bode [FDP])

Fir uns war stets auch die Antisemitismuspraven-
tion besonders wichtig. Dazu verlieren Sie in Ihrem
Antrag kein Wort.

Ein reines Versorgungswerk fur griine und rote
Parteifreunde lehnen wir ab. Es liegt also an Ihnen.
Wie nachhaltig eine neue Landeszentrale aufge-
stellt wird, dartber werden wir im Fachausschuss
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reden, und wir werden auch ganz sicher den Kul-
tusausschuss um Mitberatung bitten.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Hillmer. - Es liegt eine Wortmel-
dung des Kollegen Brunotte zu einer Kurzinterven-
tion vor. Bitte schon!

Marco Brunotte (SPD):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Hillmer, es lasst in diesen politischen
Debatten immer tief blicken, welches Staatsver-
stéandnis Sie mitbringen.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRUNEN)

Wenn man bei allem, was ansteht, unterstellt, dass
das Ganze nur parteipolitisch genutzt wird, dass es
instrumentalisiert wird,

(Christian Grascha [FDP]: Das sind
die Erfahrungen!)

dann entspricht das vielleicht der Erfahrung, die
Sie von 2003 bis 2013 in eigener Regierungsver-
antwortung gemacht haben.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN - Helge Limburg [GRUNE]:
Richtig! So ist es! - Zuruf von Chris-
tian Grascha [FDP])

Aber es widerspricht diametral dem, wofur diese
beiden Fraktionen hier stehen. Ich glaube, das
haben wir an vielen Stellen deutlich gemacht.

(Zuruf von der CDU: Wenn man den
Antrag liest, sieht das anders aus!)

Das gilt genauso fur die Frage, wie wir uns bezig-
lich der Extremismusbereiche aufstellen werden.
Wenn Sie den Antrag gelesen haben, werden Sie
sicherlich den Link zur Dokumentationsstelle ge-
sehen haben. Die wird sich mit allen Extremismus-
bereichen auseinandersetzen. Dass irgendjemand
auf irgendeinem Auge blind ist, missen wir hier
uns, glaube ich, nicht unterstellen.

Sie kdnnen auch ganz sicher sein, dass wir dafir
sorgen werden - auch das findet sich namlich im
Antrag wieder -, dass eine solche Institution natir-
lich eine fahige, schlagkraftige Einheit sein wird
und dass an der Stelle die Voraussetzungen, die

gegeben sein muissen, auch mit dem Haushalt
geschaffen werden.

Aber ich hatte eigentlich gedacht, dass Sie nach
Ihrem Parteitag, der in Osnabriick stattgefunden
hat, ein bisschen weiter wéaren. Wenn man sich
das Antragsbuch zu diesem Parteitag anguckt,
dann sieht man, dass ja die ,wilde Gruppe“ bei
Ihnen, die Junge Union Niedersachsen, einen An-
trag gestellt hat, den ich einmal vorlesen mdchte.
Darin steht:

LDartber hinaus ist die Neueinrichtung einer
Landeszentrale fir politische Bildung, die
Politik Gberparteilich, praktisch und lebens-
nah vermittelt, anzustreben.”

(Zuruf von der SPD: Ach!)

Da ist die Junge Union aber schon ein bisschen
weiter als Sie, Herr Hillmer.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRUNEN)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:
Herr Hillmer méchte antworten. Bitte schon!

Jorg Hillmer (CDU):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Brunotte, ich hatte gehofft, Sie wollten
jetzt die Fragen, die ich gestellt habe, beantworten,
namlich wie viel Geld Sie fur die politische Arbeit in
Zukunft in den Haushalt einstellen werden und
welche laufenden Projekte Sie dafir beerdigen
wollen.

(Renate Geuter [SPD]: Gar keine!)
Das alles haben Sie nicht getan.

Ich habe lhnen in meinem Redebeitrag sehr deut-
lich gesagt, dass wir diesen Prozess und diese
Diskussion sehr konstruktiv begleiten wollen. Das
kénnen Sie jetzt aufnehmen, oder das brauchen
Sie nicht zu tun. Auf jeden Fall werden wir auf das
achten, was ich Ihnen eben gesagt habe: dass
eine Landeszentrale flr politische Bildung aus der
Mitte heraus agieren kann. Alle Tendenzen, die
Sie in Ihrem Antrag formuliert haben und die auf
eine einseitige Betrachtung hinauslaufen, werden
wir dort zu verhindern wissen.

Herzlichen Dank.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)
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Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Hillmer. - Jetzt hat sich Almuth
von Below-Neufeldt, FDP-Fraktion, zu Wort ge-
meldet. Sie haben das Wort.

Almuth von Below-Neufeldt (FDP):

Herr Prasident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ja, natirlich, politische Bildung ist wichtig.
Aber wie teuer soll sie mit diesem Antrag denn nun
werden? - Dazu bis jetzt kein Wort.

Herr Brunotte, Sie tun so, als fande keinerlei politi-
sche Bildung statt, als ware Niedersachsen durch
die Abschaffung dieser Landeszentrale im Jahr
2004 jetzt eine weiRe Flache. Das ist Uberhaupt
nicht wahr. Denn mehr als 53 Millionen Euro gehen
allein in die Erwachsenenbildung. Kirchen, Ver-
bande, Parteien und Stiftungen machen mit sehr
hohem Einsatz politische Bildung. So zu tun, Herr
Bosse - er ist gerade leider nicht im Saal; ich spre-
che namlich seine Pressemitteilung an -, dass kein
Hinschauen nach rechts stattgefunden hétte, ist
schlicht und ergreifend falsch.

(Zustimmung bei der FDP)

Die Friedrich-Naumann-Stiftung hat dazu Veran-
staltungen durchgefiihrt und ist daftir bedroht wor-
den. Personliche Bedrohungen hat es gegeben.

Von daher: Gucken Sie auch mal auf die Bedro-
hung von links! Das blenden Sie in dem Antrag
namlich total aus.

(Zustimmung bei der FPD)

Es ist - wie Herr Minister Schneider sagen wiirde -
ein Antrag aus Friedenszeiten. Wir Liberalen sa-
gen: Es ist ein Antrag aus Schonwetterzeiten. -
Viele Baustellen machen Sie auf, von vielem ein
bisschen, aber von vielem auch nur wenig.

Ich sage Ihnen ganz deutlich: Es ist an der Zeit,
Schwerpunkte zu setzen. Eine starke Regierung
entscheidet tUber Schwerpunkte. Genau das tun
Sie Uberhaupt nicht.

(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU)

Starke Politik, meine Damen und Herren, das
Uberzeugt den Burger. Glauben Sie wirklich, mit
einer Landeszentrale wirde eine hdéhere Wahlbe-
teiligung erfolgen? - Gucken Sie sich doch einmal
die Zahlen an! In 15 Bundeslandern - darauf stel-
len Sie ab - gibt es noch Landeszentralen fiir poli-
tische Bildung. Die Wahlbeteiligung geht tberall
herunter. Sie geht nur in den Momenten hoch, in
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denen besondere politische Ereignisse stattfinden.
Das war z. B. 1974 hier in Niedersachsen so, als
wir Liberalen wieder in den Landtag eingezogen
sind.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU - Anja Piel [GRUNE]
lacht)

- Jawohl!

Seien Sie mutig, meine Damen und Herren, seien
Sie Trendsetter! Die sogenannten Randgruppen
erreichen Sie nicht mit Unterricht. Sie erreichen sie
mit ganz anderen Programmen.

Ihr Antrag ist breit und lang, von allem - wie ge-
sagt - ein bisschen. Staatsfeindlichkeit stellen Sie
mit so einem Antrag bestimmt nicht ab. Oder den-
ken Sie, Sie wirken so auf Salafisten ein? - Ma-
chen Sie die Menschen stark, die angeworben
werden konnten! Das aber nicht mit Schule im
weiten Sinne, sondern mit Beschaftigung, mit guter
Lebensperspektive und - vielleicht bei Asylanten -
auch mit schnellen Asylverfahren. Ihr Antrag ist
nicht wirklich so neutral, wie Sie es glauben ma-
chen. Wer soll denn da eigentlich mit Pdstchen
versorgt werden?

(Beifall bei der FDP - Christian Dirr
[FDP]: So ist es! Darum geht es!)

Eine Landeszentrale fir politische Bildung, so wie
Sie sie konzipieren wollen, ware, ehrlich gesagt,
ein bisschen aus der Mottenkiste. 1954 gab es die
Zeitung, das Radio und die gute alte LitfaRsaule
zur Information der Burger. Was gibt es heute? -
Es gibt Apps, es gibt das Internet, es gibt die Par-
teien, es gibt Twitter, es gibt die Erwachsenenbil-
dung, es gibt viele Méglichkeiten - - -

Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Frau Kollegin, ich darf Sie kurz unterbrechen! - Der
Kollege Mohr mochte eine Zwischenfrage stellen.
Erlauben Sie das? - Bitte schon, Herr Kollege
Mohr!

Adrian Mohr (CDU):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Frau Kollegin, bei
aller Wertschatzung fir die Landtagswahl 1974: Ist
Ihnen bekannt, dass zur letzten Landtagswahl im
Lande Niedersachsen - ohne Landeszentrale - die
Wabhlbeteiligung im Vergleich zur Landtagswahl
davor um 2,3 Prozentpunkte gestiegen ist?

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Helge Limburg [GRUNE]: Ja,
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weil alle Leute Stephan Weil ins Amt
wahlen wollten!)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Herr Mohr. - Bitte schon!

Almuth von Below-Neufeldt (FDP):

Ja, das ist richtig. Aber der Sprung 1974 war be-
deutend hoher.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP
sowie Zustimmung bei der CDU)

Ich bin auf die weiteren Diskussionen im Aus-
schuss jedenfalls sehr gespannt. Ich sehe ihnen
mit Freude entgegen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank auch an Sie. - Jetzt hat sich Julia
Willie Hamburg, Bindnis 90/Die Griinen, zu Wort
gemeldet.

Julia Willie Hamburg (GRUNE):

Sehr verehrter Herr Prasident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Dass Sie hier ein Stiick
weit Klamauk verursachen, verwundert nicht; denn
Sie kénnen im Bereich politische Bildung tatsach-
lich auf eine schlechte Bilanz der letzten zehn Jah-
re zurlickblicken.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD - Zurufe von der CDU:
Oh!)

Sehr verehrte Damen und Herren, Niedersachsen
wird endlich wieder eine Landeszentrale fir politi-
sche Bildung haben. Endlich wird die Rolle, die die
politische Bildung in unserer Gesellschaft spielt,
anerkannt, und die politische Bildung in Nieder-
sachsen wird wieder gestarkt.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Als wir diese Meldung in der letzten Woche in einer
Pressekonferenz bekannt gegeben haben, ereilten
uns sehr viele Zuschriften - Freuden- und Interes-
senbekundungen. Dieser Umstand macht deutlich:
Niedersachsens Birgerinnen und Burger freuen
sich, dass wir unser Wabhlversprechen einlésen
und lhren Fehler der Zerschlagung der politischen
Bildung in Niedersachsen riickgangig machen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Die damalige schwarz-gelbe Landesregierung hat
im Jahr 2004 die Landeszentrale fur politische
Bildung kaputt gemacht, ersatzlos rasiert. Dieser
Vorgang war einmalig, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, und zwar einmalig falsch. Es ist auch kein
Wunder, dass andere Bundeslénder lhrem Trend
nicht gefolgt sind.

Nach der Zerschlagung der Landeszentrale ver-
suchten die verschiedensten Tréger, den Wegfall
der Erfullung der Aufgaben der politischen Bildung
zu kompensieren. An dieser Stelle ist es mir ein
besonderes Bedurfnis, der breit gefacherten Tra-
gerlandschaft, die in diesem Land unter erschwer-
ten Bedingungen politische Bildung weiter organi-
siert hat, ganz herzlich zu danken. Stellvertretend
nehmen hier heute viele Verbandsvertreter teil. Ich
begrife sie ganz herzlich.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Die Aufgaben konnten nach dem Wegfall der Lan-
deszentrale aber nicht vollstandig aufgefangen
werden. Unter schwierigen Bedingungen haben
verschiedene Akteure drauffen im Land versucht,
politischer Bildung auch aul3erhalb der Schulen
einen wichtigen Stellenwert in diesem Land zu
geben. Manches ist dabei allerdings auf der Stre-
cke geblieben. Und lhre Schwerpunktsetzung,
werte Kolleginnen und Kollegen von CDU und
FDP, war auch schlicht falsch. Sie haben zugelas-
sen und beférdert, dass ausgerechnet der Verfas-
sungsschutz in entstandene Liicken hineingegan-
gen ist und den Wegfall kompensiert hat. Was,
bitte, haben Sie sich dabei gedacht? - Politische
Bildung soll Menschen zur Mindigkeit befahigen
und fur Demokratie begeistern. Deshalb muss
auch ihre Struktur kritisch und unabhéngig sein.
Der Verfassungsschutz - Sie wollen wohl nicht das
Gegenteil behaupten - ist sicherlich nicht die ge-
eignete Behdrde, um dies zu leisten.

Deshalb ist es unglaublich richtig und wichtig, dass
wir diese Fehlentscheidung mit diesem Entschlie-
Bungsantrag rickgéangig machen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Mein Kollege Marco Brunotte hat schon viel zu den
Bewegungen in dieser Gesellschaft ausgefihrt,
zum Rechtsruck oder den Entwicklungen des Sa-
lafismus und auch zu der Frage, dass wir in die-
sem Land eine zunehmende Demokratiemidigkeit
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erleben. Das ist eine gefahrliche und traurige Ent-
wicklung, auch wenn die Beteiligung bei der letzten
Landtagswahl vielleicht gestiegen ist. Wir missen
Menschen wieder fir Demokratie begeistern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wer, wenn nicht
wir, weil3, wie zentral und bedeutsam es ist, sich
fur Politik einzubringen und fiur die eigenen Inte-
ressen einzustehen. Deshalb sollten wir gerade
Entwicklungen, wie sie heute von vielen Jugend-
verbanden in Niedersachsen befordert werden,
namlich die Forderung der Senkung des Wahlal-
ters auf 16, doch nur begriiRen und Menschen bei
solchen Anliegen unterstutzen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Politik ist im Zeitalter der neuen Medien - das ha-
ben Sie ausgefuhrt, Frau von Below-Neufeldt;
deshalb ist es praktisch, dass ich nach lhnen rede;
dann kann ich einiges richtigstellen - schnelllebiger
und untbersichtlicher geworden. Wir alle wissen,
dass die Meldungen vielfaltig widerspriichlich und
ungefiltert durch die Offentlichkeit schweben.
Selbst wir als Politiker sollen oftmals zu Themen
Stellung beziehen, zu denen wir bis dahin lediglich
eine Twitter-Meldung zur Kenntnis genommen
haben.

Gerade die riesige Masse an Informationen, die
heute zur Verfigung steht, macht deutlich, wie
zentral es ist, bei der politischen Bildung auch
einen Schwerpunkt auf die Vermittlung von Medi-
enkompetenz zu legen.

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Frau Hamburg, eine Sekunde, bitte! - Frau von
Below-Neufeldt mochte lhnen eine Zwischenfrage
stellen.

Julia Willie Hamburg (GRUNE):
Ja, klar, gerne.

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:
Bitte schon!

Almuth von Below-Neufeldt (FDP):

Vielen Dank, Frau Hamburg, dass Sie meine Zwi-
schenfrage zulassen.

Herr Préasident! Meine Damen und Herren! Gerade
die Bundeszentrale fiir politische Bildung hat eine
ganze Reihe von Apps erstellt. Sie werden doch
nicht sagen, dass das uberflissig ist, und das als
Mediendschungel bezeichnen, sondern das ist
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doch eine wichtige Aufgabe der Bundeszentrale.
Oder wie bewerten Sie das?

Vizepréasident Karl-Heinz Klare:

Bitte schon!

Julia Willie Hamburg (GRUNE):

Wenn ich hier falsch verstanden wurde, kann ich
gleich die Gelegenheit nutzen, um das richtigzu-
stellen.

Ich rede davon, dass Uber Facebook, Uber Twitter,
Uber diverse Blogs, Uber diverse Menschen, die
meinen, sich zu Politik auBern zu missen, Uber die
verschiedensten Zeitungen und Interessengruppen
Informationen zur Politik in unsere Gesellschaft
gesendet werden und es deshalb wichtig ist, Ju-
gendliche fit zu machen, damit sie filtern und ein-
schatzen koénnen, wer ihnen eigentlich gerade
welche Information gibt. Auch die derzeitige Debat-
te Uber rassistische AuRerungen und Hetze auf
Facebook macht doch deutlich, dass diese Not-
wendigkeit besteht.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Diese Schnelllebigkeit bei der Entwicklung unserer
Gesellschaft und bei politischen Debatten zeigt
aber auch die Notwendigkeit, politische Bildung
und ihre Vermittlung neu zu entwickeln. Deshalb
wollen wir eben nicht mit der Landeszentrale fir
politische Bildung zuriick in die romantische Ver-
gangenheit, wie Sie es uns eben vorgeworfen ha-
ben; denn ein Aufguss der alten Landeszentrale
von vor elf Jahren wiirde sicherlich den Herausfor-
derungen und Anspriichen unserer heutigen Ge-
sellschaft nicht gerecht.

Mit dem Drucken von Broschiren oder aber auch
dem Angebot frontaler Bildungsmafinahmen - da
gebe ich lhnen recht- werden wir heutzutage
kaum einen Menschen hinter dem Ofen hervorho-
len. Der Neuanfang der Landeszentrale ist fir uns
eine grofRe Chance - eine Chance fir die Entwick-
lung neuer Formate, eine Chance flir neue Impulse
in der politischen Bildung und eine Chance, die
Angebote der politischen Bildung in Niedersachsen
zu bundeln und zu koordinieren.

Herr Hillmer, es war so, dass die Trager an uns
herangetreten sind und gesagt haben: Wir wollen
wahrnehmbarer sein. Wir wollen in die Flache ge-
hen, wo es noch nichts gibt. Wir wollen zentral
beworben werden. Wir wollen, dass unsere gute
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Arbeit auch bekannt wird. - Das haben Sie mit dem
Flickenteppich nun einmal nicht geleistet.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Die Trager der politischen Bildung sollen von uns
gestarkt und vernetzt werden, und sie sollen end-
lich wieder Anerkennung fir ihre Arbeit erhalten.
Wir wollen eine moderne Landeszentrale, eine
frische und flexible Landeszentrale, die den gesell-
schaftlichen Anforderungen und Bedurfnissen ge-
recht wird und sich mit der Gesellschaft gemein-
sam entwickelt. Wir wollen eine Landeszentrale,
die Bedarfe aufspurt, Angebote koordiniert, weil3e
Flecken in Niedersachsen behebt und politische
Bildung starkt. Und wir wollen eine Landeszentrale,
die als Ideenschmiede fungiert, die sich als Im-
pulsgeber und Servicestelle versteht.

Kurz: Wir wollen eine Landeszentrale fir politische
Bildung, die Politik und Demokratie in Niedersach-
sen wieder so richtig attraktiv macht.

Ich freue mich auf die Ausschussberatungen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasident Karl-Heinz Klare:

Vielen Dank, Frau Hamburg. - Jetzt hat sich die
Ministerin zu Wort gemeldet. Frau Dr. Heinen-
Kljaji¢, bitte schon!

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Ministerin fiir Wis-
senschaft und Kultur:

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die SchlieBung der Landeszentrale fur politische
Bildung in 2004 - meine Vorredner haben bereits
darauf hingewiesen - war ein Fehler. Sie war vor
allem deshalb ein Fehler, weil sie ersatzlos vorge-
nommen wurde. Ich glaube, eine koordinierende
und bundelnde Infrastruktur fur diesen Bereich
anzubieten, ist heute dringender erforderlich denn
je. Die Stichworte sind schon gefallen: Rechtsext-
remismus und Fremdenfeindlichkeit, steigender
Zulauf fur Pegida, AFD und Co., Islamismus und
zunehmende Terrorgefahr, Politikverdrossenheit
und geringe Wahlbeteiligung.

All das sind, glaube ich, Themen, zu denen wir
eine reflektierte gesellschaftliche Auseinanderset-
zung brauchen, und zwar mit allen Birgerinnen
und Burgern. Denn wir missen auf diese Entwick-
lungen reagieren.

Hinzu kommt: In Zeiten, in denen die Birger mehr
Transparenz, aber auch mehr Mitsprache einfor-
dern, gilt mehr denn je, dass Demokratie mindige
Birger und eine breite gesellschaftliche Beteili-
gung braucht. Es gab in den 1950er-Jahren nach
dem Ende des Zweiten Weltkriegs im Umfeld des
damaligen Aufbaus des Themas politische Bildung
in Deutschland ein sehr schénes Schlagwort, das
lautete: Demokratie ist eine Lebensform und nicht
nur eine Staatsform. - Ich finde, dieses Bild gilt
eigentlich auch noch heute.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Die Fraktionen haben mit diesem Antrag auch ein
Stick weit auf die Realitat in der politischen Bil-
dung im Jahr 2015 reagiert. Denn wir mussen fest-
stellen, dass bei allen Anstrengungen, die dort von
den Kolleginnen und Kollegen aus der Erwachse-
nenbildung, aus den Gewerkschaften und aus den
zivilgesellschaftlichen Gruppen unternommen wer-
den, die Teilnehmerzahlen rucklaufig sind und
dass wir mit den althergebrachten Formaten héaufig
gerade jungere Teilnehmer nicht mehr wirklich
abholen.

Deshalb kann ich nur sagen: Ich bin den Fraktio-
nen der SPD und der Grunen &uf3erst dankbar fir
diesen Antrag. Denn ich finde ihn klug und richtig,
und ich finde auch, er kommt zur richtigen Zeit.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Die neue Landeszentrale fiir politische Bildung im
neuen und zeitgemaRen Gewand gibt Antworten
auf die gerade beschriebenen Defizite. Sie ist also
problem- und sachgerecht. Sie ist auch effizient,
weil sie alle Potenziale, die wir im Land haben, mit
nutzt und die bereits vorhandenen Strukturen und
Angebote starkt, koordiniert und vernetzt. Das
reicht von den Einrichtungen der Erwachsenenbil-
dung, die nach NEBG anerkannt sind, tber Ver-
bande, Kirchen und Gewerkschaften, einschlagige
Landesinitiativen - hier verweise ich auf die kolle-
giale Zuarbeit des Kollegen Hillmer, der eben sehr
umfassend dargestellt hat, welche Landesinitiati-
ven es hierzu noch gibt- bis hin zu zivilgesell-
schaftlichen Akteuren, die sich auf der Basis bir-
gerschaftlichen Engagements fur politische Bil-
dung engagieren. Mit einer solchen Einrichtung
wird auch der Pluralitat der Gesellschaft Rechnung
getragen.

(Vizeprasident Klaus-Peter Bach-
mann Ubernimmt den Vorsitz)
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Von daher kann ich lhre Einlassung, Herr Hillmer,
da werde etwas geplant wie das Zentralkomitee fir
politische Bildung, wirklich nicht verstehen. Es geht
nicht darum, politische blinde Flecken abzudecken,
sondern es geht darum, unter parteipolitischer
Ausgewogenheit, auch in den Gremien, im Kurato-
rium einer solchen Landeszentrale, keine politi-
schen Vorgaben zu machen, sondern alle Akteure
der Demokratie, seien es parteipolitische oder
zivilgesellschaftliche Akteure, mit ins Boot zu neh-
men und mit in die Verantwortung zu nehmen,
wenn es um die Aktivitdten einer solchen Landes-
zentrale geht.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD - Jérg Hillmer
[CDU]: Wir nehmen Sie beim Wort!)

Von daher kann ich nur sagen: Wir nutzen die
Potenziale. Wir setzen ausdricklich auf die Poten-
ziale auf, die wir bereits haben. Wir missen, wol-
len aber auch die Reichweite und die Wirkung
dieser Potenziale deutlich ausbauen, indem wir
eine Landeszentrale ganz neuen Typs mit ganz
neuer Aufgabenstellung auf den Weg bringen, die
Impulse setzt, wenn es darum geht, Uber einen
Expertenpool neue zielgerechte Veranstaltungs-
formate zu entwickeln, neue Vermittlungskonzepte
Zu unterstitzen, neue Zielgruppen zu erreichen,
neue Medien als Plattform fiir politische Bildung zu
finden und landesweite Programme zu koordinie-
ren. Sprich: Diese Landeszentrale versteht sich als
Service- und Kompetenzstelle fur die politische
Bildung in Niedersachsen und fur alle, die auf die-
sem Feld unterwegs sind.

Das heil3t, es geht Uberhaupt nicht darum, eine
alte Landeszentrale wieder aufleben zu lassen. Ich
denke, dass das, was damals an Formaten und
auch an Lektire und gedrucktem Material angebo-
ten wurde, zu der Zeit, als ich jung war und Maf3-
nahmen der politischen Bildung wahrgenommen
habe, das richtige Angebot war. Aber heute - die
Kollegin von Below-Neufeldt hat es aufgezahlt -
sind andere Formate, ist die Nutzung neuer sozia-
ler Medien und Ahnliches gefragt. Genau das soll
diese Landeszentrale mit bespielen.

Ich finde es Ubrigens ausdricklich sehr begri-
Benswert, dass diese Landeszentrale auch das
Thema Medienkompetenz mit aufgreift. Dabei geht
es nicht nur darum, Wissen tber Medien zu haben
oder Medien nutzen zu kodnnen, sondern es geht
auch darum, ein Hintergrundwissen zu haben, das
Menschen zum einen in die Lage versetzt, Medi-
enentwicklungen nicht einfach kritiklos hinzuneh-
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men, und ihnen zum anderen vielleicht auch die
Kompetenz an die Hand gibt, zu durchschauen,
wer eigentlich hinter dem jeweiligen Blog und der
App oder was auch immer steckt, die im Bereich
Politik unterwegs sind.

Diese neue Landeszentrale wird also ein moder-
nes, zeitgemafes, ein schnittiges und flexibles
Instrument, das zivilgesellschaftliches burger-
schaftliches Engagement unterstitzt, das der Viel-
falt der Akteure im Feld politischer Bildung gerecht
wird und das versucht, Demokratie letztendlich
auch ein Stick weit wehrhafter zu machen. Ich
denke, das ist in unser aller Sinne. Von daher hof-
fe ich auf eine konstruktive Begleitung im Aus-
schuss und darlber hinaus.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Ich stelle fest, dass
zu diesem Tagesordnungspunkt keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen.

Wir kommen daher zur Ausschussiiberweisung.

Der Altestenrat empfiehlt Ihnen, federfiihrend den
Ausschuss flur Wissenschaft und Kultur und mitbe-
ratend den Ausschuss fir Haushalt und Finanzen
mit dem EntschlieBungsantrag zu befassen. Wer
so beschlieRen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Vielen Dank, das ist nach der Geschafts-
ordnung ausreichend unterstiitzt und so beschlos-
sen.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 38:

Erste Beratung:

Finger weg von den nationalen Bankeneinla-
gensicherungssystemen - keine Vergemein-
schaftung von Bankenrisiken zulasten der
funktionierenden Einlagensicherungssysteme
von Volksbanken und Sparkassen - Antrag der
Fraktion der CDU - Drs. 17/4520

Zur Einbringung erhalt fur die CDU-Fraktion der
Abgeordnete Adrian Mohr das Wort. Bitte schon,
Herr Kollege!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Adrian Mohr (CDU):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Peer Steinbrick und Angela
Merkel erklarten inmitten der Banken- und Finanz-
krise am 5. Oktober 2008: Die deutschen Sparein-
lagen sind sicher! - Diese Staatsgarantie umfasste
eine Summe von 568 Milliarden Euro. Diese Ga-
rantie wurde mit null Euro in Anspruch genommen.
Das war auch Sinn und Zweck der Ubung.
Deutschland ist in diesem Bereich wie auch in
vielen anderen letztlich starker aus der Krise her-
ausgekommen, auch dank der klugen Politik der
damaligen grofRen Koalition, als wir hineingeraten
sind.

Jene Einlagengarantie des Bundes sollte damals
Sparer und Markte beruhigen. Das hat funktioniert.
Nur aus diesem Grunde war die Garantie, die der
damalige Bundesminister Steinbriick und die Bun-
deskanzlerin ausgesprochen haben, nétig, richtig
und vertretbar. Inhaltlich war sie weitgehend unno-
tig. Denn sowohl die Geschéftsbanken, die Privat-
banken, als auch Volksbanken und Sparkassen in
Deutschland haben seit vielen Jahren eigene, sys-
tematisch voneinander unabhéangige funktionie-
rende Sicherungssysteme fur Kundeneinlagen.
Dabei wurden die Maximalbetrdge der gegen Ban-
kenpleiten geschiitzten Einlagen in den letzten
Jahren und Jahrzehnten mehrfach angehoben.

Sehr geehrte Damen und Herren, seitdem bei-
spielsweise das Sicherungssystem der Sparkas-
sengruppe in Deutschland vor vier Jahrzehnten
gegrundet wurde, hat noch nie ein Sparkassen-
kunde einen Verlust seiner Spar- oder Sichteinla-
gen erlitten.

Im Jahr 2014 ist eine EU-Richtlinie in Kraft getre-
ten, mit der die Vorschriften zu den nationalen
Einlagensicherungssystemen in groRem Umfange
europaweit angeglichen wurden. Leider missen
immer noch 15 Mitgliedsstaaten der EU diese
Richtlinie in nationales Recht umsetzen, obwohl
die Frist fur die Umsetzung bereits abgelaufen ist.
Deutschland hat diese Richtlinie umgesetzt. Es
war fur uns auch nicht so schwer.

Einheitliche Standards fir die Einlagen von Bank-
kunden sind richtig und wichtig. Zustandig fur die
Umsetzung sind die Nationalstaaten. Die CDU-
Fraktion ist und bleibt der Auffassung, dass das
vernunftig ist und auch so bleiben muss. Deshalb
stellen wir jetzt diesen Antrag.

Wir sind fir gemeinsame Standards, fur Transpa-
renz und Verlasslichkeit der Einlagensicherung in

Europa. Das ist Ubrigens nach Auffassung der
Jungen Gruppe der CDU-Fraktion auch der Auftrag
der EU: den Rahmen regeln und nicht die Details.

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Und was
ist mit der alten Gruppe? Sieht sie das
auch so?)

- Die alte Gruppe sieht das mit Sicherheit auch so,
Herr Kollege. Ich weil3 nicht, wen ich da anspre-
chen soll, aber da gibt es Potenziale.

(Zustimmung von Sebastian Lechner
[CDU))

Unsere bewahrten Einlagensicherungsstandards,
unsere funktionierenden Eigensysteme stehen
dabei nicht zur Disposition. Das ist Ubrigens auch
konkreter gelebter praktischer Verbraucherschutz.

Naturlich ist angesichts der Erfahrungen aus der
Zeit der Staatsschuldenkrise insbesondere in Grie-
chenland nachvollziehbar, dass die EU Verfahren
etablieren und implementieren will, um weitere
Verwerfungen zu vermeiden. Die Uberlegung der
EU-Kommission, jetzt in Punkto Einlagensicherung
den dritten Schritt einzuleiten, wahrend viele EU-
Staaten noch nicht einmal ihrer Verpflichtung zum
zweiten Schritt nachgekommen sind, lehnen wir
aber ab. Deshalb legen wir jetzt diesen Antrag vor.

(Zustimmung von Sebastian Lechner
[CDU] und von Christian Grascha
[FDP))

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf den Punkt
gebracht: Eine Vergemeinschaftung nationaler
Bankrisiken lehnen wir ab. Wenn die klaren Stan-
dards der EU-Richtlinie von den Mitgliedstaaten
umgesetzt werden, dann ist ein EU-weites RUck-
versicherungssystem tberhaupt nicht erforderlich.

Wir fordern die Landesregierung auf, sich auf allen
ihr zur Verfligung stehenden Ebenen dafir einzu-
setzen, dass eine gemeinsame europaische Einla-
gensicherung oder Einlagenriickversicherung nicht
eintritt. Daflr wiinschen wir uns ein breites Votum
des Niedersachsischen Landtags. Meiner Auffas-
sung nach ist das kein Thema, das sich fur Gber-
mafige parteipolitische Positionierungen und Profi-
lierungen eignet, sondern es erfordert einen ge-
meinsamen Einsatz, insbesondere auch fur unsere
niedersachsischen Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
bei der FDP)
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Gerade die in unseren Stadten und Kreisen veror-
teten und regional ausgerichteten Sparkassen und
Volksbanken sind ohne Zweifel durch zahlreiche
aufsichtsrechtliche Vorgaben und durch ein anhal-
tend niedriges Zinsniveau zusehends betroffen
und stehen in einem schwierigen Marktumfeld.

Die Teilnehmer des Parlamentarischen Abends
kiurzlich beim Sparkassenverband Niedersachsen
erinnern sich gewiss an die Auflistung regulatori-
scher Malnahmen durch Sparkassenprasident
Mang, ob nun das Meldewesen, das Geldwasche-
gesetz, Anlegerschutz und Dokumentationspflich-
ten, das Bankaufsichtsrecht oder auch die gestie-
genen Eigenkapitalanforderungen, die sicherlich
auch mit ins Feld zu fuhren sind.

Dies trifft nattirlich nicht nur auf die Sparkassen zu,
auch wenn Herr Mang das fir seinen Verband und
fur die Sparkassen geschildert hat. Das trifft ge-
nauso auf den Sektor der Genossenschaftsbanken
und auch die Geschéfts- und Privatbanken in
Deutschland zu.

Unser Anliegen muss in diesen Zeiten meiner Auf-
fassung nach sein, die bewahrte und krisenfeste
Bankenstruktur in Niedersachsen und in Deutsch-
land zu bewahren. Dies ist kein finanzpolitischer
Selbstzweck. Dies liegt vielmehr im zentralen Inte-
resse von Millionen von Bank- und Sparkassen-
kunden in unserem Land.

Die Vergemeinschaftung von Haftungsrisiken und
eventuell sogar die Zweckentfremdung von Haf-
tungsriicklagen, die von den Sparerinnen und Spa-
rern, Kunden unserer Sparkassen, Banken und
Volksbanken stammen und die die Sparkassen
und Banken in die eigenen Haftungssysteme ein-
gelegt haben, wirden diesem Interesse massiv
zuwiderlaufen.

Deshalb haben wir diesen Antrag eingebracht. Ich
freue mich auf die Beratung im Ausschuss.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Christian Grascha [FDP]: Guter Mann!
Den solltet ihr haufiger mal reden las-
sen!)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Kollege Mohr. - Das Wort hat
jetzt fur die SPD-Fraktion Frau Abgeordnete Rena-
te Geuter.
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Renate Geuter (SPD):

Herr Prasident! Meine Damen und Herren! Ver-
trauen ist die Grundlage fur die Funktionsfahigkeit
und die Stabilitdt unseres Bankensystems. In
Deutschland gibt es neben dem gesetzlichen Ein-
lagerungssicherungssystem der privaten und 6f-
fentlichen Banken die Institutssicherungssysteme
der Sparkassen und Genossenschaftsbanken. Wir
in Deutschland sind im europdischen Vergleich
sehr gut aufgestellt.

Mit der Einlagensicherungsrichtlinie sind 2014 in
Europa einheitliche Regeln fir die Anforderungen
und die finanzielle Ausstattung von Einlagensiche-
rungssystemen geschaffen worden, die in
Deutschland auch in nationales Recht umgesetzt
wurden. Auf européischer Ebene war bisher ver-
einbart, dieses System Mitte 2019 auf seine Wirk-
samkeit hin zu Uberprifen.

Eine Reihe europdischer Staaten hat die bereits
bestehenden europédischen Vorgaben allerdings
bis heute noch nicht in nationales Recht umge-
setzt. Mit der Umsetzung und Implementierung in
nationales Recht ist es natdrlich noch nicht getan.
Es mussen auch die damit einhergehenden Pflich-
ten erfullt werden. Fir die vollstdndige Umsetzung
der derzeitigen Einlagensicherungsrichtlinie haben
die Banken noch bis zum Jahr 2024 Zeit.

Vollig tberraschend hat die Europdische Kommis-
sion im Juli dieses Jahres das gerade erst ge-
schaffene System als nicht mehr ausreichend in-
frage gestellt und die Errichtung einer gemeinsa-
men europaweiten Einlagensicherung vorgeschla-
gen. Zurzeit ist noch unklar, wie der zu erwartende
Vorschlag konkret aussehen wird. Aber es ist wich-
tig, bereits jetzt deutlich Position zu beziehen. In-
sofern bin ich fir den Antrag sehr dankbar.

Eine Vergemeinschaftung der Einlagensicherung
oder auch nur eine sogenannte Ruckversicherung,
die den Ruckgriff auf die deutsche Einlagensiche-
rung ermoglicht, bestraft gerade die Institute, die
ihre Verpflichtung zur Einlagensicherung vorbildlich
erfullt und die sich gerade wahrend der Finanz-
marktkrise am stabilsten gezeigt haben, namlich
die Sparkassen und Genossenschaftsbanken.

(Zustimmung von Adrian Mohr [CDU]
und Christian Grascha [FDP] - Chris-
tian Grascha [FDP]: Nicht nur die In-
stitute, sondern auch die Sparer!)

Solange die vor gut einem Jahr geschaffenen Re-
gelungen zur Einlagensicherung bisher nur selektiv
umgesetzt und an vielen Stellen noch gar nicht mit



Niedersachsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 80. Plenarsitzung am 13. November 2015

Leben erfillt worden sind, kommt ein Vorschlag zu
einer weiteren Veranderung zur Unzeit und fiihrt zu
Verunsicherung, bewirkt also eher das Gegenteil.

(Christian Grascha [FDP]: Sehr richtig!)

Das erst 2014 geschaffene System stellt, wenn es
denn Uberall eingeftihrt ist, sicher, dass in jedem
europaischen Staat ein nationaler Einlagensiche-
rungsfonds geschaffen wird. Es beriicksichtigt
aulerdem die Besonderheiten des deutschen
Bankensystems, da es den Fortbestand der Insti-
tutssicherung der Sparkassen und Genossen-
schaftsbanken sichert, die allen Kunden ohne
summenmalige Begrenzung eine Rickzahlung
ihrer Guthaben garantiert.

Vorschlage zur Vergemeinschaftung der Einlagen-
sicherungssysteme, die schon 2014 gescheitert
sind, begulnstigen bei der jetzigen Ausgangslage
gerade die Banken mit riskanten, aggressiven
Geschéaftsmodellen und setzen die falschen Anrei-
ze.

Gerade die Institutssicherung der Sparkassen und
Genossenschaftsbanken darf nach unserer An-
sicht in keiner Weise durch eine européische Re-
gelung in ihrer Funktionsfahigkeit beeintrachtigt
werden.

Wir sehen schon jetzt eine Regulatorik, die nur
unzureichend zwischen system- und nicht system-
relevanten Finanzinstituten unterscheidet. Die
zunehmende Dynamik bei der Bankenregulierung
bindet besonders bei den regional ausgerichteten
Instituten immer mehr Personalkapazitaten, verur-
sacht Sachkosten und hat damit Auswirkungen auf
die Spielrdume gerade der Genossenschaftsban-
ken und Sparkassen fur das Kreditgeschaft mit
dem Mittelstand.

Kleinere und mittlere in Verblinden organisierte
regionale Bankinstitute in Deutschland, deren Ge-
schéaftsmodelle sich ausdricklich an der Realwirt-
schaft orientieren, stehen unter einem steigenden
Fusionsdruck. Verbunden damit ist die Gefahr,
dass das flachendeckende Netz von Bankstellen
gerade im landlichen Raum nicht mehr sicherge-
stellt werden kann.

Auch die Bundesregierung sieht das von der EU-
Kommission geplante System zur Absicherung von
Spareinlagen kritisch. Dieser Kritik hat sich auch
der Bundestag heute vor einer Woche ange-
schlossen.

Die Vergemeinschaftung von Bankenrisiken schafft
kein Vertrauen in die Bankenlandschaft.

(Zustimmung bei der CDU)

Wichtiger ist es, weitere Vorgaben zur Vermeidung
von Bankenrisiken auf den Weg zu bringen. Der
Vorschlag der CDU-Fraktion, den wir heute disku-
tieren, hat viele richtige Anséatze.

(Zustimmung bei der CDU)

Darauf kénnen wir bei den kinftigen Beratungen
aufbauen. Ich kann mir vorstellen, dass wir auch
zu einem konstruktiven Ergebnis kommen.

Danke.

(Beifall bei der SPD sowie Zustim-
mung bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Frau Geuter. - Fur die FDP-Fraktion
hat jetzt das Wort Herr Kollege Christian Grascha.

Christian Grascha (FDP):

Herr Prasident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Die Lehre aus der Finanzkrise muss unserer
Meinung nach sein, dass auch Banken pleitegehen
kdnnen.

Wolfgang Schauble hat gestern bei der Bambi-
Verleihung vor UbermaR gewarnt, das vieles zer-
stéren kann. Er bezog sich da bewusst auch auf
die Finanzkrise.

(Maximilian Schmidt [SPD]: Herr
Schéuble ist kein guter Ratgeber fur
eine ordentliche Wortwahl!)

Ich meine, dass er damit sehr richtig liegt; denn
das UbermaR, das wir in der Finanzkrise bei vielen
Instituten erlebt haben, wurde dadurch verursacht,
dass die Institute wussten, fur die Risiken, die sie
eingehen, wirden sie nie haften. Dafur hat ja dann
in der Finanzkrise auch der Steuerzahler gehaftet.
Damit muss ein Ende gemacht werden. Daraus
missen wir die richtigen Schlisse ziehen.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
von Adrian Mohr [CDU])

Deswegen missen Handeln und Haften wieder
zusammengefihrt werden. Die Eigenkapitalstruktur
der Finanzmarktakteure muss gestarkt werden.
Dafir waren Bankenunion, Abwicklungsmecha-
nismus und auch die Anforderungen fiir eine ein-
heitliche Einlagensicherung auf der européischen
Ebene genau richtig.
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Was wir, genauso wie die CDU-Fraktion, ganz klar
ablehnen, ist eine Vergemeinschaftung der Ban-
keneinlagen. Die deutschen Sicherungsinstrumen-
te funktionieren. Darauf hat die Kollegin Geuter
hingewiesen. Es wurde schon eingezahlt; sie sind
voll. Selbstverstandlich wiirde es, wenn wir jetzt
sagen wirden, das legen wir einfach tber die Eu-
ropdische Union, bei den deutschen Sparern zu
einer massiven Verunsicherung, ahnlich wie bei
der Finanzkrise, fuhren; denn das wirde bedeuten,
dass wir, wenn z. B. eine Bank in Griechenland,
wo es weder Sicherungssysteme noch eine Stabili-
tat in der Bankenlandschaft gibt, ins Trudeln gerat
bzw. pleitegeht, quasi Geld hintiber schieben.

Deswegen gibt es in diesem Haus wie auch insge-
samt kaum einen Dissens. Sowohl die Sparkassen
als auch die Volksbanken und die Privatbanken
wie auch der Sachverstandigenrat sprechen sich
eindeutig gegen die Vergemeinschaftung von Si-
cherungssystemen aus. Der Sachverstandigenrat
spricht sogar davon, dass insoweit ein Wider-
spruch zum Prinzip der Einheit der Haftung und
der Kontrolle bestehe. Genau das ist aus unserer
Sicht der Punkt.

Eine Vergemeinschaftung setzt eindeutig die fal-
schen Anreize. Sie fUhrt dazu, dass sich jene, die
noch keine Sicherungssysteme haben, zurlck-
lehnen und sagen: Irgendjemand in der Européi-
schen Union wird schon flr uns haften. - Diese
Anreize gehen eindeutig in die falsche Richtung.
Wir brauchen eine Politik der Eigenverantwortung,
bei der sich jedes Land national um seine Haus-
aufgaben kiimmert.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Deswegen ist es auch zu kritisieren, dass die
Richtlinie in den Mitgliedstaaten der Europaischen
Union recht sparlich umgesetzt wird. Gerade ein-
mal die Hélfte der Mitgliedstaaten hat diese Richt-
linie umgesetzt.

Herr Mohr ist darauf eingegangen, dass beim
Sparkassenverband einiges zum Thema Regulie-
rung gesagt wurde. Ich denke, dass wir versuchen
sollten, fraktionstbergreifend zu einem Aufschlag
zu kommen; denn die Regulierung ist vom Grund-
satz her zu begrufRen, fuhrt aber in der Form, wie
sie im Moment durchgefiihrt wird, in die falsche
Richtung. Derzeit werfen wir quasi alle Institute in
einen Topf, und eine international agierende
Grol3bank wird genauso behandelt wie die Spar-
kasse in Bad Sachsa z. B. Das kann aus unserer
Sicht nicht funktionieren. In der Européischen Uni-
on bzw. im aullereuropaischen Ausland gibt es
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Beispiele dafir, wie es anders funktionieren kann.
In der Schweiz z. B. wird das Regulierungsausmali}
danach festgelegt, wie grol3 und wie systemrele-
vant eine Bank ist. Dort kann man sich, so denke
ich, eine Menge abschauen.

Kurz und gut - ich komme zum Schluss -: Die Ge-
schichte hat gezeigt, dass Vergemeinschaftungen
immer schlecht sind. Deswegen lehnen wir diesen
Bankeneinlagensozialismus ganz klar ab.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Danke, Herr Kollege Grascha. - Fir die Fraktion
Biindnis 90/Die Griunen hat jetzt Herr Abgeordne-
ter Gerald Heere das Wort.

Gerald Heere (GRUNE):

Sehr geehrter Herr Prasident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Die deutsche Einlagensi-
cherung, insbesondere bezuglich der Sparkassen
und Volksbanken, ist weltweit vorbildlich. Dieses
System starkt das Vertrauen insbesondere in den
lokalen Sparkassen- und Bankensektor, aber dar-
Uber hinaus auch in den Banken- und Wirtschafts-
standort Deutschland. Versuche der EU-Kommis-
sion in der Vergangenheit, auf dieses Einlagensi-
cherungssystem zuzugreifen, sind parteitbergrei-
fend zuriickgewiesen worden, zum Glick mit Er-
folg. Aus diesem Grund teilen wir die grundsatzli-
che Intention des vorliegenden EntschlieBungsan-
trags.

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Allerdings liegt das Entscheidende immer im De-
tail, weshalb wir im Ausschuss uber einige Ele-
mente sprechen mussen. Was meinen Sie, liebe
CDU, z.B. im zweiten Absatz des Feststellungs-
teils mit dem Satz, eine weitere Europaisierung der
Einlagensicherung sei abzulehnen? Ist es inzwi-
schen schon MaRgabe der vorgeblichen Europa-
partei CDU, européische Ldsungen ohne jegliche
Differenzierung abzulehnen? - Bitte nicht!

Ein weiterer Punkt. Sie lehnen im dritten Absatz -
Herr Mohr hat das eben in seiner Rede auch be-
statigt - eine europaische Einlagenriickversiche-
rung pauschal ab. Aber mit unreflektierten Vorfest-
legungen bei komplexen européischen Diskussio-
nen sollte sich ein Landesparlament vielleicht doch
besser zurtickhalten.
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Bezlglich dieser Thematik ist es wichtig, einmal
die Fakten deutlich zu machen. Wir lehnen es alle
gemeinsam ab, dass bei Schieflagen von Banken
anderer Lander direkt in die gut gefillte Einlagen-
sicherung z. B. von Sparkassen und Volksbanken
in Deutschland gegriffen wird. Darin sind wir uns
vollig einig. Das Modell einer Einlagenrickversi-
cherung stellt dies jedoch gar nicht infrage. Statt-
dessen wirde oberhalb der nationalen Einlagensi-
cherungssysteme ein europaisches System auf
Versicherungsbasis etabliert, und zwar ohne
Durchgriffsrecht in die nationale Einlagensiche-
rung.

(Adrian Mohr [CDU]: Und wer bezahit
das? Das muss jemand bezahlen!)

Einen solchen Vorschlag, der jetzt von der EU-
Kommission angedacht wird, sollte man zumindest
erst einmal grundlich prifen, natdrlich nicht vo-
raussetzungslos. Auch fiir uns sind bestimmte
Vorarbeiten wie - endlich - die Vereinheitlichung
der Standards fur die nationalen Einlagensiche-
rungen sehr wichtig. Insofern teile ich ausdricklich
die Kritik, die bislang alle Fraktionen hier vorge-
bracht haben. Vielleicht erledigt sich damit auch
die Notwendigkeit einer Rickversicherung. Aller-
dings sollten wir einen solchen Vorschlag zur még-
lichen Starkung der dritten S&ule neben Banken-
aufsicht und Abwicklungsmechanismus zumindest
prufen; denn es geht hierbei ja auch um die Stabili-
tat im System.

Wir erinnern uns: Instabilitdt im Finanzsektor ist die
gréRte Gefahr. Was passiert denn, wenn ein natio-
nales Einlagensicherungssystem versagt? Der
Nationalstaat muss eingreifen. Am Ende kénnen
dadurch ganze Staaten in Schieflage geraten. Wir
haben das bei Zypern und auch bei Griechenland
gesehen. Folgen dieser Schieflage sind massive
Belastungen, die auch auf die anderen européi-
schen Staaten und somit auch auf unsere Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler Gbergehen. Im Ge-
gensatz dazu wére ein Versicherungssystem fir
uns alle doch eindeutig die bessere und glnstigere
Option.

(Beifall bei den GRUNEN)

Uber die erforderlichen Rahmenbedingungen
mussen wir uns natdrlich unterhalten. Das verlangt
auch ein bisschen Debatte. Allerdings ist es nicht
sinnvoll, hier vorzeitig die pauschale Ablehnung
eines solchen Versicherungssystems zu beschlie-
Ren.

In diesem Sinne freue ich mich auf die Ausschuss-
beratung. Vielleicht gibt es ja die Moglichkeit, an
irgendeiner Stelle zusammenzukommen.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Kollege Heere. - Fir die Landes-
regierung spricht jetzt Herr Minister Schneider. Sie
haben das Wort, Herr Minister.

Peter-Jirgen Schneider, Finanzminister:

Vielen Dank. - Herr Préasident! Meine Damen und
Herren! Ich kann es angesichts der doch weitge-
henden Ubereinstimmung kurz machen. Die Ban-
kenunion ist richtig. Darin stimmen wir, glaube ich,
alle Uberein. Man muss natirlich auch zugeben,
dass in dieser Logik eine gemeinsame Sicherung
durchaus Platz hat, aber wir kbnnen diesem Ge-
danken nicht nahertreten, solange es in Europa
keine vergleichbare Umsetzung und insbesondere
keine vergleichbare Fullung der entsprechenden
Sicherungstopfe gibt. Das ist ein langer, wahr-
scheinlich sehr langer Weg, und ob wir Gberhaupt
zu diesem Ziel kommen, ist aus heutiger Sicht
schwer einzuschatzen.

Einigkeit in dieser Hinsicht gibt es nicht nur im
Landtag, sondern auch zwischen den Landern und
in der aktuellen Bundespolitik. Die Koalitions-
partner im Bund haben sich insoweit festgelegt,
und sie haben bei dieser Festlegung gegen eine
Vergemeinschaftung der Einlagensicherung zum
gegenwartigen Zeitpunkt die Unterstlitzung, wenn
ich es richtig Uberblicke, aller oder jedenfalls der
allermeisten Landesregierungen, in jedem Fall die
Unterstitzung der Niedersachsischen Landesre-
gierung. Insoweit stelle ich hier breite Uberein-
stimmung fest.

Vielen Dank.

(Beifall)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-
gen zu Tagesordnungspunkt 38 liegen nicht vor.
Deswegen schlieBen wir die erste Beratung.

Wir kommen zur Ausschussiiberweisung.

Der Ausschuss fir Haushalt und Finanzen soll
federfiihrend tatig sein. Wer so entscheiden moch-
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te, den bitte ich um das Handzeichen. - Das ist
ausreichend unterstiitzt und damit so beschlossen.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 39:

Erste Beratung:

Asylverfahren entlasten und voriubergehenden
Schutz durch spezifischen Flichtlingsstatus
gewahren - Gesetzentwurf zur Gewéahrung vor-
Ubergehenden nationalen humanitaren Schut-
zes in den Bundesrat einbringen - Antrag der
Fraktion der FDP - Drs. 17/4521

Zur Einbringung des Antrags erteile ich dem Abge-
ordneten Jan-Christoph Oetjen das Wort. - Bitte,
Herr Kollege!

Jan-Christoph Oetjen (FDP):

Vielen Dank. - Sehr geehrter Herr Prasident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir alle wissen:
Das grofdte Problem in der aktuellen Fluchtlingssi-
tuation ist, dass das Bundesamt fiir Migration und
Flichtlinge vollig Uberlastet ist. Herr Minister Pisto-
rius hat uns gestern die Zahlen genannt. In Nie-
dersachsen werden pro Woche derzeit 1 000 An-
trdge entgegengenommen, wahrend gleichzeitig
7 000 Menschen neu ankommen. Das ist ein Delta
von 6 000 pro Woche. Auf die Bundesrepublik
hochgerechnet, sind es 70 000 Neuankémmlinge
pro Woche.

Wegen dieser Uberlastung kommt die Abarbeitung
der Asylantrdge nicht voran. Nach der BAMF-Sta-
tistik vom September sind in Deutschland 300 000
Asylverfahren anhéngig. Dazu kommen etwa
500 000 in EASY registrierte Asylbewerber, die
noch keinen Asylantrag gestellt haben. In Nieder-
sachsen sind es etwa 50 000, und ich gehe davon
aus, dass es in anderen Bundeslandern im Prinzip
nicht anders aussieht. Dazu kommen ferner dieje-
nigen Asylbewerber, die bereits eingereist, aber
noch nicht in EASY registriert sind. Auch dies ist
eine sechsstellige Zahl.

Etwa 45 % der Asylbewerber kommen aus Syrien
und dem Irak. Wir gehen davon aus, dass das
Bundesamt fur Migration und Fluchtlinge mit dem
Vorschlag, den wir hier vorgelegt haben, auf einen
Schlag um etwa 500 000 Antréage entlastet werden
konnte. Eine solche Entlastung, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, braucht das Bundesamt
ganz dringend, damit es sich um die anderen dort
anhangigen Asylantrage kiimmern kann.
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(Beifall bei der FDP, bei der CDU und
bei den GRUNEN)

Was genau schlagen wir vor? - Wir wollen im Aus-
lAnderrecht einen neuen Schutzstatus schaffen:
den ,vorubergehenden nationalen humanitaren
Schutz”. Dieser Schutzstatus soll Burgerkriegs-
flichtlingen aus Syrien und dem Irak nach Identi-
tatsfeststellung pauschal zugesprochen werden. -
Ich erinnere an den Offenen Brief des Mitarbeiters
des BAMF, den wir heute in der Welt haben lesen
kdnnen. Er zeigt, wie dramatisch die Situation ist.
Naturlich muss die Identitat eines jeden festgestellt
werden. Da missen wir auch wieder hinkommen.

(Helge Limburg [GRUNE]: Klar!)

Aber nach der Identittsfeststellung soll diesen
Burgerkriegsfluchtlingen nach unserem Vorschlag
ganz unbirokratisch der voribergehende humani-
tére Schutz zugesprochen werden.

Damit wollen wir Burgerkriegsflichtlinge allerdings
nicht vom Asylverfahren ausschlieRen. Das sage
ich hier ganz deutlich, weil das vor dem Hinter-
grund der Erfahrungen der 90er-Jahre auch miss-
verstanden werden konnte. Wir wollen nicht, dass
sich die Burgerkriegsflichtlinge wie in den 90er-
Jahren gegen einen Asylantrag entscheiden mus-
sen, um das vorlaufige Aufenthaltsrecht zu be-
kommen, sondern ihr Asylantrag soll lediglich ru-
hen. Das lieRe sich auf Bundesebene gesetzlich
beschlieBen. Das Individualrecht auf Asyl wirde
dadurch nicht ausgehdhilt.

Anders als in den 90er-Jahren wollen wir Kriegs-
flichtlinge auch nicht vom Arbeitsmarkt ausschlie-
Ren. Das war einer der grof3ten Fehler, die wir
damals gemacht haben, verehrte Kolleginnen und
Kollegen.

(Zustimmung bei der FDP - Christian
Durr [FDP]: Sehr richtig!)

Wir wollen, dass sich Asylbewerber mit der Zutei-
lung des vorubergehenden humanitaren Schutzes
auf dem Arbeitsmarkt betéatigen kénnen, und zwar
ohne Vorrangprifung - dieses Instrument gehort
dringend abgeschafft -, damit sie die Mdglichkeit
haben, sich wirtschaftlich zu integrieren.

Wir wollen fiir die Zeit des voriibergehenden hu-
manitaren Schutzes auch den Familiennachzug
ermoglichen. Verehrte Kolleginnen und Kollegen,
ich will an dieser Stelle deutlich sagen: Den Fami-
liennachzug auszusetzen, hatte nur einen einzigen
Effekt: ndmlich dass die Schlepper- und Schleu-
serkriminalitat drastisch ansteigen wirde. Deswe-
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gen sieht unser Vorschlag vor, dass in der Zeit des
vorubergehenden humanitdren Schutzes die Fami-
lien nachreisen und zu uns kommen kann. Ich
finde, das ist ein wichtiger Punkt.

(Beifall bei der FDP, bei der SPD und
bei den GRUNEN)

Deswegen halten wir es auch fir vertretbar, dass
die Asylantrage zurtickgestellt werden - da fur die
Burgerkriegsflichtlinge damit keine Schlechterstel-
lung gegeniuber den subsidiar Schutzbedrftigen
verbunden ist. Nach Ablauf des voribergehenden
humanitéaren Schutzes lebt der Asylantrag wieder
auf, sodass geprtft werden kann, ob eine individu-
elle Verfolgung gegeben ist oder die Genfer
Flichtlingskonvention greift.

Ich will klar sagen: Unser Vorschlag fihrt nicht
dazu, dass wir auch nur einen einzigen Asylbe-
werber weniger haben. Aber das ist auch nicht
unser Ansatz. Daflr mussen andere Instrumente
geschaffen werden. Mit unserem Vorschlag gewin-
nen wir Zeit, und das Bundesamt fur Migration und
Fluchtlinge bekommt Luft, sich um die Antrége zu
kiimmern, die es ansonsten ja auch noch gibt.

Wir wollen mit unserem Vorschlag erreichen, dass
Burgerkriegsflichtlinge direkt integriert werden
kénnen. Sie wirden ja ohnehin voribergehend
hier bleiben, selbst wenn sie im alten Asylverfah-
ren verblieben; denn schlie3lich schieben wir in die
Kriegsgebiete nicht ab. Sie bleiben also hier, und
deswegen mussen wir ihnen die Integration ermdg-
lichen.

Flankierend soll unser vortibergehender humanita-
rer Schutz durch ein Einwanderungsgesetz ergéanzt
werden - das muss auf Bundesebene auf den Weg
gebracht werden -, damit diejenigen, die sich in der
Zeit, in der sie hier sind, hier integrieren, hier ihren
Lebensunterhalt verdienen und mit ihrer Familie
hier bleiben, die Chance haben, auch dauerhaft
hier zu bleiben.

Ich sage auch klar: Diejenigen, die sich hier nicht
integrieren, die nicht unsere Sprache lernen wollen
und die unser Grundgesetz nicht anerkennen,
mussen nach Ablauf des voribergehenden huma-
nitdren Schutzes wieder in ihre Heimat zurtickkeh-
ren. Das ist die andere Seite der Medaille. Aber
wie gesagt: Wir wollen, dass Integration mdglich
ist.

Ich komme zum Schluss. Unser Gesetzentwurf ist
nicht in Stein gemeiRelt. Er ist ein Vorschlag, der
ernsthaft diskutiert werden sollte, weil wir dringend

eine Losung fur das Problem, das wir derzeit ha-
ben, brauchen.

Ich weil3, dass es auch Kritikpunkte an unserem
Vorschlag gibt. Sie betreffen beispielsweise die
Frage, ob die Zustandigkeit auf kommunaler Ebe-
ne oder auf Landesebene liegen soll.

(Petra Tiemann [SPD]: Genau, das
haben wir gerade hier diskutiert!)

Da sind wir verhandlungsbereit; das ist Uberhaupt
keine Frage. Aber klar ist: Die Menschen drauf3en
erwarten, dass die Politik Losungen bietet.

(Christian Durr [FDP]: Und zwar
schnell!)

Wir haben Ihnen hier einen konkreten Losungsvor-
schlag unterbreitet. Ich lade Sie ein, dartber kon-
struktiv zu debattieren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Kollege Oetjen. - Das Wort hat
jetzt der Kollege Dr. Christos Pantazis, SPD-Frak-
tion.

Dr. Christos Pantazis (SPD):

Sehr geehrter Herr Prasident! Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen! Lassen Sie mich, bevor ich mich
mit dem hier zur ersten Beratung vorliegenden
Bundesratsgesetzentwurf befasse, eine kurze Ein-
schéatzung der Gesamtlage abgeben.

Deutschland sieht sich im Jahr 2015 mit den Her-
ausforderungen einer Flichtlingskrise konfrontiert.
Der Innenminister hat dies vorhin im Anschluss an
die Geschaftsordnungsdebatte nochmals heraus-
gestellt. Ein Politmagazin schreibt dieser Tage:
.Nachdem Deutschland ein Sommermaéarchen er-
lebt hat, droht in der Flichtlingskrise nun winterli-
che Desillusionierung.”

Auch in diesem Plenarabschnitt - wir haben es in
den letzten Tagen erlebt - hat die Fluchtlingspolitik
erneut einen besonderen Stellenwert und sorgt
zugleich fur hitzige Debatten. Alle Politikebenen in
unserem Land laufen in dieser Frage auf Hochtou-
ren. Die Landesregierung, deren Krisenstabe im
Schichtbetrieb arbeiten, musste viele Kommunen
bei der Erstaufnahme um Amtshilfe bitten und
schaffte gleichzeitig Tausende weitere Platze in
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den landeseigenen Erst- und Notaufnahmeeinrich-
tungen.

Auf der Bundesebene allerdings blieb unsere zent-
rale Forderung - Herr Oetjen hat das gerade aus-
formuliert -, die bessere Ausstattung des Bundes-
amtes fir Migration und Flichtlinge, lange uner-
fullt. Ferner missen die Asylverfahren schneller
und besser abgeschlossen werden; denn noch
immer stauen sich Hunderttausende Asylantrage
beim BAMF, das dem Bundesinnenministerium
unterstellt ist.

Und obwohl schon allein das als unbefriedigend
erscheint, wird der Richtungsstreit innerhalb der
Union immer deutlicher. Die Bundeskanzlerin er-
scheint vollig isoliert. Eine Richtung ist bei den
Unionsparteien lange nicht mehr erkennbar. Sie
schwankt zwischen geschlossenen Grenzen und
dem ,Wir schaffen das!“ der Kanzlerin. Das Ergeb-
nis sind taglich wechselnde, sich widersprechende
Aussagen der beteiligten Minister und eine
schweigende Kanzlerin. Krisenmanagement, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen, schaut sicherlich
anders aus.

Die Menschen in unserem Land haben angesichts
der aktuellen Herausforderungen eine klare Erwar-
tungshaltung an die Politik. Sie wollen, dass wir
Orientierung geben und klar sagen, wie es weiter-
gehen wird. Sie wollen nicht, dass in dieser Situa-
tion die Fluchtlingspolitik aus parteitaktischen
Uberlegungen skandalisiert wird, weil das
schlichtweg verantwortungslos wéare und das Ver-
trauen in unsere Demokratie untergraben wurde.
Genau das ware die Lawine, die hierdurch etwas
unvorsichtig losgetreten werden wirde, verehrte
Kolleginnen und Kollegen von der CDU. Nein, sie
wollen, dass wir gemeinsam und konstruktiv die
Herausforderungen der aktuellen Flichtlingssitua-
tion meistern.

(Jorg Bode [FDP]: Aha! Jetzt geht es
los!)

Deswegen und genau aus diesem Grund - jetzt
komme ich zu lhrem Antrag - weil3 ich lhren hier
zur Erstberatung vorliegenden Antrag zu einem
Gesetzentwurf, verehrte Kolleginnen und Kollegen
von der FDP und Herr Oetjen, grundséatzlich sehr
zu waurdigen, sorgt er doch fir eine Versachlichung
der aktuellen Fluchtlingsdebatte, die Uber weite
Strecken von einer Politik der inszenierten Empo-
rung geleitet war, an der Sie Ubrigens nicht immer
ganz unbeteiligt gewesen sind.
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(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Sie
auch! - Christian Durr [FDP]: Sie wa-
ren natirlich total brav!)

Ferner verfolgt er im Kern eine Migrationspolitik,
der wir uns seit dem Regierungswechsel 2013
verschrieben haben, namlich dem gesellschaftspo-
litisch selbstverstandlichen Anspruch auf Teilhabe.

Wenn wir uns hier schon sachlich Uber einen
grundsétzlich konstruktiven Vorschlag unterhalten -
Herr DUrr spricht in seiner Pressemitteilung ja da-
von, man misse die Schitzengraben verlassen -,
dann mussen wir dieses auch einer kritischen Ana-
lyse unterziehen. Wir mussen uns also die Frage
stellen, ob dieser Bundesratsgesetzentwurf und
die darin enthaltenen Forderungen der Gewahrung
eines vorubergehenden humanitdren Schutzes in
Kombination mit einem Einwanderungsgesetz
geeignete Mittel darstellen, die heillos Uberforderte
Bundesebene zu entlasten und gleichzeitig die
Fluchtlinge, die in unserem Land eine neue Heimat
gefunden haben, in unser Gemeinwesen zu integ-
rieren. Ob die vorgeschlagene Regelung ein ge-
eignetes Mittel ist, dieses Ziel zu erreichen, kann
aus nachfolgenden Grinden auch kritisch begut-
achtet werden - ich méchte da ruhig einige Punkte
ansprechen -:

Erstens. Die Betroffenen werden vielfach auch
Flichtlinge im Sinne der Genfer Flichtlingskonven-
tion sein. Der Fluchtlingsstatus ist sicherer als der
des voribergehenden Schutzes.

Zweitens. Betroffene haben jederzeit weiter die
Madglichkeit, einen Asylantrag zu stellen. Dieser
ruht nach dem Entwurf fir den Zeitraum der Unter-
schutzstellung, ist aber nach Ablauf der Unter-
schutzstellung zu entscheiden. Das Problem
schiebt sich somit in die Zukunft. Die Regelung
zielt mit der Hochstdauer von drei Jahren auf end-
liche Konflikte und eine Rickkehr in die Heimat-
lander ab. - Denken Sie daran: Syrien dauert lan-
ger als drei Jahre.

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Das
kann man verlangern!)

Ist die Ruckkehrmdglichkeit nach drei Jahren un-
wahrscheinlich, wird letztlich nur geschoben.

Drittens. Es ist davon auszugehen, dass Asylan-
trage spatestens nach Ablauf der Unterschutzstel-
lung gestellt werden. Zum einen wegen Einschréan-
kungen in der Rechtsstellung bei Unterschutzstel-
lung gegentber dem Asyl, insbesondere beim
Familiennachzug - nur bei Trennung der Familie im
Herkunftsstaat. Zum anderen zeigt dies die Erfah-
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rung mit den Landesaufnahmeprogrammen, aus
denen heraus ebenfalls eine hohe Anzahl von
Asylantragen gestellt worden ist.

Viertens. Die Anwendung der vorgeschlagenen
Regelung wirde vollstdndig im Ermessen des
Bundes stehen. Somit ist ungewiss, ob sie jemals
zur Anwendung kommen wiirde. Das heil3 nicht,
dass man nicht den Versuch starten kann. Einlas-
sungen des Bundesministeriums des Innern und
des Bundesinnenministers - ich erinnere nur an die
AuBerungen zum subsididren Schutz syrischer
Flichtlinge - lassen das nicht unbedingt erwarten.

Funftens. Die Entlastung des Bundes, die Sie eben
angesprochen haben, erfolgt einseitig zulasten der
Lander und Kommunen. In der Folge obliegt es
den Auslanderbehérden, z. B. die notwendige Kla-
rung der ldentitat der Betroffenen herbeizufihren.
Die Kosten fiir den gesamten Zeitraum des vor-
Ubergehenden Schutzes mussten die Lander tra-
gen. Andererseits ist fraglich, ob die Lander es
hinnehmen wollen - schlielich handelt es sich um
eine Bundesratsinitiative -, das BMI als das fir das
BAMF zusténdige Ressort dariiber entscheiden zu
lassen, ob und wann hier entlastet wird.

Sechstens. Im Ubrigen gibt es auch jetzt schon
nationale Regelungen, mit denen die Lander und
der Bund Personen auf3erhalb des Asylverfahrens
aufnehmen kodnnen: Aufnahmeprogramme nach
§ 23 Abs. 1 und 2, hier allerdings selbstverstand-
lich ohne Ruhen des Asylverfahrens.

Siebtens. SchlieBlich dirfte die Unterschutzstel-
lung die Mdglichkeit des legalen Zugangs in die
Bundesrepublik zur Folge haben. Hier kénnten
Anreize entstehen, die von vielen Landern in der
aktuellen Situation eventuell nicht unbedingt ge-
wollt sind.

Achtens. Dariliber hinaus wirden mit der vorge-
schlagenen Regelung europapolitisch eventuell
auch bedenkliche Signale gesendet. Wahrend die
zugrunde liegende Richtlinie gerade auf eine ge-
meinsame europdaische Lésung abzielt und einen
Solidaritadtsmechanismus durch MaRhahmen einer
ausgewogenen Verteilung zwischen den Mitglied-
staaten in Gang setzen soll, wéare die vorgeschla-
gene Ldsung eine Abkehr von Dublin und die Nati-
onalisierung einer eigentlich européischen Lésung.

Verstehen Sie mich bitte nicht falsch, Herr Oetjen:
Ihrem Wunsch entsprechend habe ich mich aus
dem sprichwoértlichen Schitzengraben, von dem
Herr Dirr in seiner Pressemitteilung gesprochen
hat, begeben

(Christian Durr [FDP]: Aber nur mit
der Nasenspitze!)

und mich mit dem Bundesratsgesetzentwurf, der
keine politische Farbe tragt, kritisch auseinander-
gesetzt, und ich habe noch Beratungsbedarf.

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Herr Kollege, darf ich Sie unterbrechen? - Frau
Lorberg wirde lhnen gerne eine Zwischenfrage
stellen. Lassen sie die zu?

Dr. Christos Pantazis (SPD):

Ich wirde gerne weiter ausfiihren.

(Editha Lorberg [CDU]: Aber es ist
doch wichtig!)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Sie mdchten weiterreden. Bitte!

Dr. Christos Pantazis (SPD):

Im Sinne einer teilhabeorientierten Migrationspoli-
tik - das ist ja der Grundzug Ihres Gesetzentwurfs -
freue ich mich daher auf die anstehende Beratung
im federfuhrenden Innenausschuss.

Hinsichtlich der von lhnen beméangelten politisch-
ideologischen Schitzengraben bei der Bewalti-
gung der Herausforderungen der aktuellen Fliicht-
lingskrise erlauben Sie mir abschliel3end folgende
Bemerkung:

Seien Sie gewiss: Konstruktiven Vorschlagen, so
wie diesem, und ernst gemeinten Beitrdgen in der
aktuellen Debatte stehen wir auch weiterhin offen
gegeniber. Einer populistisch angehauchten Poli-
tik der inszenierten Empo6rung, die lediglich zum
Ziel hat, die aktuelle Fluchtlingskrise zum Spielball
von parteipolitischen Interessen zu machen, wer-
den wir jedoch auch weiterhin entschieden eine
deutliche Absage erteilen.

Herzlichen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Herr Dr. Pantazis. - Es folgt eine
Kurzintervention des Kollegen Oetjen, FDP-Frak-
tion. Sie haben 90 Sekunden.
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Jan-Christoph Oetjen (FDP):
Herr Prasident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Herr Kollege Pantazis, ich mdchte auf zwei
Punkte eingehen.

Erstens. Die Richtlinie zielt in der Tat darauf ab,
dass die Europdische Union gemeinsam handelt.
Nach dem, was in den vergangenen Monaten pas-
siert ist, habe ich jedoch nicht den Eindruck, dass
die Europaische Union schnell zusammenfinden
wird. Aber das Problem besteht jetzt! Deswegen
zielt unsere Initiative eben nicht darauf ab, zu war-
ten, dass in der Européaischen Union alle unter
einen Hut kommen und man einen Beschluss des
Europdischen Rates bekommt, sondern darauf,
dass wir eigenstandig auf nationaler Ebene han-
deln. Verehrte Kolleginnen und Kollegen, nach
meinem Eindruck sind die anderen Lander von der
Flichtlingskrise nicht so stark betroffen wie wir,
und deswegen glaube ich auch nicht, dass die
Europdische Union zu einem schnellen Handeln
kommt.

Zweitens moéchte ich noch einmal deutlich machen,
dass viele der Punkte, die Sie kritisch angespro-
chen haben, unserem Vorschlag gar nicht inne-
wohnen. Wir wollen nicht, dass die Menschen vom
Asylverfahren ausgeschlossen werden und ihnen
gegebenenfalls der Status nach der Genfer Fliicht-
lingskonvention oder, wenn sie verfolgt werden,
der Asylstatus, zuteil wird. Das Asylverfahren soll
zu einem spéateren Zeitpunkt sehr wohl durchge-
fuhrt werden. Mit unserem Vorschlag gewinnen wir
Zeit bei der Bearbeitung der Asylantrage - und Zeit
ist genau das, was das Bundesamt fir Migration
und Fluchtlinge jetzt braucht, verehrte Kolleginnen
und Kollegen. Deswegen ist dieser Ansatz aus
meiner Sicht nach wie vor richtig.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Mdchte die SPD-Fraktion erwidern? - Das ist nicht
der Fall. Dann geht es weiter mit den Wortmeldun-
gen. Fiur die CDU-Fraktion spricht in der Debatte
jetzt Frau Abgeordnete Editha Lorberg.

Editha Lorberg (CDU):

Herr Prasident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Dr. Pantazis, ich bin schon ein bisschen er-
staunt gewesen, als Sie in diesem Zusammenhang
vom ,Sommermarchen” gesprochen haben. Haben
Sie diesen Sommer tatsachlich als Marchen dar-
stellen wollen? - Ich finde, das wére dann an Ge-
schmacklosigkeit kaum zu tberbieten.
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(Beifall bei der CDU)

Was hat so ein Flichtlingsdrama mit einem Som-
mermarchen zu tun?

(Petra Tiemann [SPD]: Sie haben das
Zitat nicht verstanden!)

- Ich habe es wohl verstanden. Aber in diesem
Zusammenhang, liebe Frau Tiemann, ist und bleibt
es geschmacklos.

(Frank Oesterhelweg [CDU]J: Richtig!)

Meine Damen und Herren, der Antrag der FDP hat
einen langen und vielversprechenden Titel. Aber
was steckt dahinter?

Ziel des Antrags ist es, die bestehenden Regeln
fur einen durch die EU festgestellten Massenzu-
strom von Vertriebenen nun auch auf einen nur
durch Deutschland festgestellten faktischen Not-
stand auszudehnen. Die Folge ware, dass die
Zustandigkeiten fur die Schutzgewahrung bei syri-
schen Flichtlingen auf die Auslanderamter in den
Kommunen ubertragen wirden. Wesentlich dar-
Uber hinaus geht dieser Antrag im Moment nicht.

Lieber Herr Oetjen, Sie haben zwar noch einige
andere Punkte mit aufgefihrt, die sicherlich in der
Beratung eine Rolle spielen werden, aber hier in
diesem Antrag ist das so noch nicht ersichtlich.

Der im EntschlieBungsantrag enthaltene Gesetz-
entwurf weist einige gesetzestechnische Unklarhei-
ten und Unstimmigkeiten auf. So hétte man die
Bestimmungen zum Aufenthaltsort der Fluchtlinge
und zur Verteilung der Flichtlinge besser nicht in
§ 24 a des Aufenthaltsgesetzes, sondern in den
dazu vorhandenen Abschnitten des Asylgesetzes
geregelt. Das ware der rechtssystematisch besse-
re Weg gewesen. - Diesen Hinweis, lieber Herr
Oetjen, durfte ich lhnen sicherlich geben.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, im Kern
sollen aber vor allem die Entscheidungen lber das
Aufenthaltsrecht syrischer Fliichtlinge vom Bun-
desamt fur Migration und Flichtlinge auf die kom-
munalen Ausléanderamter geschoben werden. Das
halten wir keinesfalls fur sinnvoll. Dass das BAMF
Uberlastet ist, wissen wir alle. Die Organisation hat
in den letzten Jahren und Monaten sehr zu wiin-
schen Ubrig gelassen, und sie war sicherlich an
vielen Stellen absolut nicht optimal und zufrieden-
stellend. Aber mit Herrn Weise sind auch ganz
neue Impulse hineingekommen. Es wird neu auf-
gestellt, und wir werden das Personal - es ist ja
schon zusatzliches gekommen - noch weiter aus-
bauen kénnen. Ich glaube, dass das ganz wichtig
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ist. Die Optimierung der Ablaufe spielt hier auch
eine grofRRe Rolle. Wir sind Uberzeugt, dass wir mit
diesen MalRnahmen Erfolg haben werden, und wir
sind auch tberzeugt, dass das der richtige Weg ist.

Ich weil3, dass die Zeit drangt, und ich weil3 auch,
dass wir die Strukturen sicherlich nicht von heute
auf morgen verandern kénnen. Wir missen da alle
gemeinsam ein bisschen Geduld haben, auch
wenn uns das sicherlich sehr schwer fallt.

Wir sollten auch bedenken, dass gegenwartig alle
Ebenen des staatlichen Handelns, also auch das
Land und besonders die Kommunen, mehr als
herausgefordert sind. Innenminister Pistorius hat
bei der Unterbringung der ankommenden Flicht-
linge leider schon kapituliert und schickt den Grof3-
teil der Ankommenden ohne grof3e Ankiindigung
im Wege der zwangsweisen Amtshilfe in die Kom-
munen. Damit setzt er die Kommunen naturlich
unter ganz erheblichen Druck. Die Amtshilfe wird
nicht nur von uns als Bankrotterklarung des Lan-
des gesehen. Nein, landauf, landab wird das so
gesehen.

Die Kommunen haben also bereits an vielen Stel-
len zu kampfen. Die Aufgaben sind vielfaltig, und
es werden jeden Tag mehr. Wir tdten den Kommu-
nen keinen Gefallen damit, groRe Aufgaben auf sie
zu verlagern, wie es der Antrag vorsieht.

(Christian Dirr [FDP]: Das ist nicht
der Fall, Frau Kollegin! Das ist, glaube
ich, ein Missverstandnis!)

Dartiber missen wir sicherlich reden. Das miissen
wir sicherlich andern.

Niemand kann glauben, dass die Auslanderamter
in den Kommunen schnell das erforderliche Perso-
nal zusammenbekommen wirden. Die Einstel-
lungsverfahren, die jetzt auf Bundesebene laufen,
haben gezeigt, wie schwierig es ist, Personal zur
Verfigung zu stellen.

Meine Damen und Herren, der Vorschlag der FDP
tragt leider nicht dazu bei, den gegenwartigen Zu-
strom zu reduzieren oder zu begrenzen. Tatsach-
lich verfestigt sich damit der gegenwartige Zu-
stand, dass die Fluchtlinge vor allem nach
Deutschland kommen. Unsere Diskussion misste
vielmehr darum kreisen, wie wir es schaffen, auf
humanitare Weise den Zustrom zu reduzieren, und
wie die Flichtlingsunterbringung in Europa gerech-
ter verteilt werden kann. Daneben ist es von Uber-
ragender Bedeutung, dass wir zurtick zu geordne-
ten Verhaltnissen und zu schnelleren Verfahren
kommen.

Der Gesetzentwurf, wie er hier im Entwurf vorliegt,
ist noch nicht der groRe Wurf. Er I6st nicht die an-
stehenden Probleme,

(Dr. Gero Hocker [FDP]: Das ist auch
nicht sein Anspruch!)

sondern verlagert sie nur, und er lasst denen, die
am allermeisten unter den Problemen zu leiden
haben, gar keinen Spielraum mehr.

Von daher hoffe ich sehr auf konstruktive Beratun-
gen in diesem Punkt. Ich hoffe, dass wir am Ende
der Beratungen aus den wesentlichen Punkten des
Antrages, die Sie genannt haben und die sicherlich
positiv zu bewerten sind, einen Mehrwert fir alle
Beteiligten schaffen kdnnen. Das ware eine gute
Ausgangsbasis dafur, in der Fluchtlingskrise ge-
meinsam einen Schritt nach vorn zu kommen.

Ich danke lhnen.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Lorberg. Auch zu lhrer
Rede mdchte der Kollege Oetjen kurz intervenie-
ren. - Sie haben fur 90 Sekunden das Wort.

Jan-Christoph Oetjen (FDP):

Herr Président! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Verehrte Kollegin Lorberg, ich habe den Ein-
druck, dass Sie den Kern des Gesetzentwurfes
nicht erfasst haben oder zumindest ein Missver-
sténdnis vorliegt.

Wir wollen eben nicht das Asylgesetz erganzen,
wie Sie es vorgeschlagen haben. Denn das hatte
zur Folge, dass die Gewahrung humanitaren
Schutzes im Rahmen eines Asylverfahrens gepruft
werden musste.

Wir wollen, dass diese Regelung ins Aufenthalts-
gesetz kommt. Denn die Gewahrung voriiberge-
henden humanitaren Schutzes soll eben nicht von
einer Einzelfallprufung abh&ngen. Entsprechend
misste auch die kommunale Ebene keine solche
Prufung durchfiihren. Sie misste lediglich die Iden-
titét feststellen.

(Dr. Christos Pantazis [SPD] und Pet-
ra Tiemann [SPD] bieten dem Redner
ein Schaubild an)

- Ich gebe das gleich an die Kollegin Lorberg wei-
ter.
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Von daher kdnnen wir uns gerne dariber unterhal-
ten, wie die Zustandigkeiten geregelt und die Kos-
ten erstattet werden sollen. Wir haben tberhaupt
kein Problem damit, hier Kompromisse einzugehen
oder andere konstruktive Vorschlage mit aufzu-
nehmen.

Wir sollten endlich aufhéren, uns dariiber zu unter-
halten, was alles nicht geht. Vielmehr brauchen wir
Vorschlage, wie man es machen kann, und da,
verehrte Kolleginnen und Kollegen, ist unser Ge-
setzesvorschlag ein Baustein.

Er hat nicht den Anspruch, alle Probleme, die die
derzeitige Fluchtlingskrise mit sich bringt, auf einen
Schlag zu l6sen. Einen Vorschlag, der das konnte,
gibt es nicht. Das kann nur modular funktionieren.
Deswegen machen wir diesen Vorschlag, der ein
Baustein sein soll, um dem Bundesamt fur Migrati-
on und Fluchtlinge Luft zu verschaffen in der Abar-
beitung der Antréage.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Klaus-Peter Bachmann:

Ich sehe keine Wortmeldung aus der CDU-Fraktion
zur Erwiderung auf diese Kurzintervention. - Jetzt
hat fir die Fraktion Bundnis 90/Die Griinen der
Kollege Belit Onay das Wort.

Belit Onay (GRUNE):

Vielen Dank. - Herr Prasident! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen
und Kollegen von der FDP, ich méchte lhren Vor-
schlag als Baustein verstehen.

Einen weiteren Baustein, der jetzt noch nicht er-
wahnt wurde und auch nicht in dem Gesetzentwurf
steht, der aber in der Grafik, die Sie mit der Pres-
semitteilung verschickt haben, enthalten ist, ist ein
Einwanderungsgesetz. Das mdchte ich positiv
aufgreifen. Sie wissen, dass die Griinen eine ent-
sprechende Initiative in den Bundestag einge-
bracht haben. Wir haben verfolgen kénnen, wie die
Debatte auf Bundesebene lief. Die GrofRe Koalition
ist sich an dieser Stelle einig, dass sie sich uneinig
ist. Insofern kommen wir da leider erst einmal nicht
weiter. Aber wir werden das hoffentlich weiterhin
verfolgen.

(Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta
Ubernimmt den Vorsitz)
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Wichtig ist vor allem der im Gesetzentwurf formu-
lierte Vorschlag, Birgerkriegsflichtlingen einen
spezifischen Status und voriibergehenden Schutz
zu gewahren.

Ein solcher Ldsungsvorschlag tut not. Der Innen-
minister hat es gestern beschrieben: Wer jetzt
ankommt, kann erst im Mai seinen Antrag beim
BAMF stellen.

(Christian Dirr [FDP]: Das habe ich
gesagt!)

- Das haben Sie, Herr Dirr, gesagt. Entschuldi-
gung!

300 000 offene Verfahren beim BAMF sprechen fur
sich. Das BAMF braucht eine Entlastung.

Da kommt diese Uberlegung eigentlich gar nicht so
schlecht daher, zumindest was die StofRrichtung
angeht: Es soll eine Ausnahme fiir eine bestimmte
Gruppe von Fluchtlingen geschaffen werden.
Ihnen soll erméglicht werden - das haben Sie in
Ihrem Antrag formuliert -, an Integrationskursen
teilzunehmen; das habe ich positiv aufgenommen.
Auch der Familiennachzug und der Zugang zum
Arbeitsmarkt - das wurde schon erwéhnt - sollen
geregelt werden. Insofern enthéalt der Vorschlag
einige richtige Punkte. Das Warten hatte ein Ende,
und das BAMF wirde entlastet.

Dieser Vorschlag ist nicht ganz neu. Es gibt ver-
schiedene Ansétze. Die Justizministerin hat in
einem HAZ-Interview einen &hnlichen Vorschlag
gemacht. Sie hat darauf hingewiesen, dass es
absurd ist, eine Einzelfallprifung vorzusehen,
wenn die Situation im Herkunftsland so Klar ist.

Ich méchte nicht versaumen, an dieser Stelle auf
die gestrige Justizministerkonferenz hinzuweisen,
auf der die Justizministerin sich im Sinne Nieder-
sachsens ausdricklich fir eine Entkriminalisierung
von Fluchtlingen und eine Entburokratisierung des
Verfahrens, was die Strafverfolgung bei illegalem
Grenzibertritt angeht, sowie fiir eine Vereinheitli-
chung der Rechtsprechung durch die Einflihrung
eines Rechtsmittels im Asylbereich starkgemacht
hat. Vielen Dank an die Niedersachsische Justiz-
ministerin!

(Beifall bei den GRUNEN sowie Zu-
stimmung bei der SPD und von Jan-
Christoph Oetjen [FDP])

Unsere Landesbeauftragte, Doris Schréder-Kopf,
hat - daran wird sich Herr Oetjen erinnern kénnen -
im Innenausschuss einen guten Vorschlag ge-
macht, der im Kern auf dasselbe abzielt wie lhr
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Antrag. Sie hat auf die Regelung zu sicheren Her-
kunftsstaaten hingewiesen, die zulasten der Men-
schen wirkt, die aus diesen Landern hierher kom-
men, und vorgeschlagen, Uber eine Regelung zu
unsicheren Herkunftsstaaten - namentlich Syrien -
zu reden.

(Glocke der Préasidentin)

Es wirde sich zugunsten der von dort kommenden
Personen auswirken, sie aus dem Ublichen Verfah-
ren herauszunehmen, und es wirde die Ubrigen
Verfahren beschleunigen.

Die Grunen haben in den Verhandlungen um den
Asylkompromiss immer wieder vorgeschlagen,
Kontingente zu schaffen. Sie haben gefordert,
Flichtlingen einen sicheren Weg zu eroffnen, auf
dem sie mit ihren Familien zu uns kommen koén-
nen, und diesen Menschen einen anderen Rechts-
status zuzuweisen.

Insofern gibt es eine ganze Anzahl von Vorschla-
gen. Ich bin sehr gespannt, wie die Diskussion im
Innenausschuss laufen wird.

Wir missen uns nattrlich immer vor Augen fihren,
welche positiven Wirkungen auf Bundesebene wir
uns erhoffen kénnen. Ich glaube, einen &hnlichen
Antrag hat die FDP in den Landtag NRW einge-
bracht.

(Jan-Christoph Oetjen [FDP]: Ja!)

Deshalb hat es mich, muss ich ehrlich sagen, sehr
verwundert, dass CDU und FDP sich hinter
Thomas de Maiziére stellten, als er mit der Forde-
rung herauskam, den Familiennachzug zu begren-
zen.

(Glocke der Préasidentin)

Der Tagesspiegel hat dariiber am 9. November in
seiner Onlineausgabe berichtet. Herr Lindner
sprach davon, mit solchen MaRnahmen muisse
man die ,Sogwirkung nach Deutschland ... redu-
zieren".

(Christian Grascha [FDP]. Das sagte er
nicht! Das steht nicht in dem Artikel!)

Dem mdchte ich ausdricklich widersprechen. Der
Begriff ,Sogwirkung“ kommt immer wieder in die
Debatte. Es geht hier aber weniger um Sogwirkung
als um Fluchtwirkung.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Onay, Sie missen jetzt leider zum Schluss
kommen.

Belit Onay (GRUNE):

Genau darauf ful3t aber im Grunde auch der An-
trag; da sind wir uns einig.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN sowie Zu-
stimmung von der SPD und von Jan-
Christoph Oetjen [FDP])

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Weitere Wortmeldun-
gen sehe ich nicht, sodass ich die Beratung
schlieBen und zur Ausschussiiberweisung kom-
men kann.

Federfihrend soll der Ausschuss fir Inneres und
Sport sein. Wer so beschlieen modchte, den bitte
ich um das Handzeichen. - Es ist so beschlossen.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 40:

Starkung der betrieblichen und privaten Alters-
vorsorge - Entlastung fir Versicherte und Un-
ternehmen - Antrag der Fraktion der FDP -
Drs. 17/4522

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, diesen
Antrag ohne Aussprache direkt in den Ausschuss
zu Uberweisen. - Ich sehe keinen Widerspruch.
Dann werden wir das so tun.

Federfihrend soll der Ausschuss fiir Soziales,
Frauen, Familie, Gesundheit und Migration sein.
Wer so beschlieRen mdchte, den bitte ich um das
Handzeichen.

(Uwe Schwarz [SPD]: Das stimmt
nicht! - Christian Grascha [FDP]: Wir
wollen den Antrag im Wirtschaftsaus-
schuss beraten! Eigentlich wollt ihr
von der SPD das! Aber wir sind damit
einverstanden!)

- Liebe Kolleginnen und Kollegen, offenbar gibt es
Irritationen. Ich stelle fest, dass es hierzu offenbar
unterschiedliche Auffassungen gibt. Es kommt die
Anregung, dass der Ausschuss flr Wirtschaft,
Arbeit und Verkehr federfuhrend tatig werden soll.

(Jens Nacke [CDU]J: Mir ist das egal!)

Wer so beschlielRen mdéchte, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. - Sie haben mit Mehrheit so
beschlossen.
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Ich rufe nun auf den

Tagesordnungspunkt 41:

Erste Beratung:

Gute Ausbildung fur Niedersachsens Feuer-
wehren - Antrag der Fraktion der SPD und der
Fraktion Bindnis 90/Die Grinen - Drs. 17/4523

Zur Einbringung erteile ich dem Kollegen Klaus-
Peter Bachmann von der SPD-Fraktion das Wort.
Bitte!

Klaus-Peter Bachmann (SPD):

Vielen Dank. - Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! Gute Ausbildung fur Niedersachsens Feu-
erwehren: Wir sprechen tber 130 000 Frauen und
Manner in Niedersachsen, die im Falle von techni-
scher Hilfeleistung, Brandschutz und Katastro-
phenschutz Mittelpunkt der helfenden Hande die-
ses Landes sind.

Ich mochte fur die antragstellenden Fraktionen von
SPD und Griinen deutlich machen, dass wir diesen
Frauen und Mannern fir ihren ehrenamtlichen
Einsatz flr unser Land unendlich dankbar sind.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN sowie Zustimmung bei der
CDU)

Meine Damen und Herren, ich hoffe, wir werden
diesen Punkt heute sachlich beraten, und ich hof-
fe, dass wir auch auf der Basis des dem Parlament
bereits vorliegenden Antrags der CDU-Fraktion,
der im Innenausschuss schon beraten wird, viel-
leicht sogar zu einer gemeinsam getragenen Be-
schlussempfehlung kommen kénnen.

Ich hoffe auch, dass wir heute nicht wieder horen:
.hr habt vor Kurzem die Ausbildungsstatte fur
diese Feuerwehrleute mit Flichtlingen belegt!* Ich
glaube, es ist uns allen klar, dass wir an diesem
Wochenende in einer Notsituation waren, dass
Feuerwehrleute selbst an dieser Entscheidung
beteiligt waren und dass deutlich gemacht wurde,
dass es sich um eine vorubergehende Situation
handelt.

Eines wird, glaube ich, deutlich, ndmlich die Wert-
schatzung der NABK und der Feuerwehren in die-
sem Lande. Die Wertschatzung fur die NABK mit
den Standorten Celle und Loy wird durch die Koali-
tionsfraktionen zum Ausdruck gebracht, indem wir
diesen Antrag vorlegen, meine Damen und Herren.
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(Beifall bei der SPD)

Wir haben rund 125 000 Frauen und Manner in
den freiwilligen Feuerwehren. Diese Zahl ist leider
leicht rucklaufig. Ich darf aber deutlich machen,
dass die in der vorigen Wahlperiode gemeinsam
beschlossene Novelle zum Brandschutzgesetz
erfreulicherweise dazu fiihrt, dass tber die Kinder-
und Jugendfeuerwehren in diesem Lande die Zu-
kunft hoffnungsvoller aussieht. Denn beide - Kin-
der- und Jugendfeuerwehren - haben deutlich zu-
nehmende Mitgliederzahlen, sodass wir keine gro-
e Sorge haben, dass aus dieser motivierten
Nachwuchswelt fir unsere Feuerwehren in Zukunft
nicht ausreichend viele ehrenamtliche Feuerwehr-
leute gewonnen werden kdénnen.

Die Zahl der Berufsfeuerwehrleute steigt an. Das
ist ein Teil des Problems, das ich gleich erlautern
werde, warum wir an der NABK Probleme haben,
den Unterricht nicht bedarfsdeckend realisieren zu
kénnen. Dieses Problem besteht schon seit Jah-
ren; das war auch in der vorigen Wabhlperiode
schon so. Die Zahl der Werkfeuerwehrleute steigt
ebenfalls an. - Das ist der hauptamtliche Bereich.

Priméar geht es hier aber um die Qualifizierung der
ehrenamtlich Tatigen. Worin liegt der Grund, dass
bereits in der vorigen Wabhlperiode - das hat sich in
den beiden letzten zwei Jahren nicht deutlich ver-
bessert; das hat eher stagniert und ist noch
schwieriger geworden - der Unterricht an der
NABK in Celle und Loy nicht vollumfanglich gege-
ben werden konnte?

Unter Nr.4 dieses Entschlielungsantrags wird
deutlich, dass wir parallel zu dem Stufenpro-
gramm, das wir uns gemeinsam vorgenommen
haben, die Attraktivitat der Arbeitsplatze an der
NABK verbessern missen. Die Berufsfeuerwehren
haben es schwer, ausreichend geeignete Bewer-
ber zu finden, die fur die Brandmeister- oder
Brandinspektorenlaufbahn geeignet sind. Das wird
immer schwieriger. Deswegen wechseln viele Kol-
leginnen und Kollegen, die an der NABK unterrich-
ten, sehr gerne auf ausgeschriebene Stellen der
Berufsfeuerwehren, weil dort durch die Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen - sprich: die Rege-
lung zur wochentlichen Arbeitszeit - Stellen zusatz-
lich geschaffen werden mussten und wurden. Das
gilt auch fur die Werkfeuerwehren.

Das bedeutet, dass sich die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter an den Standorten Celle und Loy sehr
genau Uberlegt haben, ob sie zur Berufsfeuerwehr
gehen, um Einsatzpraxis zu haben - nicht nur als
Lehrkrafte -, aber auch, um die entsprechenden
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Zulagen zu bekommen und um die besondere
Altersgrenze in Anspruch nehmen zu kénnen. Das
sind Aspekte, die fur die Dozentinnen und Dozen-
ten an der NABK eben noch nicht Realitat sind.

Deswegen unterstiitzen wir das Innenministerium
mit diesem EntschlielBungsantrag, dass wir insbe-
sondere an der Verbesserung der Attraktivitat der
Arbeitsplatze arbeiten missen. Das kann man zum
Teil 16sen, indem man auch Dozentinnen und Do-
zenten im Angestelltenverhéltnis einsetzt, wenn sie
fachlich geeignet sind. Aber das ist nicht der kom-
plette Lésungsansatz. Vielmehr muss man ernst-
haft dariiber nachdenken, wie die Besoldung die-
ser Dozentinnen und Dozenten im Vergleich zu
Berufsfeuerwehren aussieht, wie es mit der be-
sonderen Altersgrenze und auch mit den Zulagen
aussieht, damit sie uns nicht als aus- und fortbil-
dende Mitarbeiter verlorengehen. Die Wechsel aus
der Dozentenschaft der NABK in die Berufsfeuer-
wehren waren in den letzten Jahren immer das
Problem. Deswegen ist diese Nr. 4 ein sehr wichti-
ger Punkt dieses EntschlieRungsantrags.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Innenminister
hat bereits bei der letzten Verbandausschusssit-
zung des Landesfeuerwehrverbands seinen Stu-
fenplan vorgestellt, um die jetzige Lehrgangsreali-
sierungsquote von 50 % bis zum Ende der Wahl-
periode auf 100 % anzuheben, und dafir grofRe
Zustimmung erhalten. Sie kdnnen das in diesem
EntschlieBungsantrag unter Nr. 1 nachlesen.

Mit diesem EntschlieBungsantrag unterstiitzen wir
ihn auf diesem Weg und sagen: Wir missen das
auch haushaltsméafig abbilden. - Die ersten zu-
satzlichen Stellen sind im aktuellen Haushalt ge-
schaffen. Ob wir sie besetzen und die Kolleginnen
und Kollegen dann auf die Dauer halten kdnnen,
héngt von den Arbeitsbedingungen an der NABK
ab; dessen sind sich alle im Innenministerium be-
wusst. Das ist der Folgeschritt, der jetzt mit zu
I6sen ist, damit die Fluktuation ein Ende hat und
wir wieder zu einem festen und verbindlichen
Lehrkorper in Celle und Loy kommen kdnnen.

Der zweite Teil betrifft die Investitionen. In Loy ist
viel passiert. In Celle sind wir nicht mehr in der
Lage, am Bremer Weg grof3 zu investieren, weil wir
mit der Nr. 2 des EntschlieBungsantrags deutlich
machen, dass wir zu Celle-Scheuen stehen.

(Beifall bei der SPD)

Der erste dortige Bauabschnitt ist in der mittelfristi-
gen Finanzplanung abgebildet. Wir machen unter
Nr. 3 deutlich: Wenn dieser im Rahmen der mittel-

fristigen Finanzplanung in den néchsten Jahren
realisiert wird, soll der zweite Bauabschnitt unmit-
telbar im Anschluss realisiert werden. Die entspre-
chenden Planungen und Vorbereitungen kénnen in
Angriff genommen werden.

(Beifall bei der SPD)

Auch das ist eine wichtige perspektivische Aussa-
ge, die der Landtag erstmals aufgrund des hier von
Rot-Griin vorgelegten EntschlieRungsantrags ver-
bindlich vertreten wird.

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum
Schluss in den Dank an die Feuerwehrleute zwei
Instanzen einbinden, ohne die es nicht geht: ndm-
lich die Kommunen, die als vorbildliche Trager der
Feuerwehren vor Ort fur die Ausrustung alles tun -
das konnen wir landauf, landab feststellen -, die
zum Teil sogar eigene Ausbildungskomponenten
an den feuerwehrtechnischen Zentralen und bei
den Berufsfeuerwehren realisieren. Dafir ist ihnen
herzlich zu danken, dass sie ihre Aufgabe pflicht-
geman erfillen.

(Zustimmung bei der SPD und bei der
CDU)

Aus- und Fortbildung, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ist Sache des Landes. Hier wollen wir heute
erstmals als Parlament eine Landesregierung, die
sich an die Problemlésung macht - das hat es bis
dato in dem Umfang nicht gegeben -,

(Widerspruch bei der CDU)
entsprechend unterstitzen.

Auch die perspektivische Aussage, was die bauli-
che Weiterentwicklung am Standort Scheuen, aber
auch die Fortsetzung der baulichen Entwicklung in
Loy angeht, ist in der Konsequenz von grof3er Be-
deutung fur die Zukunft. Denn nur gut ausgebildete
Feuerwehren sind motivierte Feuerwehren und
stehen uns zur Verfugung. Das gilt im Augenblick
auch in ganz besonderer Weise fur den vorbildli-
chen Einsatz von Feuerwehrleuten bei der Betreu-
ung von ankommenden Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte - die Thematik, die wir hier seit
Tagen, Wochen und Monaten zu Recht erdrtern.
Wir hatten nicht den Stand, den wir haben, wenn
wir nicht unsere Feuerwehrleute im Lande hétten.

Eine letzte Bitte und ein Dank an die Arbeitgeber in
diesem Lande: Freiwillige Feuerwehrleute machen
das fUr null Einnahme. Sie haben Arbeitgeber, die
sie bezahlen und die eine Kostenerstattung be-
kommen. Trotzdem ist natirlich jede Ausfallzeit fur
die Betriebe schwierig. Wir sagen hier ausdriick-
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lich: Dass die Betriebe das tolerieren und unter-
stiitzen, verdient Dank und Anerkennung.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Wir hoffen, dass die Arbeitgeber in Niedersachsen
auf diesem Weg dabeibleiben, weil sie wissen, was
sie an unseren Feuerwehren haben. Denn ein
guter Feuerwehrmann in einem Betrieb ist ein her-
vorragender Praventivmitarbeiter. Er ist in der La-
ge, Unfallverhiitung und Brandschutz zu betreiben.
Deswegen ist es gut, Feuerwehrleute im Mittel-
stand und in den groRen Betrieben zu beschéafti-
gen. Besser kann ein Arbeitgeber gar nicht in die
Sicherheit investieren.

Deswegen freue ich mich auf die Ausschussbera-
tung und hoffe, dass wir in diesem Sinne zu einem
einmutigen Beschluss kommen.

Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Bachmann, fir die Ein-
bringung. - Nun hat das Wort fir die FDP-Fraktion
Herr Kollege Oetjen. Bitte!

Jan-Christoph Oetjen (FDP):

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Frau Prasiden-
tin! Wir haben schon seit Monaten die Debatte,
dass in der NABK Kapazitaten fehlen und dass die
Lehrgdnge nicht mehr so durchgefuhrt werden
kénnen, wie es eigentlich notwendig ware. Das
haben wir als Opposition kritisiert. Die Union hat
sogar einen eigenen Entschlielungsantrag dazu in
den Landtag eingebracht, der seit einigen Monaten
im Innenausschuss liegt. Von daher, verehrte Kol-
leginnen und Kollegen, ist das Thema nicht neu
und wird hier von lhnen, von der SPD und den
Griinen, nicht neu in den Landtag eingebracht, so
wie Sie das hier schon und wortgewaltig darstellen,
Herr Kollege Bachmann, sondern das ist tagliches
Geschaft, tber das wir schon sehr, sehr intensiv im
Innenausschuss diskutiert haben.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Es ist natirlich auch immer schén, dass man Ent-
schlieBungsantrdge einbringt, die das Regierungs-
handeln unterstutzen und das, was der Minister
auch schon der Feuerwehr mitgeteilt hat, noch
einmal in Worte fasst und hier dem Parlament zur
Verfugung stellt, damit das Parlament das so wie-
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derholen kann, wie der Minister es der Feuerwehr
schon gesagt hat. - Sie haben da unsere Unter-
stiitzung, Herr Minister, nicht dass Sie uns da
falsch verstehen.

(Helge Limburg [GRUNE]: So, wie Sie
das zehn Jahre lang gemacht haben!)

Dass wir das hier noch einmal vorgelegt bekom-
men, ist ehrenwert. Das gibt uns die Gelegenheit,
dass wir im Innenausschuss dartber diskutieren
koénnen. Vielleicht geht das eine oder andere Uber
das hinaus, was der Minister angekundigt hat.

Wir sind uns Uberhaupt nicht uneinig darin, dass
wir zusatzliche Kapazitaten brauchen. Wir sind uns
auch nicht uneinig darin, dass wir in Celle-Scheuen
weitermachen und auch einen Zahn zulegen mis-
sen, verehrte Kolleginnen und Kollegen. Von daher
freue ich mich auf eine ganz sachliche Debatte im
Ausschuss. Die Feuerwehren waren noch nie ein
Thema, Uber das wir uns strittig in diesem Hohen
Hause unterhalten haben. Wenn es darum geht,
den Brandschutz in Niedersachsen nach vorne zu
bringen, haben wir hier in der Regel gemeinsam
agiert. Das sollten wir auch in Zukunft so halten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU
sowie Zustimmung bei den GRUNEN)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Oetjen. - Fur die CDU-
Fraktion hat nun Herr Kollege Fredermann das
Wort. Bitte!

Rainer Fredermann (CDU):

Frau Prasidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Bevor ich auf den Antrag ,,Gute Ausbildung far
Niedersachsens Feuerwehren“ eingehe, dessen
Inhalt seinen Namen nicht rechtfertigt, mochte ich
noch Grundlegendes sagen.

Erstens. Meine Ausfihrungen richten sich in der
Kritik nicht gegen die Lehrkrafte der Akademie fir
Brand- und Katastrophenschutz.

Zweitens. Wir haben - das wurde hier schon ge-
sagt - bereits im Mai einen eigenen Antrag zu dem
Thema ,Fehlende Lehrgange fiir Niedersachsens
Feuerwehren - Das Land muss mehr tun!* einge-
bracht, um die Landesregierung aufzufordern, hier
ihre Arbeit zu machen und SofortmaRhahmen zu
ergreifen.

(Beifall bei der CDU)
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Herr Oetjen hat bereits darauf hingewiesen, dass
das im Ausschuss ein bisschen zur Seite gescho-
ben wurde. Aber zum Gliick hat der Minister bei
der Haushaltseinbringung Teile unserer Forderung
zur Soforthilfe mit aufgenommen, aber wie wir
finden, viel zu spét.

(Zuruf von Gerd Ludwig Will [SPD])

Wir wollen zukunftig, Herr Will, beide Antrage,
unseren und diesen, gemeinsam beraten.

Drittens. Es ist beeindruckend, wie die Aktiven in
den Feuerwehren zusatzliche Krafte mobilisieren,
um die Versorgung und Unterbringung der vielen
Flichtlinge zu unterstitzen.

(Beifall bei der CDU)

Viertens. Ich bedanke mich fur die CDU-Fraktion
bei allen Feuerwehrkameradinnen und -kamera-
den fir ihr Engagement und bei den Arbeitgebern
fur die nétige Freistellung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Leider arbeiten viele Feuerwehren bereits seit
geraumer Zeit an ihrer Belastungsgrenze. Teilwei-
se gilt das auch fur die Belastungsgrenzen der
Arbeitgeber.

Zusatzlich belasten die Kameradinnen und Kame-
raden aber auch die unzureichende Zuweisung
von Fortbildung und Lehrgangen. Landauf, landab
kénnen daher Leitungsfunktionen nur kommissa-
risch besetzt werden; denn die formelle Qualifikati-
on, die Lehrgange, fehlt. Und Sie, Herr Minister,
tun da meines Erachtens zu wenig.

(Angelika Jahns [CDU]: Unhaltbarer
Zustand!)

Meine Damen und Herren, seit fast zwei Jahren
reden die niedersachsischen Brandmeister auf
allen Ebenen mit den Abgeordneten Uber fast kein
anderes Thema mehr. Beim Parlamentarischen
Abend des Landesfeuerwehrverbandes wurde die
Lehrgangsversorgung nicht nur in der Rede des
Prasidenten Karl-Heinz Banse thematisiert - nein,
auch in den folgenden Gesprachen an den Ti-
schen war es Thema. Und was sagt der Minister in
seinem Grufwort? - SinngemaR: Wir sind mit dem
Landesfeuerwehrverband und der NABK in inten-
siven Gespréachen. - Er biigelt das einfach so weg!

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Habe
ich Ihnen nicht die Griinde erlautert,
die nicht hausgemacht sind?)

Verscharfend kam noch hinzu, Herr Bachmann,
dass der Lehrbetrieb aufgrund der Fluchtlingszu-
weisung ausgesetzt wurde. Die Reaktion der Feu-
erwehrleute in Leserbriefen und sozialen Netzwer-
ken konnten Sie verfolgen. Fir viele war dies der
letzte Tropfen, der das Fass zum Uberlaufen ge-
bracht hat.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Angelika Jahns [CDU]: Genau!)

Ich glaube, meine Damen und Herren, das haben
auch Sie bemerkt und der Minister zum Glick
auch, der dort spater den Riickzug angetreten hat.

Ihr Antrag ist wenig ambitioniert. Das, was darin
steht, befindet sich teilweise schon in der Umset-
zung und wurde vom Innenminister, Herr Bach-
mann, schon angekiindigt. Mit lhrem verspateten
Antrag - das wird auch deutlich - geniel3en die
Feuerwehrkameradinnen und -kameraden nicht die
Wertschatzung, die Sie hier immer mit grofRen
Worten vorgaukeln.

(Zuruf von der CDU: Genau!)

Den groRen Worten in der Uberschrift ,Gute Aus-
bildung ..." folgen keine Taten. In Ihrem Antrag ist
nichts Neues enthalten.

Bei den Baumalnahmen wird lediglich festgestellt,
was noch die von der CDU geflihrte Regierung auf
den Weg gebracht hatte. Diese wollte das Ge-
samtprojekt durch Kreditaufnahme und Tilgung aus
den Uberschiissen der Brandschutzsteuer in ei-
nem abwickeln, was sicherlich zligiger gewesen
ware. Aber auf die Idee, dass Sie lhre Anstren-
gungen verstarken, um die komplette Fertigstel-
lung schneller zu erreichen, sind Sie bis heute,
Herr Bachmann, nicht gekommen. Sie verkaufen
uns hier Dinge flr neu,

(Gerd Ludwig Will [SPD]: Sie reden
nur, wir handeln!)

aber Sie haben im Prinzip in den letzten zwei Jah-
ren an diesem Thema nichts gemacht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Was die Lehrgangsabdeckung angeht, soll im Jahr
2017 eine Versorgungsquote von 75 % bestehen.
Das heil3t, jeder vierte Antrag wird negativ be-
schieden. Das geht doch gar nicht!

(Zuruf von der SPD: Wie war es denn
in den letzten Jahren?)

Man muss doch kein Prophet sein, um zu sehen,
dass das Scheitern hier vorprogrammiert wird.
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Durch den uberhangenden jahrlichen Bedarf an
Lehrgangsplatzen

(Zurufe von der SPD)
- durch Schreien wird es auch nicht besser -

(Maximilian Schmidt [SPD]: Wenn Sie
Uber das eigene Scheitern reden!)

wird der bestehende Rickstau nicht nur nicht ab-
gearbeitet, sondern er wird sich noch weiter erho-
hen. Nicht nur der Landesfeuerwehrverband wartet
jetzt auf Konkretes wie konkrete Stellen, Zeitpléane
und Ahnliches. Man darf gespannt sein, was die
Kreisbrandmeister vielleicht wahrend ihrer Tagung
am Montag zu diesem Thema erfahren.

Herr Minister, sollen die vier zuséatzlichen Stellen,
die Sie bei der Einbringung des Haushalts ange-
sprochen haben, wirklich der Weisheit letzter
Schluss sein? Wird der Einkauf von Fremddozen-
ten, den wir schon im Mai als SofortmalRhahme
gefordert haben, ausreichen? - Ich zweifle das an.
Ware das nicht so traurig, wirde mich das Wort
JAttraktivitatssteigerung® zum Lachen bringen;
denn auch die notwendige Stellenanhebung wird
scheinbar nicht beriicksichtigt oder konkretisiert.

(Zustimmung bei der CDU)

Herr Bachmann, Sie haben es angesprochen.
Daher ist es nicht verwunderlich, wenn sich die
neu ausgebildeten Lehrgangsleiter in Scheuen und
in Loy attraktivere und besser bezahlte Arbeitspléat-
ze in anderen Bundeslandern suchen.

(Zustimmung bei der CDU)

Wenn jetzt die Mittel kommen, stellt sich auch die
Frage: Warum denn erst jetzt?

Ein Kernproblem - da gebe ich lhnen recht, Herr
Bachmann - haben wir noch gar nicht angefasst -
das mussen wir aber auch tun -, namlich die unter-
schiedliche Bezahlung bei den Feuerwehren in
den Kommunen und auf Landesebene. Hier wird
zum Teil deutlich mehr verdient. In den Kommunen
kénnen sie mit 60 in Rente gehen, auf Landesebe-
ne mit 67. Erst wenn sich hier etwas andert, kon-
nen wir das Problem dauerhaft I6sen. Das muissen
wir gemeinsam machen. Da bin ich ganz bei lhnen.
Sie kdnnen sicher sein: Wir werden auch in der
Grundtendenz bei Ihnen sein, weil wir alle alles
daftr tun wollen, dass sich die Situation fir die
Feuerwehrkameraden verbessert.

Lassen Sie uns gemeinsam Wege finden, die Ar-
beit der NABK auch in finanzieller Hinsicht spurbar
zu verbessern! Ich freue mich auf die Diskussion
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Uber unsere beiden Antrage. Ich hoffe, wir haben
auch Gelegenheit, uns mit dem Berliner Papier des
Landesfeuerwehrverbandes zu beschéftigen.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Fredermann. - Auf Sie
gibt es eine Kurzintervention des Kollegen Bach-
mann. Bitte, Herr Bachmann!

Klaus-Peter Bachmann (SPD):

Vielen Dank, Frau Prasidentin. - Vier kurze Bemer-
kungen.

Erstens. Wenn ich den EntschlieBungsantrag, den
Sie vorgelegt haben, mit unserem vergleiche, kann
ich feststellen: Unser ist konkret und beinhaltet
konkrete Planungen, wahrend Sie nur sagen, es
misse besser werden. Vergleichen Sie einmal die
Texte! Wir legen also einen konkreten Antrag vor.

(Zustimmung bei der SPD)

Zweitens. Was das Berliner Papier angeht, kdnnen
Sie sicher sein, dass die Koalitionsfraktionen zu-
sammen mit dem MI an einer Novelle zum Brand-
schutzgesetz arbeiten. Sie wird ndchstes Jahr ein-
gebracht. Mit dem Landesfeuerwehrverband sind
wir dartiber im Gesprach. Das ist das Berliner Pa-
pier.

Drittens. Wenn Sie zugeh6rt hatten, dann hétten
Sie einiges von dem nicht formuliert, was Sie for-
muliert haben. Ich habe sehr dezidiert gesagt,
dass das kein hausgemachtes Problem ist - es war
bei Herrn Schinemann auch schon ein Problem,
das ich beschrieben habe -, sondern es geht um
die Konkurrenzsituation bei den Beschaftigungs-
bedingungen, die ich sehr detailliert dargestellt
habe. Das ist der Punkt ,Attraktivitatsverbesse-
rung“. Nur damit kdnnen wir die Fluktuation verhin-
dern.

Wir - dieser Minister und wir als Koalitionsfraktio-
nen - machen uns konkrete Gedanken, wahrend
Sie es bejammert haben, aber keine konkreten
Vorschlage gemacht haben.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Bachmann. - Herr Fredermann
mochte Ihnen antworten. Bitte!
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Rainer Fredermann (CDU):

Herr Bachmann, unsere Antrage unterscheidet erst
einmal eines: lhr Antrag kommt ein halbes Jahr
spéter als unserer. Sie haben ein halbes Jahr ge-
schlafen!

(Zustimmung bei der CDU - Zurufe
von der SPD)

- Durch Schreien wird es nicht besser, Herr Will.

Wir haben SofortmaBnahmen gefordert. Was aber
haben Sie ein halbes Jahr lang gemacht? - Nichts!
Der Antrag ist liegen geblieben. Sie haben ihn
liegen gelassen. Wenn lhnen dieses Thema ge-
nauso wichtig gewesen ware, wie es uns wichtig
war, dann waren wir heute bestimmt einen Schritt
weiter.

Danke schon.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP - Unruhe)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Fredermann. - Das Wort hat nun
fur die Fraktion Blindnis 90/Die Griinen Frau Kol-
legin Janssen-Kucz. - Ich darf Sie alle um etwas
mehr Ruhe im Plenarsaal bitten.

Meta Janssen-Kucz (GRUNE):

Frau Prasidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Fredermann, wir sind da schon lange im Gesprach.
Wir sind mit dem Innenministerium, wir sind mit
dem Finanzministerium im Gesprach. Wir sind mit
dem Landesfeuerwehrverband im Gespréach. Viel-
leicht sollte man einfach einmal damit zufrieden
sein, dass jetzt dieser Antrag vorliegt, der auf
Handlungsfahigkeit setzt.

Das Jahresmotto des Landesfeuerwehrverbandes
lautet: ,Wir brauchen dich!* Das ist genau der
Punkt, den der Kollege Bachmann angesprochen
hat. Wir brauchen die Feuerwehrleute! Das hat
etwas mit Attraktivitdat zu tun. Wir brauchen die
Feuerwehr in Niedersachsen, und wir brauchen sie
gut ausgebildet. Wir alle wissen doch, wie wichtig
das fur das Land, fir die Stadte und fur die Ge-
meinden ist. Sie bilden den Mittelpunkt des Brand-
und auch des Katastrophenschutzes. Ohne die
Feuerwehren und vor allem ohne die vielen ehren-
amtlichen Manner und Frauen, die sich dort ein-
bringen, ware niemand zum L&schen da, wenn es
brennt.

Die Feuerwehren haben aber noch sehr viel mehr
Aufgaben: Sie sind tatig im Rahmen der Unfallret-

tung, der Verkehrslenkung, der Abwehr von Um-
weltschaden, des Hochwasserschutzes, der Hilfe
fur die Geflichteten, aber auch im Rahmen der
Tierrettung. Diese Aufzdhlung ist garantiert nicht
vollstandig. Die Aufgabenfiille der Feuerwehren ist
enorm und vielfaltig. Daftir unseren Dank und un-
seren Respekt!

(Zustimmung bei den GRUNEN und
bei der SPD)

Doch von Dank allein kann kein Feuerwehrmann,
kann keine Feuerwehrfrau leben. Unsere Feuer-
wehrméanner und -frauen brauchen eine gute, qua-
lifizierte Aus- und Weiterbildung. Diese Aufgabe
erfullt das Land mit dem Betrieb der Niedersachsi-
schen Akademie fiir Brand- und Katastrophen-
schutz in Celle und in Loy. Doch Fakt ist - da nitzt
auch kein Geschrei-, dass die personellen und
rdaumlichen Kapazitdten seit Jahren und nicht erst
seit der Regierungsiibernahme durch Rot-Griin
nicht mehr ausreichen, um dem landesweit stark
angestiegenen Bedarf an Ausbildung von Feuer-
wehrkréaften gerecht zu werden.

Meine Damen und Herren, unser rot-griines Ziel ist
es - es ist schon, wenn Sie dabei sind -, die Lehr-
gangsabdeckung bis 2018 auf 100 % zu steigern.
Zurzeit haben wir eine Lehrgangsabdeckung von
wirklich nur 50 %. Es sollen im Jahr 2016 60 %
sein. Uber diesen Stufenplan, der Gegenstand
unseres Antrags ist, werden wir 2018 garantiert die
100 % erreichen.

(Zustimmung bei den GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Frau Kollegin, darf ich Sie kurz unterbrechen?

Meta Janssen-Kucz (GRUNE):
Ja.

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:
Herr Kollege Adasch bittet um eine Zwischenfrage.

Meta Janssen-Kucz (GRUNE):

Nein, ich méchte jetzt zu Ende ausfihren. Dann
kann er seine Fragen stellen oder sich zu einer
Kurzintervention melden. Vielleicht hat Frau Jahns
dann ja auch noch eine Frage.

Der erste Schritt ist die Ausweitung des Stellen-
plans von zurzeit 40 Lehrkraften im nachsten Jahr
auf 47 Lehrkréafte. Weitere werden durch den Stu-
fenplan folgen, um diesen Bedarf zu decken. Zu-
satzlich haben wir ein Stellenhebungsprogramm
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umgesetzt, um die Attraktivitat der Lehrerstellen an
der NABK zu steigern. Das sind Schritte, um die
Attraktivitat wirklich zu steigern. Wir haben auch
Schritte in Sachen Feuerwehrzulage eingeleitet.
Auch die Heilfirsorge werden wir nicht aus den
Augen verlieren. Selbstverstandlich arbeiten wir
daran, mehr familienfreundliche Arbeitsplatze an-
zubieten, um als Land noch starker ein attraktiver
Arbeitgeber fiir Frauen und Manner zu werden und
um die Feuerwehr auch attraktiver fir Frauen so-
wie fur Migrantinnen und Migranten zu machen.

Doch wir alle wissen, dass der gestiegene Ausbil-
dungsbedarf nicht allein mehr Lehrkrafte, sondern
auch zusatzliche rédumliche Kapazitaten erfordert.
Die rédumliche Situation der Niedersachsischen
Akademie fur Brand- und Katastrophenschutz in
Scheuen soll in zwei Abschnitten verbessert wer-
den. Dafur sollen 38 Millionen Euro flieBen. Im
zweiten Abschnitt sind dann 52 Millionen Euro
vorgesehen, um eine Ubungshalle, Ubungsanla-
gen, ein zweites Brandhaus und eine Tunnel-
Ubungsanlage zu erstellen.

In Loy im Ammerland wurden von Rot-Grin bereits
7 Millionen Euro fur das Lehrgangsgebaude, eine
neue Ubungshalle, fur die Sanierung des Betten-
hauses usw. investiert. Damit wurden Kapazitaten
erweitert. Mit den vorgesehenen Mitteln werden die
MalRRnahmen in Loy abgeschlossen. Mit diesen
personellen, technischen und baulichen MaRnah-
men erweitern wir die Schulungskapazitaten und
kommen Schritt fr Schritt unserem Ziel 100 %
naher.

Wir haben uns ein ehrgeiziges Ziel gesetzt und mit
allen Beteiligten diskutiert. Ich hoffe, dass auch Sie
in den Ausschussberatungen mitziehen, damit wir
unsere Feuerwehren in Niedersachsen weiter star-
ken kdnnen. Wie gesagt: Wir brauchen die Feuer-
wehren! Wir brauchen sie, und wir starken sie.

Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Frau Kollegin. - Auf Sie gibt es eine
Kurzintervention des Kollegen Fredermann. Bitte!

Rainer Fredermann (CDU):

Vielen Dank, Frau Préasidentin. - Frau Janssen-
Kucz, Sie sind mit allen im Gespréch, nur nicht mit
der Opposition in diesem Landtag.

(Zurufe von den GRUNEN: Oh, oh!)
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Und dann wundern Sie sich, dass wir Sie an dieser
Stelle kritisieren. Punkt.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Petra Tiemann [SPD]: Punkt!)

Im Gesamtziel sind wir uns einig. Da passt sozu-
sagen kein Blatt zwischen alle Fraktionen in die-
sem Haus. Aber es darf doch wohl erlaubt sein,
Missstande aufzuzeigen.

Sie von den Regierungsfraktionen sagen immer
gern in unsere Richtung: Dazu hatten Sie zehn
Jahre Zeit. - In den zehn Jahren haben wir die Vor-
aussetzungen fur Scheuen durch unseren Innen-
minister Uwe Schiinemann geschaffen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Und was haben Sie die letzten zweieinhalb Jahre
in diesem Bereich gemacht? - Nix. Diesen Vorwurf
missen Sie sich dann auch gefallen lassen. Sie
hatten jetzt namlich auch zweieinhalb Jahre Zeit,
um tatig zu werden.

(Maximilian Schmidt [SPD]: Er hat ein
Schild aufgestellt! Sonst hat er nichts
gemacht!)

Lassen Sie uns also im Ausschuss gemeinsam
Losungen fur die Kameradinnen und Kameraden
schaffen, damit ausreichend Lehrgangskapazita-
ten - Dozenten wie auch Einrichtungen - vorhan-
den sind.

Danke schon.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Fredermann. - Frau Janssen-
Kucz antwortet Ihnen.

Meta Janssen-Kucz (GRUNE):

Frau Prasidentin! Liebe Opposition, Herr Freder-
mann, Frau Jahns! Nattrlich binden wir Sie gern in
konstruktive Gesprache mit ein. Daflr sind die
Ausschussberatungen da.

Es ist Ihr Job, Missstande aufzuzeigen.

(Zuruf von Angelika Jahns [CDU] -
Glocke der Préasidentin)

Ob Sie den Finger richtig in die Wunde gelegt ha-
ben, das ist die zweite Frage. Machen Sie sich
einfach einmal schlau, was auch schon in zweiein-
halb Jahren Rot-Grun auf den Weg gebracht wur-
de!

(Rainer Fredermann [CDU]: Nichts!)
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Dann wissen Sie, dass man mit Kritik auch Uber-
ziehen kann. Uns geht es um die Sache. Wir pa-
cken es an und starken die Feuerwehren.

Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und Zu-
stimmung von Petra Tiemann [SPD])

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank. - Nun hat fir die Landesregierung
Herr Innenminister Pistorius das Wort. Bitte!

Boris Pistorius, Minister fiir Inneres und Sport:

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine Damen und
Herren! Lassen Sie mich zunéchst etwas festhal-
ten, worin wir alle uns sicherlich einig sind in die-
sem Hohen Haus: Die zahlreichen Feuerwehr-
manner und -frauen in Niedersachsen sind wirkli-
che Vorbilder. Sie leisten mit ihrem selbstlosen
Einsatz einen unverzichtbaren und sehr, sehr
wertvollen Beitrag fur unser Gemeinwesen. Das
haben wir in jungster Zeit und in den letzten Jah-
ren immer wieder eindrucksvoll gesehen, zuletzt
bei der Flutkatastrophe, aber auch aktuell bei der
Unterbringung der zahlreichen Flichtlinge vor Ort.
Jedoch vor allem: Wir sehen es jeden Tag wieder
bei den Einsétzen vor Ort, wenn ihre Hilfe dringend
bendétigt wird.

Klar ist aber auch, die Feuerwehr kann nur dann
langfristig erfolgreich und zuverlassig sein, wenn
die Rahmenbedingungen stimmen. Dazu gehort
natdrlich eine gute Ausbildung, gerade bei den ge-
stiegenen Anforderungen.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an der NABK
leisten dazu eine &ul3erst engagierte Arbeit, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Aber Tatsache ist eben auch, dass der Bedarf an
Lehrgangsplatzen seit vielen, vielen Jahren nicht
gedeckt werden kann. Dieses Problem gab es
tibrigens schon vor 2013

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Ja, so
ist es!)

- nur um das denjenigen, die das vergessen zu
haben scheinen, in Erinnerung zu rufen - und héatte
insofern schon von der Vorgangerregierung in
Angriff genommen werden kénnen oder - besser -
mussen.

Zur Erinnerung: Im Jahr 2013, also in dem Jahr, in
dem Sie die haushaltspolitische Verantwortung
hatten, hatten wir bei 77 000 angemeldeten Lehr-
gangen eine Bedarfsdeckung von knapp Uber
50 %. Heute liegen wir bei Gber 80 000 Lehrgan-
gen und nur knapp unter 50 %. Daran kdnnen Sie
sehen, dass sich die Lehrgangskapazitat deutlich
verbessert hat - schon jetzt.

Aber, meine Damen und Herren, wir sollten - dar-
Uber sind wir uns einig - keine alten Schlachten
schlagen. Das hilft niemandem, am wenigsten der
Feuerwehr und auch nicht der Bevélkerung. Las-
sen Sie uns deshalb nach vorn blicken!

Die Landesregierung verfolgt ein klares Konzept
far die Entwicklung der NABK. Wir wollen die Be-
darfsdeckungsquote stufenweise erhéhen, und
zwar von aktuell 50 % Uber 60 % im Jahr 2016 und
70 % im Jahr 2017 hin zu einer tatsachlichen De-
ckung des Bedarfs in 2018. Dafir sind neben den
baulichen Malinahmen, die nicht zu unterschéatzen
sind, auch eine zahlenmaflige Aufstockung des
Personals und weitere organisatorische Mal3nah-
men notwendig.

Rund 90 Millionen Euro wollen wir in den Ausbau
der NABK investieren. Dies will ich im Einzelnen
gern darstellen.

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Minister, ich darf Sie kurz unterbrechen. -
Herr Fredermann bittet darum, eine Frage stellen
zu kénnen.

Boris Pistorius, Minister fur Inneres und Sport:
Nein, jetzt nicht.

Fur den ersten Bauabschnitt sind rund 38 Millionen
Euro veranschlagt. Neben dem Ausbau des Trai-
nings- und Technikzentrums in der Liegenschaft
Celle-Scheuen sind in Loy die Atemschutzwerk-
statt und die Schwarz-Weil3-Umkleiden enthalten.

Die Stadt Celle hat die bauplanerischen Voraus-
setzungen geschaffen, indem der Bebauungsplan
fur die Liegenschaft in Celle-Scheuen erarbeitet
und beschlossen wurde und bestandskréftig ist.

(Zuruf von der SPD: Sehr gut!)

Die Planungs- und Bauarbeiten kdnnen damit jetzt
zugig voranschreiten, um mit dem ersten Bauab-
schnitt beginnen zu kénnen. Der zweite Bauab-
schnitt umfasst den Abschluss der Kapazitatser-
weiterung, die Ubungshalle, das zweite Brand-
haus, die Tunnellibungsanlage und weitere

7955



Niedersachsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 80. Plenarsitzung am 13. November 2015

Ubungsanlagen sowie den Abschluss der Erweite-
rung in Loy. Hierfir sind rund 52 Millionen Euro
erforderlich, die noch nicht etatisiert sind. Ubrigens
haben wir bei Regierungsantritt keine entspre-
chenden Planungen fir den Ausbau der Feuer-
wehrschulen vorfinden kénnen.

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: So ist es!)

Fur die Finanzierung beider Bauabschnitte ist auch
ein Teilbetrag des geméaR § 28 Abs. 2 des Brand-
schutzgesetzes auf das Land entfallenden Anteils
am Aufkommen aus der Feuerwehrschutzsteuer
von 4 Millionen Euro eingeplant.

Auch die personelle Situation werden wir konse-
quent verbessern. Ein Hauptproblem besteht darin,
dass die Arbeitsplatze an der NABK im Vergleich
zu den kommunalen Feuerwehren nicht attraktiv
genug sind, und das schon seit Jahrzehnten.

Das fuhrt zu einer spurbaren Abwanderung von
Fachlehrerinnen und Fachlehrern. Das heil3t, wir
brauchen attraktive Lehrerstellen. Nur so kénnen
wir dem Trend entgegenwirken und die NABK
auch personell zukunftsfest aufstellen. Daran ar-
beiten wir. Weitere Schritte werden folgen.

Vielen Dank.

(Zustimmung bei der SPD)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Minister. - Weitere Wortmeldun-
gen sehe ich nicht, sodass ich die Beratung
schliele.

(Rainer Fredermann [CDU]: Frau Pra-
sidentin, da die Frage nicht zugelas-
sen wurde: Habe ich noch Restrede-
zeit?)

- Herr Kollege Fredermann, Sie haben lhre Rede-
zeit Uberschritten. Sie haben aber nach §71
Abs. 3 unserer Geschéaftsordnung die Maoglichkeit,
zusatzliche Redezeit zu beantragen. Méchten Sie
davon Gebrauch machen?

(Rainer Fredermann [CDU]: Die
mochte ich gern nehment)

- Dann, bitte!

(Jens Nacke [CDU]: Halbe Stunde! -
Heiterkeit bei der CDU)

- Nein, Herr Kollege, wie immer: Bei mir sind es
drei Minuten.
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Rainer Fredermann (CDU):

Die werde ich wahrscheinlich erst einmal nicht
brauchen.

Vielen Dank, Frau Préasidentin. - Herr Minister Pis-
torius, Sie haben davon gesprochen, stlckweise
bis 2017 die Lehrgangskapazitaten sozusagen zu
erhdhen und dann von 2017 auf 2018 in einem
Sprung 25 % hinzukriegen. Vorher planen Sie
kleine Schritte. Wie wollen Sie das haushaltstech-
nisch und personell von 2017 auf 2018 hinkriegen?

Danke.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Fredermann. - Sie ha-
ben eine Frage gestellt. Aber da das hier keine
Fragestunde ist, kann der Minister darauf antwor-
ten, muss jedoch nicht.

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Das
alles machen wir im Ausschuss, Frau
Prasidentin)

Damit sind wir jetzt am Ende der Beratungen. Es
werden ja auch noch Ausschussberatungen dar-
Uber stattfinden. Da wird es sicherlich weiterhin
eine lebhafte Debatte geben.

Jetzt kommen wir zur Ausschussiuberweisung.

Federfuhrend soll der Ausschuss fiir Inneres und
Sport, mitberatend der Ausschuss fiir Haushalt und
Finanzen sein. Wer so beschlieen méchte, den
bitte ich um das Handzeichen. - Dann haben Sie
so beschlossen.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 42:

Erste Beratung:

Freies WLAN in Niedersachsen: Freifunk unter-
stutzen, Blrgernetze ausbauen! - Antrag der
Fraktion der SPD und der Fraktion Bindnis 90/Die
Griinen - Drs. 17/4524

Zur Einbringung erteile ich fur die SPD-Fraktion
Herrn Kollegen Maximilian Schmidt das Wort. Bitte!

Maximilian Schmidt (SPD):

Sehr geehrte Frau Prasidentin und - ich darf sa-
gen - liebe Freifunkkollegin Gaby Andretta! Meine
sehr geehrten Damen und Herren! Wir sprechen
hier im Hohen Haus haufig Gber das Thema bir-
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gerschaftliches Engagement, genauso haufig tber
das Thema digitaler Wandel in der Gesellschaft.
Richtig klasse ist, beim Thema Freifunk kommt
beides auf ganz wunderbare Weise zusammen.

In Niedersachsen engagieren sich viele Menschen
fur freie und offene WLAN-Zugénge zum Internet.
Mindestens 18 Initiativen gibt es landesweit - ob in
Hann. Minden im Sdden, in Wittmund im Norden
oder in vielen Orten dazwischen. Viele sind Teil
einer wirklich einmaligen Blrgerbewegung. Ge-
meinsam wurden so mittlerweile Uber 2 400 Zu-
gangspunkte im gesamten Land geschaffen, Uber
die jede und jeder kostenfrei ins Netz gehen kann.

Stellvertretend fur diese vielen Aktiven darf ich hier
und heute bei uns im Parlament ganz herzlich
Aktive aus Freifunkgruppen begriifRen, namentlich
Matthias Kreutzer und Oliver Kriiger vom Freifunk
Hannover. Herzlich willkommen! Schén, dass Sie
hier sind!

(Beifall bei der SPD, der CDU und
den GRUNEN)

Was ist eigentlich Freifunk? - Anfang der 2000er-
Jahre haben sich in London und in Berlin erstmals
Menschen zusammengefunden, die eine Idee an-
getrieben hat und die sie auch heute noch moti-
viert: Ein freies Netz fur alle.

Und so funktioniert Freifunk konkret: Jeder Nutzer
stellt im Freifunknetz in Eigenregie Uber seinen
WLAN-Router einen Teil seiner Datenbandbreite
fur alle anderen Nutzer zur Verfigung. Im Gegen-
zug kann sie oder er ebenfalls Daten lber das
interne Freifunknetz Ubertragen oder Uber von
Teilnehmern eingerichtete Dienste im Netz nutzen.
Dafur werden sogenannte Mesh-Netzwerke ge-
nutzt. Viele stellen zudem ihren Internetzugang zur
Verfigung und ermdglichen anderen so den Zu-
gang zum weltweiten Netz.

Freifunknetze sind Selbstmachnetze - von Blrgern
fur Burger. Jede und jeder kann mitmachen. Loka-
le Communitys stellen die auf eigene Bedurfnisse
angepasste Software auf ihren Websites zum
Download zur Verfligung.

Das Ganze lauft natirlich nicht nur online, sondern
auch offline. In vielen Doérfern und Stadten gibt es
immer mehr Freifunkgruppen, die sich regelmaRig
treffen. Genau so ein Treffen habe ich kirzlich
zusammen mit Frau Vizeprasidentin Andretta bei
Freifunk Géttingen besuchen kénnen. Viele vor Ort
bauen das Freifunknetz gemeinsam aus. Die
Community ist dabei Teil einer globalen Bewegung
fur freie Infrastrukturen und offene Funkfrequen-

zen. Aber dahinter steht eine viel gro3ere Idee: Die
Vision ist die Demokratisierung der Kommunikati-
onsmedien durch freie Netzwerke - ein Netz, bei
dem alle mitmachen kénnen, auch ohne dicken
Geldbeutel.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN)

So weit, so gut. Eigentlich kénnten wir in der Politik
nur applaudieren. Wie in vielen anderen Bereichen
auch engagieren sich Menschen hier fiir andere -
und das ist auch gut so. Aber auch die Freifunke-
rinnen und Freifunker sind in einem rechtlich regu-
lierten Rahmen aktiv. Und genau der ist alles an-
dere als forderlich fur ein freies, offenes Netz fur
alle.

Zwei massive Hemmschuhe gibt es zurzeit fur den
Freifunk: zum einen die drohende Einschrankung
der Netzneutralitdt und zum anderen die Stérerhaf-
tung.

Stichwort ,Netzneutralitdt“: Nur wenn auch kinftig
alle im Netz mit gleicher Geschwindigkeit unter-
wegs sein kdnnen, nur wenn es bei einem Netz fur
alle bleibt und nicht zu einem Zwei-Klassen-Inter-
net kommt, kann sich eine Bewegung wie der Frei-
funk weiter ungehindert entwickeln.

Noch viel wichtiger ist aber das Stichwort ,Storer-
haftung“ oder vielmehr der Umstand, dass sie in
Deutschland nach wie vor gilt. Uberall in der Welt
des free Wifi sind freie Zugange zum Netz selbst-
verstandlich - ob durch Freifunk oder andere An-
gebote. Wenn wir ins Ausland reisen, erwarten wir
doch mittlerweile schon ganz selbstverstandlich
freies WLAN. Nur in Deutschland hinken wir hin-
terher.

Und, ehrlich gesagt, das, was seitens der Bundes-
regierung als Gesetzentwurf vorgelegt wurde, ver-
schlimmbessert die Lage nur noch. Es ist gut, dass
die Niedersachsische Landesregierung im Bundes-
rat noch einmal deutlich gemacht hat, dass es so
nicht gehen kann. Die Storerhaftung ist eine tber-
kommene, mithin prahistorische Regelung. Sie
gehort schlicht abgeschafft.

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRUNEN - Heiner Schoénecke [CDUJ:
Hat sie sich nicht enthalten?)

Die Freifunkbewegung schafft hier Abhilfe, indem
die Daten im Netzwerk Uber einen VPN-Tunnel ins
Ausland geleitet werden, wo die Stérerhaftung
nicht gilt. Aber das kann es doch nicht sein! Wir
brauchen auch hier in Deutschland endlich
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Rechtssicherheit flr Betreiberinnen und Betreiber
von offenen WLAN-Netzen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Das, meine Damen und Herren, ist auch die erste
Forderung in unserem EntschlieBungsantrag. Die-
ser Punkt ist wichtig fir den Freifunk, aber auch fir
viele andere. Ob in Restaurants, in Arztpraxen, in
Geschaften, auf Marktplatzen und in Innenstadten
- offene WLAN-Zugénge missen frei zugéanglich
angeboten werden kénnen, ohne Haftungsproble-
me und ohne technische Hemmschuhe.

Diese Rechtssicherheit zu schaffen, ist Sache des
Bundes. Wir kbnnen aus Niedersachsen nur an ihn
appellieren. Wir als rot-griine Koalition wollen aber
auch hier im Land die Freifunkbewegung ganz
direkt unterstiitzen. Deshalb setzen wir vor allem
auf Information. Die Kommunen sollen iber die
Potenziale von Freifunk informiert und zum Ausbau
der Netze ermutigt werden.

Das gilt naturlich auch fur das Land selbst. Wir
wollen, dass auch in geeigneten Landesliegen-
schaften Freifunknetze etabliert werden konnen.
Bei alledem werden wir auch schauen, wie wir den
Aufbau der Netze ganz direkt unterstiitzen kénnen.

Ich bin mir sicher: Freifunk ist viel mehr als nur
Gratis-WLAN. Burgernetze bergen noch so viele
Chancen, so viele Innovationen, die wir uns heute
vielleicht noch gar nicht vorstellen kénnen.

Eine ganz enorme Leistung der Freifunkbewegung
will ich deshalb zu guter Letzt beispielhaft anspre-
chen. Ich will eine ganz konkrete Aktion aus mei-
nem Heimatlandkreis Celle nennen. In Unterlif3
bietet die evangelische Gemeinde jetzt ebenfalls
Freifunk an. Daruber wird auch in der heutigen
Ausgabe der Celleschen Zeitung berichtet.

Pastor Wilfried Manneke von der Friedenskirche
UnterluR3 berichtet dort, dass er in einem Gespréch
mit einem Fluchtling aus Eritrea gemerkt hat, wie
elementar wichtig der Zugang zum Netz ist: Die
Menschen, die zurzeit zu uns kommen, sind zum
Teil Uber Monate auf der Flucht gewesen und sind
auch hier nacheinander an verschiedenen Orten
untergebracht. Da ist ein Smartphone, ein freier
Zugang zum Internet, geradezu Uberlebenswichtig.
Kontakt zu Familien und Freunden, zu anderen auf
der Flucht, die Orientierung in der neuen Umge-
bung - all das findet Gber WhatsApp, Uber Face-
book und tUber andere Plattformen statt. Aber dafir
ist ein freies WLAN unerlasslich.

7958

Deshalb hat Pastor Manneke einfach gesagt: Wir
machen das.

Ein neuer Router kam dazu. Mithilfe der Software
von Freifunk Uelzen wurde der WLAN-Zugang an
den Start gebracht, sodass die Halfte der DSL-
Kapazitat jetzt geteilt wird. Kostenpunkt fur das
ganze Projekt: 20 Euro. Und Pastor Manneke be-
richtet: Bisher habe ich noch nicht gemerkt, dass
mir etwas fehlt.

Die Fluchtlinge in UnterluR sind begeistert und
sagen, dass sie das freie Netz nicht nur zur Kom-
munikation, sondern vor allem auch zum Lernen
nutzen. So erzahlt z. B. Chalid, dass er Sprachkur-
se fur Deutsch auf YouTube anschaut, Onlinewor-
terbliicher nutzt oder einfach praktische Tipps
sucht, um sich in unserem Land im Alltag zurecht-
zufinden.

Ubrigens: Vom Freifunknetz in UnterliiR profitieren
nicht nur Fluchtlinge. Auch der Gospelchor und
andere, die in der Gemeinde aktiv sind oder an
Veranstaltungen teilnehmen, koénnen das Netz
nutzen. Also eine rundum gute Sache!

Dieses Beispiel steht stellvertretend fur viele, viele
Freifunkgruppen, die in ganz Niedersachsen Ein-
richtungen der Flichtlingsunterbringung mit freiem
WLAN versorgt haben. Hierfir gilt ihnen ein riesi-
ges Dankeschon.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

In diesem Sinne: Lassen Sie uns gemeinsam den
Freifunk unterstiitzen! Lassen Sie uns, wie andere
Bundeslander auch, gemeinsam sagen: Ja, wir
wollen freie Netze! - Denn auch beim Zugang zum
Internet soll der Satz von Wilhelm Busch gelten:
,Doch guter Menschen Hauptbestreben ist, andern
auch was abzugeben.”

Schénen Dank fir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege. - Nun hat das Wort fir
die FDP-Fraktion Herr Kollege Kortlang. Bitte!

Horst Kortlang (FDP):

Verehrtes Préasidium! Meine werten Kolleginnen
und Kollegen! ,Freies WLAN in Niedersachsen:
Freifunk unterstitzen, Burgernetze ausbauen!®
Eine tolle Uberschrift und auch ein guter Gedanke,
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wie wir von der FDP finden. Das wird von uns aus-
driicklich so gesehen.

Aus unserer Sicht ist es nach dem Antrag in der
Drucksache 17/1492 zum Breitbandausbau auch
nur konsequent, einen solchen Folgeantrag zu
stellen.

(Unruhe)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Herr Kollege Kortlang, bitte warten Sie einen klei-
nen Moment! - Liebe Kolleginnen und Kollegen, es
ist einfach zu laut geworden. Ich bitte Sie, die Be-
ratungen einzustellen. - Bitte, Herr Kollege!

Horst Kortlang (FDP):
Danke schon.

Aber so konsequent in der Formulierung ist der
Antrag in seiner Bemihung, dem Antrag zum
Breitbandausbau - so habe ich es jedenfalls her-
ausgelesen - zu folgen, aus unserer Sicht jeden-
falls nicht. Das méchte ich begriinden.

Ihr jetziger Antrag zielt hauptséchlich auf die stad-
tische Versorgung ab. Auch verfolgen Sie wenig
die Entwicklungen. So beabsichtigen Sie, das von
den Mobilfunkanbietern genutzte LTE um das
5-GHz-Band zu erganzen. Diese Absicht konterka-
riert aber die Weiterverbreitung des Birgerfunks,
die eigentlich wir alle fordern. Das kdnnte ihn zum
Erliegen bringen. Denn im Alternativband des Bir-
gerfunks wird, wie Sie wissen, mit 2,4 GHz gear-
beitet, sodass dafir eigentlich wenig Platz ist.

Grundsatzlich ware es zu begrifen, wenn die
Storerhaftung ganzlich anders geregelt wirde. Sie
wollen schlicht und simpel Freifunker wie Inter-
netserviceprovider einstufen. Dies aber birgt die
Gefahr, dass sich findige Rechtsanwélte - Herr
Schmidt hat ja angesprochen, dass das noch im
Vagen ist -, die es ja auch in diesem Hause geben
soll, die Unsicherheit im Gesetz zunutze machen
und die Freifunker vor Gericht zerren. Dann gingen
die ganzen Anstrengungen, die wir gemeinsam
und auch Sie in der Vorbereitung lhres Antrags
unternommen haben, nach hinten los. Daran mus-
sen wir im Ausschuss gemeinsam arbeiten.

Freifunk braucht viel Bandbreite. Ich hatte es
schon gesagt. Hier sind wir bei meiner alten Forde-
rung, mit den Anschliissen an den Hausern zu
beginnen, die am weitesten weg sind von der Ver-
mittlungsstelle bzw. vom Kabelverzweiger, der mit
Glasfaser angeschlossen werden muss. Sonst gibt
es freies WLAN fast nur in Stadten. Da funktioniert

die Vernetzung schon einigermaf3en. Wir missen
aufpassen, dass wir da keine Fehler machen.
Deshalb ist dabei nachzuarbeiten.

(Zustimmung bei der FDP)

Freies WLAN in der Flache, wie ich es hiermit for-
dere, bedeutet mit entsprechenden Mobiltelefon-
Apps auch eine deutliche Verringerung und Minde-
rung der weiRen Flecken in der landlichen Region.

Aber, meine Damen und Herren, um nicht miss-
verstanden zu werden: Wir werden die Antragsini-
tiative voll und ganz mit unterstitzen. Aber der
Teufel steckt manchmal, wie ich vorgetragen habe,
im Detail. Das ist halt so, wenn man etwas erarbei-
tet. Wir werden im Ausschuss noch viel zu disku-
tieren haben, damit wir auf einen Nenner und zu
einem, so hoffe ich, einstimmigen Ergebnis kom-
men.

Ich bedanke mich flirs Zuhoéren.

(Beifall bei der FDP und bei den
GRUNEN)

Vizepréasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Kortlang. - Jetzt hat Herr
Kollege Onay, Fraktion Bindnis 90/Die Griinen,
das Wort. Bitte!

Belit Onay (GRUNE):

Sehr geehrte Frau Prasidentin! Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Es ist schon mehrfach
angesprochen worden, dass die Entwicklung des
Internets und des Bedurfnisses nach Zugang zum
Internet unsere Gesellschaft nachhaltig veréndert
und eine regelrechte digitale Revolution vom Zaun
gebrochen, eben einen gesellschaftlichen Um-
bruch historischen Ausmalles eingeleitet hat. Den-
noch hat man oft den Eindruck, dass die deutsche
Internetlandschaft fur viele noch Neuland ist. Ich
denke, fur uns in der Politik ergeben sich daraus,
sozusagen als Unterstitzung fur diese digitale
Revolution, zwei Auftrage.

Erstens mussen natirlich alle Menschen an
schnelle und moderne Kommunikationsnetze an-
geschlossen werden. Es kann nicht sein, dass
Menschen als regelrecht Abgehangte heute immer
noch keinen adaquaten Zugang zum Netz haben.

Zweitens muss Politik den digitalen Umbruch so
gestalten, dass er gerecht, fair und frei von staatli-
chem Uberwachungswahn ist. Nur wenn die digita-
le Revolution demokratisch verlauft, ist sie eine
Errungenschaft fir alle Birgerinnen und Burger.

7959



Niedersachsischer Landtag - 17. Wahlperiode - 80. Plenarsitzung am 13. November 2015

Die Freifunkinitiativen, die auch ich an dieser Stelle
herzlich grif3en mochte, leisten auf diesen beiden
Ebenen Pionierarbeit. Deswegen muss auch klar
sein, dass sie sich der Unterstitzung durch den
Niederséchsischen Landtag sicher sein kénnen.
Freifunkerinnen und Freifunker demokratisieren die
Kommunikation, indem sie z. B. Menschen den
Zugang zum Netz verschaffen, die sich eben nicht
bei einer teuren Café-Kette mit Latte macchiato
und Sonstigem versorgen kénnen, um einen Zu-
gang zu bekommen. Sie Uberwinden sozusagen
die digitale Kluft.

Manchmal stellen sie Netze uberhaupt erst her.
Schauen wir uns Deutschland im Vergleich zu
anderen Landern an! Man kann es im Urlaub im-
mer wieder erleben.

(Helge Limburg [GRUNE]: Oder auf
Ausschussreisen!)

- Bei Ausschussreisen, z. B. mit dem Rechtsaus-
schuss in Estland.

Das Vereinigte Konigreich hat z. B. 28 WLAN-
Hotspots auf 10 000 Einwohner, Sudkorea mehr
als 37 WLAN-Hotspots. In Deutschland liegen wir
bei 2 solchen Hotspots je 10 000 Menschen.

Freifunkerinnen und Freifunker leisten aber auch
einen wichtigen Beitrag zum sozialen Leben. Der
Kollege Schmidt hat es angesprochen: Die Flicht-
linge, die zu uns kommen, wollen mit ihren Fami-
lien und Angehdrigen in den Herkunftslandern
kommunizieren, unterwegs, aber auch hier in
Deutschland und in Niedersachsen, in den Kom-
munen und den Gemeinden. Sie wollen Lebens-
signale aussenden, Neuigkeiten erfahren und sich
auch in ihrer Umgebung zurechtfinden. Das ist ein
wichtiger Hinweis in Bezug auf all die fast schon
verleumderischen Debatten, die gerade auch im
Internet, in sozialen Netzwerken daritiber gefiihrt
werden, warum so viele Flichtlinge Smartphones
haben. Smartphones sind eben lebenswichtig. Der
Zugang zum Internet ist der ergdnzende Part.

Aber auch im Bereich des Tourismus und der Wirt-
schaft, gerade in unseren Kommunen und Ge-
meinden ist das ein wichtiger Punkt, damit sich die
Menschen uber den Handel und die Sehenswur-
digkeiten dort erkundigen kénnen. Deshalb ist die
Unterstltzung aus Niedersachsen so wichtig.

Ein zweites Signal, das wir neben der Unterstit-
zung aussenden wollen, betrifft die Stdrerhaftung.
Auf Bundesebene gibt es jetzt einen Vorschlag des
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Bundeswirtschaftsministeriums fur eine Neuaufla-
ge des Telemediengesetzes. Das Problem ist er-
kannt. Aber im Grunde gib es keine geeigneten
MalRnahmen, die das Problem I6sen. Dafur ist das
Gesetz ungeeignet. Das sieht Ubrigens auch die
Europaische Kommission so, die bereits Zweifel an
der Vereinbarkeit der Regelung mit der EU-Grund-
rechtecharta angemeldet hat. Tatsachlich ist es
schon absurd, was dort formuliert wird. Wenn es
nach der Bundesregierung geht, sind offene
WLAN-Netze namlich nur dann von der Stérerhaf-
tung ausgenommen, wenn sie nicht offen sind.

Im Grunde ist sich die Fachwelt in diesem Punkt
aber einig: Die Stdrerhaftung muss weg. Sie ist
das grof’e Hindernis fir die Bereitstellung von
WLAN-Zugangen in Deutschland. Wer sich dem
Risiko aussetzen muss, stindig von Abmahnan-
waélten in Anspruch genommen zu werden, Uber-
legt es sich zweimal, ob er sein WLAN-Netz fir
Dritte 6ffnen will. Dies trifft sowohl Freifunkerinnen
und Freifunker als auch Cafés, Restaurants, Biblio-
theken usw.

Auch unter Wertungsgesichtspunkten kann es
nicht sein, dass die kommerziellen Provider freige-
stellt sind, aber Lokale und Private nicht. Ich méch-
te auf einen VorstoRR hinweisen, den die Ustra, das
offentliche Nahverkehrsunternehmen in der Region
Hannover, gerade unternimmt, um mit einem Pro-
vider aus der Region Hannover WLAN-Netze - 25
Hotspots sind wohl angepeilt - einzurichten. Das
freut mich ausdricklich. Viele haben es sicher
schon der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung
enthommen.

Sie sehen, es gibt einen Aufbruch. Daran wollen
wir uns gern beteiligen. In diesem Sinne freue ich
mich, wenn wir im Ausschuss zu einem - hoffent-
lich - einstimmig getragenen Antrag und Beschluss
kommen.

Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und bei der
SPD)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Onay. - Nun hat Herr Kollege
Miesner fir die CDU-Fraktion das Wort. Bitte! - Ich
darf Sie alle noch einmal um lhre Aufmerksamkeit
bitten.
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Axel Miesner (CDU):

Frau Prasidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Das war ja eine enorme Rede meines
Vorredners.

(Maximilian Schmidt [SPD]: Welche
Rede? Sie alle waren super!)

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Einen Moment, bitte, Herr Kollege Miesner! - Die
Debatten sind definitiv zu laut. Herr Kollege
Schminke, wir kdnnen Ihren Dialog schon hier vorn
mitverfolgen. Das gilt ibrigens auch fir die rechte
Seite des Hauses. - Bitte!

Axel Miesner (CDU):

Laut Tagesordnung und Antrag der Fraktionen von
SPD und Biindnis 90/Die Grinen soll es um Bur-
gernetze gehen, um Freifunk und um freies WLAN.

(Maximilian Schmidt [SPD]: Es soll
nicht nur, sondern es geht tatsachlich
darum!)

Mein Vorredner spricht von Uberwachungswahn
und Demokratisierung. Das sind rhetorische An-
satze der Grunen der 1970er- und 1980er-Jahre.
Kommen wir zum Thema!

WLAN: Das ist der Anspruch der Menschen. Der
Trend geht zum mobilen Arbeiten. Die Menschen
arbeiten mobil, sind beruflich und privat viel unter-
wegs, als Gaste im eigenen Land, aber auch als
Urlauber oder jetzt als Flichtlinge in unserem
Land. Von daher ist das Ziel richtig, noch mehr
WLAN, noch mehr Funkverbindungen einzurichten.
Man will sich vor Ort Uber Angebote im Urlaub
informieren. Der Handel vor Ort will seine Kunden
informieren. In der Bahn die Zeitung zu lesen und
mobil zu arbeiten, dahin fuhrt der Weg. Dafir soll
auch Freifunk genutzt werden.

Aber wenn ich den Antrag sehe und mir die Ant-
wort auf meine Anfrage zum Thema Breitband
anschaue, dann sollten wir, finde ich, einmal
schauen, wie weit der Bund mit dem Thema Breit-
band schon ist. Die Forderrichtlinie wurde seitens
der Bundesregierung schon am 21. Oktober verof-
fentlicht. Das Land will seine eigene Forderrichtli-
nie aber erst zum ersten Quartal 2016 veroffentli-
chen.

(Maximilian Schmidt [SPD]: Hier geht
es um etwas anderes! Sie haben den
falschen Zettel nach vorn mitgenom-
men!)

Im ersten Quartal: Das kann im néchsten Jahr
sogar nach Ostern sein. Ich bin gespannt, wann
wir endlich mit unserem Breitbandausbau in Nie-
dersachsen beginnen kénnen.

(Beifall bei der CDU)

WLAN ist aktuell in aller Munde. Mein Vorredner
Horst Kortlang hat es gesagt: Die Ustra ist wie
auch viele andere Verkehrsbetriebe dabei, WLAN-
Einrichtungen zu schaffen. In den Regionalziigen,
in den Bussen und in den Bahnen, aber auch in
den Kommunen ist das der Fall. Das ist genau der
richtige Weg. Da haben wir in der Tat einen enor-
men Nachholbedarf. Das erkennt man, wenn man
sich die Werte und auch die Angebote in Europa,
aber auch weltweit ansieht.

Der Gesetzgeber hat auf gesellschaftliche und
technische Veranderungen zu reagieren. Er ist
aber auch gefordert, Anbietern und Nutzern einen
sicheren und verlasslichen Rechtsrahmen zu ge-
ben. Die Anbieter der Router und Hotspots miissen
auch sicher sein, dass sie nicht dafir haften mus-
sen, was sich andere im Netz ansehen. Von daher
ist es genau richtig, dass die Stérerhaftung abge-
schafft gilt. Auch Sie wissen, dass der Bund dabei
ist, im Rahmen der Novellierung des Telemedien-
gesetzes Veranderungen vorzunehmen. Dazu
kann man das Gleiche sagen, was man auch im
Energiebereich immer wieder feststellen darf:
Sprechen Sie mit Sigmar Gabriel. Er ist Bundes-
wirtschaftsminister. In dessen Haus, in dem ent-
sprechenden Referat wird das Gesetz fir die Bera-
tung im Bundestrag vorbereitet. Sie sollten einfach
einmal lhren direkten Draht nutzen, sofern Sie ihn
noch haben.

(Zustimmung bei der CDU)

Die Nutzer missen dann aber auch sichergehen,
dass sie die Daten ganz allein nutzen und dass
letztendlich niemand sonst die E-Mails und Nach-
richten der Nutzer, die mobil arbeiten wollen, mit-
liest. Darauf hat der Nutzer ein Recht. Das muss
auch rechtlich festgelegt sein. Ebenso hat man
einen Anspruch - dies hat mein Vorredner, Horst
Kortlang, gesagt - auf leistungsfahige Netze. Das
Thema Bandbreite gehort ebenso dazu wie Kinder-
und Jugendschutz, der ebenfalls zu gewahrleisten
ist.

Zu den drei Punkten lhres Antrages: Sie haben
zunachst das Thema Stoérerhaftung angesprochen.
Das unterstreichen wir in der Tat. Ich habe bereits
darauf verwiesen, dass Sie hierzu Kontakt zu Ih-
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rem Minister Sigmar Gabriel auf Bundesebene
herstellen sollen.

In der Nr. 2 schreiben Sie, fir den Freifunk seien
gute Rahmenbedingungen zu schaffen. Frage: Nur
fur den Freifunk oder auch fir andere Anbieter von
WLAN-Einrichtungen?

In der Nr. 3 schreiben Sie, Freifunk-Initiativen sei-
en zu unterstitzen. Sie verweisen in diesem Zu-
sammenhang auf Universitaten, Fachhochschulen
und Flichtlingsunterkiinfte. Die Frage, die sich da
stellt, ist: Sie wollen immer alles unterstiitzen und
férdern. Wollen Sie daftr auch entsprechende
finanzielle Mittel bereitstellen?

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
von Jorg Bode [FDPY])

Vizeprasidentin Dr. Gabriele Andretta:

Vielen Dank, Herr Kollege Miesner. - Weitere
Wortmeldungen liegen nicht vor, sodass ich die
Beratung schlie3en kann.

Wir kommen zur Ausschussiiberweisung.

Federfihrend soll der Ausschuss fir Bundes- und
Europaangelegenheiten, Medien und Regional-
entwicklung sein. Wer so beschlieRen mochte, den
bitte ich um das Handzeichen. - Dann haben Sie
so beschlossen.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 43:

Pravention und Intervention gegen Diskriminie-
rung, gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit
und Ideologien der Ungleichwertigkeit - ein
Landesprogramm gegen Rechtsextremismus -
Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion
Bundnis 90/Die Griinen - Drs. 17/4541

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, dass die-
ser Antrag ohne Aussprache direkt in den Aus-
schuss uberwiesen werden soll.

Federfihrend soll der Ausschuss fiir Rechts- und
Verfassungsfragen sein. Wer so beschlielen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. - Dann
haben Sie so beschlossen.
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Wir kommen nun zur Festlegung von Zeit und Ta-
gesordnung des nachsten Tagungsabschnitts.

Der nachste, der 30. Tagungsabschnitt ist vom 14.
bis 17. Dezember 2015, d. h. von Montag bis Don-
nerstag, vorgesehen. Der Prasident wird den Land-
tag einberufen und im Einvernehmen mit dem Al-
testenrat den Beginn und die Tagesordnung der
Sitzung festlegen.

Ich schlie3e die Sitzung und wiinsche Ihnen einen
guten Nachhauseweg.

Schluss der Sitzung: 15.03 Uhr.



	Stenografischer Bericht

	80. Sitzung am      13. November 2015

	TOP 33:
Mitteilungen des Präsidenten 
	 Unterrichtung über die Ab- ordnung von Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamten sowie Bediensteter anderer Ressorts zur Erfassung von Flüchtlingen in den Landesaufnahmeeinrichtungen 
	TOP 34:
Mündliche Anfragen
	Frage 1:
Bilanz des Fachhochschulentwicklungsprogramms (FEP) 

	TOP 35:
Die Landesregierung muss regelmäßig und transparent aktuelle Zahlen zur Flüchtlingskrise zur Verfügung stellen 
	TOP 36:
Menschen in Not helfen, Zuwanderung ordnen und steuern, Integration sichern! 
	TOP 37:
„Demokratie braucht politische Bildung“ - Niedersachsen braucht wieder eine Landeszentrale für politische Bildung! 
	TOP 38:
Finger weg von den nationalen Bankeneinlagensicherungssystemen - keine Vergemeinschaftung von Bankenrisiken zulasten der funktionierenden Einlagensicherungssysteme von Volksbanken und Sparkassen 
	TOP 39:
Asylverfahren entlasten und vorübergehenden Schutz durch spezifischen Flüchtlingsstatus gewähren
	TOP 40:
Stärkung der betrieblichen und privaten Altersvorsorge - Entlastung für Versicherte und Unternehmen 
	TOP 41:
Gute Ausbildung für Niedersachsens Feuerwehren 
	TOP 42
Freies WLAN in Niedersachsen: Freifunk unterstützen, Bürgernetze ausbauen!
	TOP 43:
Prävention und Intervention gegen Diskriminierung, gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und Ideologien der Ungleichwertigkeit - ein Landesprogramm gegen Rechtsextremismus
	Nächste Sitzung


	endber080.pdf
	Tagesordnungspunkt 33:Mitteilungen des Präsidenten 
	Außerhalb der Tagesordnung:Unterrichtung über die Abordnung von Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten sowie Bediensteter anderer Ressorts zur Erfassung von Flüchtlingen in den Landesaufnahmeeinrichtungen 
	Tagesordnungspunkt 34:Mündliche Anfragen - Drs. 17/4530 
	Frage 1:Bilanz des Fachhochschulentwicklungsprogramms (FEP) 
	Tagesordnungspunkt 35:Erste Beratung:Die Landesregierung muss regelmäßig und transparent aktuelle Zahlen zur Flüchtlingskrise zur Verfügung stellen - Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/4516 
	Tagesordnungspunkt 36:Erste Beratung:Menschen in Not helfen, Zuwanderung ordnen und steuern, Integration sichern! - Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/4517 - Änderungsantrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/4594 
	Tagesordnungspunkt 37:Erste Beratung:„Demokratie braucht politische Bildung“ - Niedersachsen braucht wieder eine Landeszentrale für politische Bildung! - Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/4526 
	Tagesordnungspunkt 38:Erste Beratung:Finger weg von den nationalen Bankeneinlagensicherungssystemen - keine Vergemeinschaftung von Bankenrisiken zulasten der funktionierenden Einlagensicherungssysteme von Volksbanken und Sparkassen - Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 17/4520 
	Tagesordnungspunkt 39:Erste Beratung:Asylverfahren entlasten und vorübergehenden Schutz durch spezifischen Flüchtlingsstatus gewähren - Gesetzentwurf zur Gewährung vorübergehenden nationalen humanitären Schutzes in den Bundesrat einbringen - Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/4521 
	Tagesordnungspunkt 40:Stärkung der betrieblichen und privaten Altersvorsorge - Entlastung für Versicherte und Unternehmen - Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 17/4522 
	Tagesordnungspunkt 41:Erste Beratung:Gute Ausbildung für Niedersachsens Feuerwehren - Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/4523 
	Tagesordnungspunkt 42:Erste Beratung:Freies WLAN in Niedersachsen: Freifunk unterstützen, Bürgernetze ausbauen! - Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/4524 
	Tagesordnungspunkt 43:Prävention und Intervention gegen Diskriminierung, gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit und Ideologien der Ungleichwertigkeit - ein Landesprogramm gegen Rechtsextremismus - Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/4541 
	Word-Lesezeichen
	beschlussfähigkeit
	beschluss35
	beschluss37
	beschluss38
	pantazis
	oetjen
	beschluss39
	beschluss40
	beschluss41
	beschluss42
	beschluss43
	nächstesitzung



